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Bericht 

über die Tagung der Beratenden Versammlung des 
Europarates vom 19. bis 26. Januar 1972 in Straßburg 


Während der Januar-Tagung (Dritter Teil der 23. Sitzungsperi- 
ode) erörterte die Beratende Versammlung Berichte und verab- 
schiedete Empfehlungen und Entschließungen, die sich mit fol- 
genden Themen befaßten: 

— Tätigkeitsbericht des Präsidiums, Bericht des Ministerkomi- 
tees 

Hierzu sprachen: Abg. Dr. Schmid (Frankfurt) (S. 5), Blumen- 
feld (S. 33; 34), Bauer (Würzburg) (S. 33), Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) (S. 34), Frau Klee (S. 45). 

— Rechtsfragen (Strafrecht, Handelsrecht, Steuerrecht, Völker- 

recht, Menschenrechte) 

Hierzu sprachen: Abg. Alber (S. 6; 8), Siegleischmidt (S. 8; 9) 
Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 652 betr. das Studium der Rechtssysteme der 
zentral- und osteuropäischen Länder an den westeuropä- 
ischen Universitäten und den Austausch von Juristen im 
Rahmen von Kulturabkommen zwischen west- und osteuro- 
päischen Staaten 
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Empfehlung 653 betr. die Erarbeitung gemeinsamer recht- 
licher Richtlinien hinsichtlich der künstlichen Inseln auf 
hoher See 

Empfehlung 654 betr. die fortschreitende Harmonisierung 
des Strafrechts und die baldige Ratifizierung der entspre- 
chenden europäischen Konventionen durch die Mitglied- 
staaten 

Empfehlung 655 betr. die Ausarbeitung eines europäischen 
Abkommens über den Erwerb und den Besitz von Feuer- 
waffen zur Verhinderung von Gewalttaten 

Empfehlung 656 betr. rechtliche und fiskalische Erleichte- 
rungen für gemeinnützige Organisationen 

— öffentliche Sitzungen des Ständigen Ausschusses 

Hierzu sprachen: Abg. Dr. Ahrens (S. 15), Bauer (Würzburg) 
(S. 16) 


— Flüchtlingsprobleme (Situation der Exilgriechen; Situation 
der Palästinaflüchtlinge und die Tätigkeit der U.N.R.W.A.) 
Hierzu sprachen: Abg. Pöhler (S. 12; 15), Blumenfeld (S. 13) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 657 betr. die Weiterführung demographischer 
Untersuchungen und die Schaffung eines ständigen Exper- 
tenausschusses im Rahmen des Europarates 

Empfehlung 658 betr. Verbesserung der Lage der Palästina- 
flüchtlinge durch Hilfsmaßnahmen der U.N.R.W.A. und der 
europäischen Regierungen 


Entschließung 508 betr. die Lage der griechischen Flücht- 
linge im Exil 


— Probleme des Umweltschutzes (Umweltpolitik in Europa; 
Auswirkung der Umweltverschmutzung auf die menschliche 
Gesundheit; Verminderung der durch Autoabgase verur- 
sachten Luftverunreinigung in den Städten; Auswirkungen 
der Überschallflüge auf den Menschen und die Natur) 

Hierzu sprachen: Bundesminister Genscher (S. 16), Abg. 
Bauer (Würzburg) (S. 25), Siegierschmidt (S. 27), Frau Her- 
klotz (S. 31; 53), Dr. Rinderspacher (S. 32) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 659 betr. Umweltpolitik in Europa, die Rolle 
des Europarates, die Aufgaben der nationalen Regierungen 
und die Förderung neuer wissenschaftlicher und technischer 
Methoden 
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Empfehlung 660 betr. die Auswirkungen der wissenschaft- 
lichen und technischen Entwicklung auf die menschliche Ge- 
sundheit 
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Wohnungspolitik in Europa 

Hierzu sprach: Abg. Dr. Ahrens (S. 28) 

Beschluß der Versammlung 

Empfehlung 661 betr. Grundsätze und Methoden einer zeit- 
gemäßen Wohnungspolitik 


Fragen der Ost-West-Beziehungen (Vorbereitung der Kon- 
ferenz über die Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa; 
Haltung der Lander Osteuropas zur Entwicklung der Ost- 
West-Beziehungen) 

Hierzu sprachen: Abg. Frau Klee (S. 34; 49), Lenze (Atten- 
dorn) (S. 45), Dr. Schulz (Berlin) (S. 37), Sieglerschmidt (S. 38) 
Roser (S. 40), Bauer (Würzburg) (S. 41), Lemmrich (S. 43), 
Kahn-Ackermann (S. 44), Amrehn (S. 47), Dr. Furier (S. 51), 
Blumenfeld (S. 50) 

Beschluß der Versammlung 

Empfehlung 662 betr. die Ost-West-Beziehungen, die Vor- 
bereitung einer Konferenz über die Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa und die Rolle des Europarates in den 
kommenden Verhandlungen 


Wissenschaft und Technologie (Europäische Raumfahrtpoli- 
tik; europäische Zusammenarbeit auf wissenschaftlich-tech- 
nologischem Gebiet; Verwendung von Computern in den 
nationalen Parlamenten) 

Hierzu sprachen: Abg. Frau Dr. Walz (S. 52; 54), Richter 
(S. 55), Dr. Hermesdorf (Schleiden) (S. 57) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 663 betr. ein europäisches Raumforschungspro- 
gramm, die Koordinierung der europäischen Institutionen 
und die Teilnahme am amerikanischen Post-Apollo-Pro- 
gramm 

Empfehlung 664 betr. Vorbereitung eines Abkommens zur 
Erleichterung des Austauschs von wissenschaftlichem und 
technologischem Material in Europa 


Landwirtschaftspolitik (Der Mensch und die neuen Strukturen 
in der Landwirtschaft; Fischereiprobleme in der erweiterten 
Gemeinschaft; Beziehungen zwischen dem Europarat und 
dem Zentrum für landwirtschaftliche Studien im Mittelmeer- 
raum; der zweite Welternährungskongreß) 

Hierzu sprachen: Bundesminister Ertl (S. 58; 64), Abg. Dr. 
Rinderspacher (S. 64), Roser (S. 64; 68), Frau Herklotz (S. 69) 


Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 514 betr. die Aufgaben und Methoden der 
Landwirtschaft in der Industriegesellschaft 
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Empfehlung 668 betr. den Kampf gegen den Hunger und 
konkrete Hilfsmaßnahmen für die Entwicklungsländer 

— Wirtschaftliche Fragen (Geldwertstabilität und wirtschaft- 
liches Wachstum) 

Beschluß der Versammlung 

Entschließung 516 betr. die Verantwortung der Regierungen, 
der Unternehmer und der Arbeitnehmer für die Entwicklung 
der Löhne, Preise und Investitionen im Interesse der Geld- 
wertstabilität und der Produktivität 

— Situation in Ostbengalen 

Die Reden der deutschen Abgeordneten sind nachstehend im 
Wortlaut abgedruckt. 

Den turnusmäßigen Bericht des Ministerkomitees trug der 
Schweizer Bundesrat Gräber als derzeitiger Präsident des Mini- 
sterkomitees vor. Zur Versammlung sprachen der irische Justiz- 
minister O'Malley, aus der Bundesrepublik Deutschland der 
Bundesminister des Innern, Genscher, und der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Ertl, der österrei- 
chische Außenminister Kirchschläger und der englische Premier- 
minister Heath, dem in einer Sondersitzung am Freitag, 21. Ja- 
nuar 1972, der „Europapreis für Staatskunst" feierlich überreicht 
wurde. 

Abg. Bauer (Würzburg) (SPD) wurde zum Vizepräsidenten der 
Beratenden Versammlung gewählt. Abg. Kahn-Ackermann 
(SPD), bisher stellvertretendes Mitglied, wurde Mitglied der 
Beratenden Versammlung an Stelle von Abg. Dr. Schulz (Berlin) 
(CDU/CSU) I für Abg. Kahn-Ackermann trat Abg. Pawelczyk 
(SPD) als stellvertretendes Mitglied ein. Abg. Dr. Schulz (Ber- 
lin) (CDU/CSU) wurde an Stelle des Abg. Dr. h. c. Kiesinger 
(CDU/CSU), der ausschied, Stellvertreter. 

Bonn, den 14. Februar 1972 


Hannsheinz Bauer (Würzburg) 

Stellvertretender Sprecher 


Erik Blumenfeld 

Sprecher 
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Mittwoch, 19. Januar 1972 


Tagesordnungspunkt: 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums, 
des Ständigen Ausschusses und des 
Ausschusses für die Beziehungen 
zu den nationalen Parlamenten 

Berichterstatter: Abgeordneter Reverdin 


Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte die 
Gelegenheit Ihres Berichtes benutzen, um einige An- 
merkungen zu der Sache zu machen, die Sie, Herr 
Präsident Reverdin, soeben behandelt haben. Vorher 
aber möchte ich mich Ihrer Person zuwenden. 

Ich weiß nicht, ob es sich in der leisen Art, in der 
Sie es ausgesprochen haben, allen Anwesenden mit- 
geteilt hat, daß es sich bei dem Bericht unseres Präsi- 
denten Reverdin um eine Rede zum Abschied han- 
delte. Wir stehen vor der Tatsache, daß wir von der 
nächsten Sitzungsperiode an unter anderer Ägide 
tagen werden. Da ist es wohl dem Doyen d'Age, der 
ich leider bin, erlaubt, ein Wort des Bedauerns und 
ein Wort des Dankes zu sagen. 

Ein Wort des Bedauerns; denn wir verlieren einen 
Präsidenten, dem die Beratende Versammlung sehr 
viel von der Achtung verdankt, die ihr in der Welt 
entgegengebracht wird. Wer auch sein Nachfolger 
werden mag, er wird es schwer haben, nicht im 
Schatten der Erinnerung zu stehen, die Präsident 
Reverdin uns hinterlassen wird. 

Nun, welches Erbe erlauchtester, erlesenster euro- 
päischer Tradition versammelt sich nicht in der Per- 
son des Eidgenossen, Bürgers von Genf Olivier Re- 
verdin: Docteur-es-lettres, Professor der klassischen 
Wissenschaft, Journalist, Diplomat, homme politique 
und homme de lettres! Ich habe in meinem Heimat- 
land immer wieder der Meinung Ausdruck gegeben, 
oft unverstanden, daß gerade die Würde des aka- 
demischen Talars nicht davon abhalten dürfe, son- 
dern dazu aufrufe, in die Arena hinabzusteigen und 
dort für die Vermenschlichung der Politik und der 
Dinge des Staates zu streiten; denn das verleihe 
der Politik die eigentliche Würde, daß sie für die 
Vermenschlichung des Staates wirke. Und wie 
stünde es um die Glaubwürdigkeit einer Wissen- 
schaft und ihrer Vertreter, die sich den Tagesereig- 
nissen verschlösse und sich in klösterlicher Abge- 
schiedenheit selbstzufrieden mit Kommentaren zum 
politischen Geschehen begnügte? Wie könnte eine 
solche Wissenschaft, wie könnten ihre Vertreter auf 
das Gehör der jungen Generation hoffen? Und, ver- 
ehrte Kolleginnen und Kollegen, vergessen wir 
nicht, auch in diesem Jahrhundertdrittel wird die 
Jugend das Schicksal des nächsten Jahrhunderts be- 
stimmen. 

Dem Ruf in die Arena sind Sie, Professor Rever- 
din, gefolgt. Sie wußten als Bürger von Genf, der 
Stadt Calvins, daß der Professor öffentlich Zeugnis 


geben muß, und nicht nur in Worten, nicht nur in 
seinen Meditationen, sondern coram publico durch 
die Tat, wenn er seinem Mandat gerecht werden will. 
Sie haben sich nicht gescheut, zunächst in Ihrer 
Heimat und später auf dem internationalen Feld für 
Freiheit, Recht, Frieden, mit einem Wort gesagt: für 
die Menschen zu streiten, ungeachtet der Quantität 
und der Qualität jener, die meinten, in den Dingen 
des Staates und der Gesellschaft anderer Meinung 
sein zu sollen als Sie. Fair und nobel haben Sie die 
Auseinandersetzung geführt und bestanden, wie Sie 
hier den Vorsitz geführt haben. Ich glaube, als älte- 
stes Mitglied dieses Hauses legitimiert zu sein. 
Ihnen im Namen aller dies zu bestätigen. Indem Sie 
sich in diesem Hause als den darstellten, der Sie 
sind, haben Sie dem Mandat des europäischen Par- 
lamentariers einen besonderen Rang gegeben. 

Ihre Präsidentschaft wird lange nachwirken. Ihr 
heutiger Bericht legt davon beredtes Zeugnis ab. 
Sie haben sich mit Erfolg um eine Konzentration der 
Arbeiten unserer Versammlung bemüht. Insbeson- 
dere haben Sie sich das dornenvolle Problem der 
Publizität der Arbeit der Versammlung angelegen 
sein lassen. Wir ringen mit diesem Problem, seit der 
Europarat besteht. 

Ein schmerzhaftes Ereignis, dessen wir immer 
wieder gedenken, spielte sich während Ihrer Präsi- 
dentschaft ab. Griechenland verließ den Europarat. 
Sie erwähnten es, und daß dieses Ereignis den Pro- 
fessor, den Philhellenen, den Humanisten besonders 
getroffen hat, war Ihren Worten zu entnehmen. Sie 
sprachen für viele von uns aus dem Herzen. Wir 
geben die Hoffnung nicht auf, Vertreter dieses euro- 
päischen Ursprungslandes wieder in unserer Mitte 
begrüßen zu können. Was wäre ein Abendland, was 
wäre Europa ohne Griechenland, ohne ein Griechen- 
land, das sich so begreift, daß es sich in unserer 
Mitte zu Hause fühlen kann? 

In zukunftsbewußter Nüchternheit haben Sie er- 
kannt, daß und wie die Kontinente unseres Planeten 
zusammenwachsen. Sie wissen, daß es geschieht, 
ob wir es wollen oder nicht, nach den Worten 
Machiavellis: secondo la necessita delle cose e non 
l'imaginazione di esse. Sie haben dieser Erkenntnis 
Ausdruck verliehen, indem Sie die Bande der Ver- 
sammlung zu den Vereinigten Staaten und zu Ka- 
nada verstärkten, und Sie haben Kontakte zu an- 
deren Regionen — zu Südamerika, zum Nahen 
Osten und zu Neuseeland — gesucht und gefunden 
und damit den Horizont der öffentlichen Meinung 
Europas erweitert. 

Herr Präsident, ich kann hier nur auf einige Aus- 
schnitte Ihrer bewundernswerten Tätigkeit hinwei- 
sen. Ich möchte schließen; denn die Geschäftsord- 
nung, an die ich als gelernter Präsident mich zu hal- 
ten gelernt habe, schließt eine längere Redezeit für 
den aus, der eine Laudatio zu sprechen hat. Ich 
schließe mit dem Satz Senecas, den Sie kennen: 
Longum iter est per praecepta, breve et efficax per 
exempla. — Lang ist der Weg, den die Lehren wei- 
sen, kurz und wirksam der Weg, den die Beispiele 
bahnen. Dieses Beispiel, Herr Präsident, hat der Pro- 
fessor Reverdin gegeben. (Beifall) 
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Donnerstag, 20. Januar 1972 


Tagesordnungspunkt: 

Die Rolle des Europarates 
auf dem Gebiet des Strafrechts 

(Drucksache 3075) 

Berichterstatter: Abgeordneter Alber (CDU/CSU) 

Alber (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Meine Damen, meine Herren! Gerade im Be- 
reich des Strafrechts war der Europarat der Schritt- 
macher, und zwar stärker als auf irgendeinem anderen 
Gebiet. Sonst beschränken sich im Bereich des Straf- 
rechts auf internationaler Ebene die Aktivitäten 
mehr auf Kontakte zwecks internationaler Rechts- 
hilfe, wobei die Grundlage das Territorialprinzip ist 
Anders jedoch in den Übereinkommen des Europa- 
rats; sie atmen den Geist einer echten europäischen 
Gemeinschaft, bleiben also nicht beim Territorial- 
prinzip stehen. 

Im Bereich des Strafrechts eine Gemeinschaft zu 
schaffen, ist notwendig und zwar im Hinblick auf 
folgende Ziele: Wahrung der Grundrechte und Men- 
schenrechte, Schaffung von Rechtssicherheit, Wah- 
rung der Rechtsstaatlichkeit, Das sind die grund- 
legenden Prinzipien für die Harmonisierung des 
Strafrechts. 

Ein Motiv für die gemeinsamen Aktionen ist der 
Schutz der Gesellschaft vor dem Ansteigen der Kri- 
minalität unter Berücksichtigung der Tatsache, daß 
die Kriminalität vor den Grenzen nicht halt macht. 
Dies ist zurückzuführen auf die wirtschaftliche Ent- 
wicklung insgesamt, auf die Verbesserung der Ver- 
kehrsbedingungen, auf die Ausweitung der Kommu- 
nikationsmittel, auf die Mobilität der Bevölkerung 
schlechthin. 

Ein zweites Motiv für die Schaffung gemeinsamen 
Rechts ist der Wunsch nach gleicher Behandlung der 
Straffälligen mit dem Ziel der Wiedereingliederung 
in die Gesellschaft, der im internationalen Bereich 
immer größere Bedeutung zukommt. 

Die fruchtbaren Ergebnisse dieser einheitlichen 
Einstellung liegen, was den Bereich der internatio- 
nalen Zusammenarbeit angeht — der mehr prak- 
tische Erfolge aufzuweisen hat als der Bereich der 
Harmonisierung — , einmal auf dem Gebiet der Aus- 
lieferung, zweitens auf dem der gegenseitigen 
Rechtshilfe, drittens in der Ermöglichung der Voll- 
streckung eines Urteils in einem anderen Staat als 
dem, in dem es gefällt wurde, viertens in der Über- 
tragung der Strafverfolgung sowie schließlich auf 
dem Gebiet der Kompetenzverteilung. 

Die konkrete Arbeit zeigt sich einmal im Euro- 
päischen Auslieferungsübereinkommen, zweitens im 
Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe 
in Strafsachen. Ein weiterer Schritt zur Erreichung 
einer vollständigen internationalen Zusammenarbeit 
ist das Europäische Übereinkommen über die inter- 


nationale Gültigkeit von Strafurteilen. Ihm liegen 
folgende Prinzipien zugrunde: Einmal wird der 
Wohnsitzstaat des Delinquenten ermächtigt, ein Ur- 
teil zu vollstrecken, das in dem Staat, in dem die 
Straftat begangen worden ist, ergangen ist, und 
zweitens wird dieser Staat ermächtigt, Wiederein- 
gliederungsmaßnahmen durchzuführen. Dies ist an 
sich die konsequente Fortsetzung von zwei weiteren 
Übereinkommen, nämlich dem Europäischen Über- 
einkommen über die Strafverfolgung von Straßen- 
verkehrsdelikten und des Europäischen Übereinkom- 
mens über die Überwachung bedingt verurteilter 
oder bedingt entlassener Personen. 

Das modernste Übereinkommen im Bereich der 
internationalen Zusammenarbeit ist das Europäische 
Übereinkommen über die Übertragung von Strafver- 
fahren. Es hat zum Ziel, daß die Verfolgung einer 
Straftat von dem Staat vorgenommen werden soll, 
der am besten dazu in der Lage ist, und zwar unab- 
hängig davon, wo die Straftat begangen worden ist. 
Nur so kann auch der Grundsatz „ne bis in idem" 
voll verwirklicht werden, der zwar im nationalen 
Recht durchweg beachtet wird, der aber im inter- 
nationalen Bereich auf Grund des Souveränitätsden- 
kens bislang vernachlässigt wurde. 

Dies sind sechs europäische Übereinkommen. Zu 

meinem großen Bedauern mußte ich feststellen, daß 
viele Länder sie noch nicht ratifiziert haben. Das 
letztgenannte Übereinkommen ist allerdings noch 
nicht zur Unterschrift ausgelegt. Daher geht mein 
erster Vorschlag dahin, daß wir zunächst einmal ver- 
suchen sollten, festzustellen, warum die einzelnen 
Länder bislang die fünf erstgenannten Übereinkom- 
men noch nicht ratifiziert haben. Anschließend soll- 
ten wir auf eine schnelle Ratifizierung drängen. Man 
sollte außerdem die einzelnen Länder auffordern, 
möglichst wenig Vorbehalte zu machen. Ich erwähne 
in diesem Zusammenhang nur, daß das Ausliefe- 
rungsübereinkommen mit der übergroßen Zahl von 
86 Vorbehalten und entsprechenden Erklärungen be- 
haftet ist. 

Ein zweiter Vorschlag geht dahin, das letztge- 
nannte Europäische Übereinkommen, das demnächst 
zur Unterschrift ausgelegt wird, dieser Versammlung 
vorher zur Stellungnahme vorzulegen. Der Kollege 
Piket hat ein Amendement eingereicht mit dem Ziel, 
daß bei künftigen Übereinkommen ebenfalls so ver- 
fahren wird, daß sie erst der Versammlung vorgelegt 
werden. Ich würde diesem Amendement zustimmen. 

Zu dem, was bisher geleistet worden ist, gehört 
— ■ neben den erwähnten sechs Übereinkommen — 
noch die Resolution 65/11 über die Untersuchungs- 
haft. Ziel dieser Resolution ist es, zu erreichen, daß 
in diesem Bereich von gleichen Prinzipien ausgegan- 
gen wird, daß die Dauer der Untersuchungshaft in 
einem angemessenen Verhältnis zur Dauer der zu 
erwartenden Strafe steht, daß eine ständige Über- 
prüfung der Haft möglich ist, daß das Beschwerde- 
recht ausgebaut wird, daß dem Delinquenten in be- 
sonderen Fällen ein Anwalt beigegeben wird. Es ist 
der Wunsch des Ausschusses, daß sich Vertreter der 
einzelnen Länder einmal zusammensetzen und ihre 
Erfahrungen mit dem jeweiligen nationalen Recht 
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Alber 

der Untersuchungshaft austauschen, diese Erfahrun* 
gen auswerten und so dafür sorgen, daß dieser Re- 
solution Rechnung getragen wird. 

Auf dem Gebiete der Harmonisierung des Straf- 
rechts spielt für die Arbeit des Europarates eine 
wesentliche Rolle die Frage, ob wir ein Europäisches 
Strafgesetzbuch als Modellstrafgesetzbuch schaffen 
sollten. Der Gedanke war, daß die bisherige Arbeit 
an sich mehr von prozessualen Gesichtspunkten aus- 
ging; wünschenswert wäre jetzt eine Harmonisie- 
rung des materiellen Rechts, also des positiven 
Rechts. Herr Professor Enschede aus Amsterdam 
wurde beauftragt, hierzu Überlegungen anzustellen. 
Er ging von den Erfahrungen in den Vereinigten 
Staaten aus, wo von dem Amerikanischen Rechts- 
institut in den Jahren 1951 bis 1962 ein Modellstraf- 
gesetzbuch ausgearbeitet worden ist. Herr Professor 
Enschede kam jedoch zu der Überzeugung — und 
der Ausschuß schloß sich ihr an — , daß man die 
amerikanischen Erfahrungen mit den europäischen 
leider nicht vergleichen könne; man müsse berück- 
sichtigen, daß im amerikanischen Recht, das vom 
angelsächsischen Recht ausgeht, dem also das Fall- 
recht zugrunde liegt, die Kodifizierung strafrecht- 
licher Bestimmungen nicht so weit fortgeschritten ist 
wie in Europa. Das amerikanische Modellstrafgesetz- 
buch diente also nicht etwa einer Harmonisierung 
bereits bestehenden Rechts, sondern einer Refor- 
mierung des Rechts. Das ist ein anderer Sachverhalt 
als der, mit dem wir es in Europa zu tun haben. Das 
Modell diente in den. USA nicht einer Uniformierung, 
sondern es sollte, wie der Name sagt, ein Modell 
für die Schaffung neuen Rechts darstellen. Dies ist im 
europäischen Bereich nicht möglich. Hier haben die 
einzelnen Länder ihr kodifiziertes Strafrecht bereits 
sehr weit entwickelt. Wenn man bedenkt, wie sehr 
das Souveränitätsdenken gerade im Bereich des 
Strafrechts — als einem Teil des öffentlichen Rechts 
• — eine Rolle spielt, dann wird jeder zugeben müs- 
sen, daß es hier nicht ohne weiteres möglich ist, ein 
europäisches Strafgesetzbuch als Modell zu schaffen. 

Wenn wir auf Grund dieser Überlegungen zu dem 
Schluß kommen, daß es nicht zweckmäßig wäre, ein 
solches Strafgesetzbuch auszuarbeiten, so heißt das 
jedoch nicht, daß wir gegen jegliche Harmonisierung 
im Bereich des Strafrechts wären. Ganz im Gegen- 
teil! Eine Harmonisierung ist notwendig, weil ge- 
rade die Grundsätze, die dem Strafrecht zugrunde 
liegen — moralische Vorstellungen, soziale, sitt- 
liche — , in ständigem Wandel begriffen sind. Dies 
muß bei einer Harmonisierung berücksichtigt wer- 
den. Das zeigt aber auch bereits, daß eine Harmoni- 
sierung in diesem Bereich sehr schwierig ist. 

Der Ausschuß hat sich folgende Auffassung gebil- 
det. Eine Harmonisierung ist wünschenswert und 
notwendig. Sie kann jedoch nur in Stufen erfolgen. 
Die Reihenfolge einer solchen Harmonisierung sollte 
etwa wie folgt aussehen. Zunächst einmal sollten 
bestimmte Straftatbestände inklusive des Strafmaßes 
harmonisiert werden, nämlich: Erstens dort, wo es 
sich um neuartige Delikte handelt; ich erwähne: De- 
likte auf dem Gebiet des Umweltschutzes, auf dem 
Gebiet des Schutzes der Privatsphäre, Luftpiraterie 
und ähnliches. Zweitens sollte eine Harmonisierung 


erfolgen bei den Delikten, die in allen Ländern auf 
Grund soziologischer Veränderungen gleichzeitig im 
Ansteigen begriffen sind; ich erwähne als wichtigstes 
Beispiel den Drogenmißbrauch. Die dritte Art von 
Delikten, bei denen eine Harmonisierung erfolgen 
sollte, betrifft die internationale Hochkriminalität; 
ich erwähne den Kunstdiebstahl, den Waffenhandel 
und kapitale Vermögensdelikte. Viertens sollte eine 
Harmonisierung der Delikte erfolgen, in die im Zuge 
der Mobilität der Bevölkerung, der Freizügigkeit 
und des Tourismus im Prinzip jeder einmal ver- 
wickelt werden könnte; ich erwähne nur die Bestim- 
mungen des Straßenverkehrsrechts. — Langfristig 
wäre zu wünschen, daß diese Art der Harmonisie- 
rung auch im Bereich des Sexualstrafrechts, der De- 
likte gegen Ehe und Familie und hinsichtlich der Ab- 
treibung herbeigeführt wird. Der Ausschuß ist sich 
jedoch über die Problematik, die gerade in diesem 
Bereich liegt, im klaren. Die Harmonisierung auf die- 
sem Gebiet kann leider nur auf einer Endstufe er- 
folgen. 

Ein weiterer Vorschlag geht dahin, die übrigen 
Straftatbestände zunächst ohne das Strafmaß zu har- 
monisieren. Aus Gründen der Rechtssicherheit sollte 
langfristig erreicht werden, daß die Tatbestände auf 
gleichen Definitionen aufgebaut werden. 

Als dritten Schritt — ebenfalls langfristig — sollte 
man versuchen, das Strafverfahrensrecht, also das 
Prozeßrecht zu vereinheitlichen oder zumindest auf 
die zwei Ordnungen zurückzuführen, die hier in 
Europa die herrschenden sind. Auch dies erscheint 
auf Grund der Rechtssicherheit geboten. 

Erst nach diesen Harmonisierungen könnte man 
auch an eine umfassende Harmonisierung der Straf- 
maße und des Strafvollzuges herangehen. 

Eine konkrete Empfehlung des Ausschusses geht 
dahin, das Europäische Komitee für Kriminalpro- 
bleme zu beauftragen, festzulegen, in welchen Sek- 
toren des Strafrechts und des Strafverfahrensrechts 
eine Harmonisierung angestrebt werden sollte. Eine 
zweite Empfehlung hat zum Inhalt die Verstärkung 
des Gedankenaustauschs und des Austauschs von 
Informationen, und zwar im Rahmen der Arbeit des 
genannten Europäischen Komitees für Kriminalpro- 
bleme. Hier sollten Ad-hoc-Gruppen gebildet wer- 
den, die sich mit dieser Frage befassen. Der Aus- 
schuß denkt etwa an folgenden Stufenplan: zunächst 
eine Unterrichtung der einzelnen Länder über die 
geplanten Vorhaben, sodann ein regelmäßiges Tref- 
fen der Beamten, die mit der Vorbereitung dieser 
Vorhaben befaßt sind; drittens die Ausarbeitung 
eines gemeinsamen Dossiers, das Grundlage für die 
eigenen nationalen Vorhaben sein sollte-, und 
schließlich die Erarbeitung gemeinsamer Richt- 
linien, die dann für die einzelnen Länder verbindlich 
sein sollten. 

Meine Damen und Herren, diese Harmonisierung 
im Bereich des Strafrechts ist aus den drei bereits 
genannten Gründen wichtig: der Achtung der 
Rechtsstaatlichkeit, der Wahrung der Menschen- 
rechte und der Schaffung von mehr Rechtssicherheit. 
Der Europarat sollte hier seine Schrittmacherfunk- 
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tion weiter ausbauen und nützen. Ich bitte Sie da- 
her, den Vorschlägen des Ausschusses und dem Än- 
derungsantrag von Herrn Piket zuzustimmen. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte den Berichterstatter 
zunächst zu seinem wirklich ausgezeichneten Bericht 
beglückwünschen. Der Bericht ist abgewogen und 
hat angesichts der Schwierigkeiten dieser Materie — 
nämlich der Gefahr einerseits, ein großes Gebäude 
aufzurichten, wie wir es zunächst mit dem Modell- 
strafgesetzbuch vorgenommen hatten, ein Gebäude, 
das aber, um dies gleich zu sagen, niemals wirklich 
zu Ende gebaut werden kann, und der Gefahr ande- 
rerseits, gar nichts oder nur Unverbindlichkeiten zu 
bringen — den richtigen Mittelweg eingeschlagen. 

Ich möchte nur kurz diejenigen Gebiete des Straf- 
rechts und des Strafverfahrensrechts hervorheben, 
von denen ich meine, daß es des Schweißes der Edlen 
und der Bemühungen aller Berufenen — wobei ich 
durchaus, Herr Kollege Piket, nicht nur das ehren- 
werte ECCP, vor dessen Sachverstand ich große 
Hochachtung habe, sondern auch die Kollegen aus 
dem Rechtsausschuß meine — wert ist, sich mit dem 
Versuch einer Harmonisierung zu beschäftigen. 

Herr Kollege Alber hat diese Gebiete schon ge- 
nannt, aber ich möchte ihre besondere Dringlichkeit 
unterstreichen. Da ist einmal das Strafrecht auf dem 
Gebiete des Straßenverkehrs, von dem wir eben alle 
betroffen sind, wenn wir durch Europa fahren. Jeder 
sollte wissen, daß er sozusagen nach gleichen Usan- 
cen bedient wird, ob er sich mit seinem Wagen nun 
in Südfrankreich oder aber in Schweden oder Nor- 
wegen befindet. 

Da ist zum zweiten das außerordentlich wichtige 
Gebiet des Strafrechts auf dem Sektor des Umwelt- 
schutzes. Wir werden, Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Koleginnen und Kollegen, die eigentliche 
Debatte darüber noch führen, und sicherlich wird 
sich dabei zeigen, daß dort nicht mit dem „großen 
Stock'', mit dem „big stick" des Strafrechts, Wunder 
zu bewirken sind. Aber daß es auch dazugehört 
und daß es selbstverständlich gerade bei der Natur 
dieser Sache — ich brauche als Stichwort nur den 
Fluß zu nennen, an dem diese Stadt hier liegt, den 
Rhein — notwendig ist, innerhalb der Mitgliedstaa- 
ten möglichst zu gleichen Strafbestimmungen zu 
kommen, das liegt wohl auf der Hand. 

Das dritte ist das Strafrecht auf dem Gebiet der 
Drogen, wo es sicherlich gut ist, daß sich unsere 
Kriminalpolizeien bemühen, eng zusammenzuarbei- 
ten, wo man aber, wenn man wirklich eine effektive 
Bekämpfung der Rauschgiftgefahr in unseren Mit- 
gliedstaaten erreichen will, auch möglichst zu ein- 
heitlichen Strafbestimmungen kommen muß. 

Lassen Sie mich aber noch ein weiteres Problem 
ansprechen. Ich meine das Problem des Haftrechts, 
das, um es genau zu sagen: Problem der Haft vor 
rechtskräftiger Verurteilung, d, h. der Haft aus 
Gründen der Fluchtgefahr, der Verdunkelungsge- 
fahr oder der Wiederholungsgefahr, Ich meine, daß 
auch dies ein Gebiet ist, das vordringlich im Sinne 
einer Harmonisierung in Angriff genommen werden 


sollte. An sich ist es ja keine Schande, in einen straf- 
rechtlichen Verdacht zu geraten. Aber die Bedingun- 
gen in den Mitgliedstaaten sind doch außerordent- 
lich unterschiedlich in der Frage, wie denn das Recht 
der Untersuchungshaft geregelt ist, also aus wel- 
chem Anlaß und wie lange man irgendwo in einem 
Gefängnis sitzen muß, auch wenn man womöglich 
unschuldig ist. Ich brauche ja nur darauf hinzuweisen, 
Herr Präsident, welch enger Zusammenhang gerade 
zwischen der Konvention der Menschenrechte und 
der Frage des Haftrechts besteht. Hier in Straßburg 
sind ja schon Fälle — auch aus meinem Lande - — mit 
gutem Erfolg verhandelt worden, bei denen es um 
Rechtsfragen der Untersuchungshaft ging. Ich meine 
deshalb, daß wir dieses Gebiet ganz besonders ins 
Auge fassen sollten. 

Alber (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir alle werden ähnlich wie Herr Piket 
die Erfahrung gemacht haben, daß die Gewalten- 
teilung in der Praxis leider Gottes immer mehr aus- 
gehöhlt wird, und zwar durch die immer stärker 
werdende Stellung der Ministerien. Es ist sicher 
richtig: das Parlament beschließt die Gesetze; aber 
es macht sie nicht immer. Deshalb bin ich Herrn 
Piket für seine Anregungen söhr dankbar. 

Ich danke auch Herrn Sieglerschmidt. Er hat noch- 
mals auf die Bedeutung der Harmonisierung hin- 
gewiesen. Er erwähnte, daß sie notwendig und mög- 
lich ist insbesondere dort, wo es sich um neue Sach- 
verhalte handelt, die eine neue Strafbestimmung 
erfordern, ferner dort, wo es sich um Strafbestim- 
mungen handelt, mit denen jeder konfrontiert wer- 
den kann, und drittens dort, wo neue soziologische 
Erscheinungen auf internationaler Ebene wie im 
Bereich der Drogen eine einheitliche Regelung nahe- 
legen. 

Auf die Besonderheit des Haftrechts möchte ich 
nicht eingehen. Ich danke Herrn Sieglerschmidt, daß 
er diesen gravierenden Punkt nochmals besonders 
hervorgehoben hat. 

Mein Dank gilt auch Herrn Bettiol, der die Wur- 
zeln, die geistigen Grundlagen und die geschicht- 
lichen Entwicklungen der drei Strafrechtsordnungen 
aufgezeigt hat. 

Herr Demarco geht noch immer — wie wir im 
Ausschuß zu Beginn alle — von dem Wunsch aus, 
ein Europäisches Strafgesetzbuch als Modell ein- 
zuführen; die drei Rechtskonzeptionen sollten ver- 
schmolzen werden, angereichert durch die Erfahrun- 
gen der modernen Kriminologie. Wir im Ausschuß 
waren zu Beginn der Beratungen ebenfalls dieser 
Meinung. Wir haben aber dann doch gesehen — 
und ich erwähne nur den Bereich des Sexualstraf- 
rechts, den wir ebenfalls angesprochen haben — , 
wie schwierig es in der Praxis ist, zu einer Ver- 
einheitlichung im Sinne eines Modells zu kommen. 
Deshalb haben wir leider einen Schritt unter diesem 
großen Vorhaben bleiben müssen und gesagt: Eine 
Harmonisierung in den Bereichen, in denen es mög- 
lich ist, ist schließlich besser als das Streben nach 
einem großartigen Ziel, das man vielleicht wegen 
der praktischen Schwierigkeiten nicht erreicht. 
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Wenn ich sagte „Harmonisierung", dann meinte 
ich in diesem Sinne auch Reform. Denn Harmoni- 
sierung ist ein Teil einer Reform. Harmonisierung 
ist nicht nur die Addition der drei Rechtskonzep- 
tionen und eine anschließende Divisen durch drei, 
sondern Harmonisierung heißt, ausgehend von dem 
jeweils Besten, eine einheitliche Regelung zu treffen. 
Auch das ist eine Reform. 

Meine Damen und Herren, ich danke allen, die 
hier mit Anregungen den Bericht angereichert 
haben. Ich danke Ihnen, daß Sie auch mit dem vor- 
geschlagenen Verfahren der stufenweisen Harmoni- 
sierung einverstanden sind; denn dies ist das einzig 
mögliche Verfahren. Das heißt natürlich nicht, daß 
wir das Wünschenswerte ganz aus den Augen ver- 
lieren sollten. 

Tagesordnungspunkt: 

Kontrolle des Verkaufs und des Besitzes von 
Feuerwaffen im Hinblick auf die Bekämpfung 
von Gewaltverbrechen 

(Drucksache 3077) 

Berichterstatter: Abgeordneter Sieglerschmidt 

Sieglerschmidt (SPD), Berichterstatter: Herr Prä- 
sident! Meine Damen und Herren! Die wachsende 
Zahl von Gewaltverbrechen in unseren Mitglied- 
staaten hat zu einer vielfach erregten Diskussion in 
der Öffentlichkeit, in den Massenmedien geführt. 
Ich meine, daß es hier zwei wesentliche Gefahren 
gibt, die wir in Betracht ziehen müssen. 

Die eine Gefahr liegt in einer Dramatisierung, die 
insbesondere durch eine bestimmte, nicht immer 
seriöse Boulevardpresise und durch bestimmte Illu- 
strierten gefördert wird. Hier wird eine Stimmung 
totaler Unsicheilheit geschürt, die ihrerseits — wir 
wissen das aus psychologischen Erkenntnissen sehr 
gut — Gewalttätigkeit freiisetzen kann. Da kann 
sehr schnell der Ruf nach dem starken Mann ent- 
stehen, nach dem Regierungssystem der harten 
Hand, das diese Probleme sehr viel besser bewäl- 
tigen könne. Sicherlich ist dann Ruhe und Ordnung 
für viele Bürger gesichert. Aber, so meine ich, es 
handelt sich dann nur um eine Verlagerung der 
Gewalttätigkeit. Die Gewaltanwendung findet dann 
eben nicht nur gegen VeidDrecher statt, sondern auch 
gegen alle freiheitsliebenden Bürger. 

Die zweite Gefahr, die man s^hen muß, ist, daß 
aus der Erkenntnis, daß die Gewaltkriminalität ein 
sehr komplexes Phänomen ist, die Neigung ent- 
steht, Maßnahmen zur Bekämpfung in Teilbereichen 
als sinnlos anzusehen, nach umfassenden Lösungen 
zu suchen, wie wir auf deutsch sagen: nach einem 
Patentrezept. Es ist aber ein Irrglaube, zu meinen, 
man könne die zahlreichen Quellen der Gewalt- 
kriminalität gewissermaßen durch einen Genie- 
streich verstopfen. Es ist ein mühseliges Geschäft, 
in den einzelnen Teilbereichen mit jeweils adäqua- 
ten Mitteln das Notwendige zu tun. 

Deshalb schien es Ihrem Berichterstatter wie auch 
dem Rechts aus schuß, in dessen Namen ich diesen 
Bericht vorzülegen die Ehre habe, richtig zu sein. 


Maßnahmen zur Bekämpfung von Gewaltverbrechen 
mittels Schußwaffen in Gang zu setzen, auch wenn 
sicherlich mit der Harmonisierung des Waffenrechts 
allein Gewaltkriminalität nicht wirksam bekämpft 
werden kann. 

Der Ausschuß hat dabei gewisse Unvollkommen- 
heiten hinsichtlich der Materialsammlung in Kauf 
genommen, weil er der Meinung war, wir sollten 
nicht bis zur nächsten juristischen Debatte der Be- 
ratenden Versammlung warten, damit der Minister- 
rat auf diesem Gebiet unverzüglich das Notwendige 
unternehmen kann. Wir meinen auch, daß das 
Material, das Ihnen nun in diesem Bericht vor- 
gelegt worden ist, genügt, um die Dringlichkeit der 
Sache deutlich zu machen. 

Ich habe die Gründe für die Entstehung von 
Gewalttätigkeit allgemein wie auch für Gewalt- 
verbrechen im besonderen in diesem Bericht im 
Expose des Motifs nur verhältnismäßig kurz be- 
handelt. Ich möchte deutlich machen, warum das ge- 
schehen ist. Die Gefahr, daß man sich bei einer 
solchen Untersuchung in philosophische, psycholo- 
gische, soziologische Spekulationen verliert, ist 
groß. Sicherlich gibt es auch die Gefahr einer kon- 
zeptionslosen pragmatischen Betriebsamkeit. Aber 
mindestens in meinem Land — ich wage kein Urteil 
über die anderen Ländern — ist die Gefahr größer, 
sich in die Attitüde jenes Beamten zu begeben, der 
immer größere Aktenberge auf seinem Schreibtisch 
angesammelt sieht und nun anfängt, diese Akten 
zu zählen, zu registrieren, ihren Inhalt zu beschrei- 
ben und eine Untersuchung darüber anzustellen, 
wie denn nun diese Rückstände entstanden sind, 
obwohl er in Wirklichkeit in dieser ganzen Zeit 
schon die Hälfte der Rückstände hätte aufarbeiten 
können. Dies ist, glaube ich, das, was wir auch in 
diesem Fall sehen müssen. 

Im übrigen wird sich die 10. Konferenz der Di- 
rektoren der kriminologischen Forschungsinstitute 
unserer Mitgliedsländer im November 1971 mit die- 
ser Frage beschäftigen. Ich meine, daß wir dieses 
Material, das aus dieser Konferenz von kompetenter 
Seite kommt, abwarten sollten und daß es dann 
wahrscheinlich in erster Linie Sache des Sozial- und 
Gesundheitsausschusses sein wird, sich über die Er- 
gebnisse dieser Konferenz Gedanken zu machen. 

Ich möchte deshalb hier in meinen mündlichen 
Ausführungen auch nur ein spezielles Problem er- 
wähnen, um die Komplexität dieser ganzen Sache 
deutlich zu machen. Es ist das Problem der Auswir- 
kungen der Darstellung von Gewalttätigkeit und 
Gewaltverbrechen in den Massenmedien, gege- 
benenfalls die Verhinderung von schädlichen Aus- 
wirkungen. 

Die Schwierigkeit fängt schon damit an, daß wir 
keine umfassenden und verläßlichen wissenschaft- 
lichen Erkenntnisse darüber haben, wie sich denn 
nun die Darstellung von Gewalttätigkeit und Ge- 
waltverbrechen in den Massenmedien eigentlich aus- 
wirkt. Da gibt es die einen Wissenschaftler — ich 
betone: Wissenschaftler — , die glauben, mit ihren 
Untersuchungen untermauert zu haben, daß diese 
Darstellungen zur Aggressivität anreizen, daß also 
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die Praktizierung von Aggressivität durch diese 
Darstellungen in den Massenmedien hervorgerufen 
wird, und die anderen, die meinen, daß gerade hier 
angestaute Aggressivität zum Abreagieren gebracht 
wird. 

Wir versuchen in der Bundesrepublik, diese 
Frage strafrechtlich in den Griff zu bekommen, eine 
Strafbestimmung gegen die Verherrlichung von Ge- 
walt und Brutalität in den Massenmedien einzu- 
führen. Ich kann Ihnen aus diesen Beratungen nur 
sagen — ■ ich weiß nicht, wie sie ausgehen wer- 
den — , daß wir festgestellt haben, wie schwierig das 
ist und wie schnell man an eine Grenze gerät, wo 
man sich sagen muß: Hier will man etwas Gutes tun, 
gerät aber in die Gefahr, eine Zensur einzuführen. 
Ich glaube auch, daß nicht viel geändert werden 
kann, wenn man diese Schwierigkeiten auf das Ge- 
biet des Jugendschutzrechts transponiert und auf 
diesem Gebiete versucht, das Problem zu lösen. Die 
gleichen Schwierigkeiten werden sich auch hier 
zeigen. 

Ich habe mich in dem Bericht auch wenig mit poli- 
tisch motivierten Gewaltverbrechen mittels Schuß- 
waffen befaßt. Sicherlich, die viel in der Presse 
zitierte Baader-Meinhof-Bande macht uns in der 
Bundesrepublik einige Sorgen. Es mag auch ähnliche 
Erscheinungen in dem einen oder anderen Mitglieds- 
land am Rande geben. Aber ich meine, daß Stadt- 
guerilleros kein dringliches Problem für die europä- 
ischen Länder sind. Bei uns sind Molotow-Cocktails 
und Pflastersteine noch die bevorzugten Werkzeuge 
der Gewalt auf diesem Gebiet. 

Hier geht es — lassen Sie mich das mit einem 
deutschen Begriff sagen — in erster Linie um die 
gemeine Kriminalität mittels Schußwaffen. Wir 
haben, Herr Präsident, bei dieser Schußwaffenkrimi- 
nalität im wesentlichen drei Tätergruppen zu unter- 
scheiden: einmal den Kriminellen, der durch die 
illegale Erlangung einer Schußwaffe zu größeren 
Verbrechen befähigt wird, zum anderen denjenigen, 
der zufällig in den Besitz einer Schußwaffe gelangt 
ist und dadurch zu Straftaten animiert wird, die er 
sonst wahrscheinlich gar nicht begangen hätte, und 
drittens den schon erwähnten politischen Aktivisten, 
der sich der Schußwaffe bedient. 

Hinsichtlich des. Waffenbesitzes muß man zwischen 
dem legalen und dem illegalen Schußwaffenbesitz 
unterscheiden. Was das Recht des legalen Schußwaf- 
fenbesitzes anlangt, so sind wieder drei Gruppen zu 
sehen, einmal Schußwaffen, die unkontrolliert, d. h. 
ohne Genehmigung, erworben und benutzt werden 
können — so etwas gibt es mehr oder weniger in 
allen unseren Ländern — , zweitens Schußwaffen, 
die ohne Genehmigung erworben werden können, 
aber nur mit Genehmigung benutzt werden dürfen, 
also mit einem Waffenschein, und drittens Schuß- 
waffen, die nur mit Genehmigung erworben werden 
können und deren Benutzung ebenfalls einer beson- 
deren Genehmigung bedarf. 

Ich habe absichtlich diese Voraussetzungen für 
den legalen Waffenbesitz etwas breiter geschildert, 
weil wir — ich glaube, nicht nur in meinem Land, 


sondern auch in anderen Ländern — auf eine ver- 
ständliche Abneigung beachtlicher Bevölkerungs- 
gruppen gegen ein Zuviel an administrativen Ein- 
griffen auf dem Gebiet des Waffenrechts stoßen. Da 
gibt es die berechtigten Interessen der Sportschüt- 
zen, der Jäger und anderer. Im übrigen gibt es hier 
immer noch einen Rest der atavistischen Vorstellung, 
daß der freie Mann das Recht habe, auch eine Waffe 
zu tragen. Unsere skandinavischen Freunde werden 
sicherlich auch jenes Wort aus der Edda kennen: 

Von seinen Waffen weiche der Mann keinen 

Schritt auf dem Felde; nicht weiß er, wann ihm 

übles geschieht. 

Aber auf der anderen Seite steht jener Satz, der 
die Grundlage des modernen Staates ist und der da 
heißt; Die Selbsthilfe ist abgeschafft, das Gewalt- 
monopol liegt beim Staat. Ich glaube, den Bevölke- 
rungsgruppen, die ich eben erwähnt habe, muß man 
sagen — das ist jedenfalls meine Auffassung von 
den Dingen — : Es sollte nicht in erster Linie um 
eine gleichmäßige Erschwerung des Zugangs unter- 
schiedslos für alle und unter allen Umständen gehen, 
sondern um eine unterschiedslose Kontrolle über 
den Verbleib von Schußwaffen von der Produktion 
bzw. der Einfuhr bis zum Besitzer. 

Das Schwergewicht der Straftaten mittels Schuß- 
waffen liegt sicherlich naturgemäß beim illegalen 
Schußwaffenbesitz. Hier liegt es auf der Hand, daß 
die Erleichterung des Verkehrs von Menschen und 
Gütern zwischen unseren Ländern dazu führt, daß 
dieser illegale Schußwaffenbesitz nur international 
zu bekämpfen ist. 

Nun gibt es hier einen Einwand, der die Einfuhr 

— lassen iSie es mich etwas diplomatisch ausdrücken 

— aus Nichtmitgliedstaaten betrifft: durch sie wür- 
den alle unsere Maßnahmen illusorisch. Ich kann 
diesen Einwand als so schwerwiegend nicht ansehen. 
Einmal — das muß deutlich gesagt werden — geht 
es hier bei diesem Komplex nicht um jenen inter- 
nationalen Waffenhandel im großen Maßstab, der 
die Grundlage für Bürgerkriege oder, wie es mit 
einem bekannten Ausdruck heißt, für die „Unter- 
stützung nationaler Befreiungsbewegungen" bietet. 
Ich glaube, in dem Zusammenhang, um den es hier 
geht, braucht man diese Gefahr nicht zu überschät- 
zen. Selbst wenn es da eine gewisse illegale Einfuhr 
gäbe, wäre das kein Grund, nicht wenigstens in un- 
serem Bereich das Notwendige zu tun. 

Ein zweiter Einwand, Herr Präsident, geht in die 
Richtung, daß es nach geltendem Recht doch eine 
sehr unterschiedliche Intensität der Kontrolle im 
Vergleich zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten 
auf dem Gebiet es Waffenrechts gebe und daß man 
doch den Staaten, die sehr gut mit wenig Reglemen- 
tierung auf dem Gebiet des Waffenrechts lebten, 
nicht zumuten könne, etwa mehr Reglementierung 
einzuführen. Es ist sicherlich nicht zu verkennen, 
daß unterschiedliche gesellschaftliche Verhältnisse 
und unterschiedliche Traditionen auch auf diesem 
Gebiet zu unterschiedlichen Ergebnissen geführt 
haben. Aber lassen Sie mich an einem Beispiel deut- 
lich machen, worum es hier geht. Wir wissen, daß 
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in einer Reihe arabischer Länder Haschisch frei er- 
worben werden kann und daß der Haschisch gebrauch 
in diesen Ländern dennoch kein gesellschaftliches 
Problem ist. Nun stellen wir uns bitte vor, eines 
dieser Länder würde jetzt zu unseren Mitgliedstaa- 
ten gehören. Dann müßte es sich doch wohl ent- 
schließen, wenn wir zur europäischen Einheit kom- 
men wollen, auch seinerseits den Erwerb oder die 
Weitergabe von Haschisch unter Strafe zu stellen, 
es sei denn, die anderen Mitgliedstaaten — wir 
haben hier schon darüber diskutiert — würden sich 
zum Gegenteil entschließen, was nicht sehr wahr- 
scheinlich ist. Das ist nun einmal so, wenn man 
europäische Einheit will. Ich möchte deswegen sehr 
herzlich an die glücklicheren — wenn ich es einmal 
so ausdrücken darf — unter unseren Mitgliedstaa- 
ten appellieren, daß sie diese Schwierigkeit sehen 
und ihr bei der Harmonisierung mit Verständnis 
begegnen. 

Das Hauptproblem liegt darin — und damit kom- 
me ich zum Schluß — , daß wir in unseren Ländern 
weitgehend unterschiedliche Bestimmungen für den 
Erwerb und für die Benutzung von Schußwaffen 
durch Inländer und durch Ausländer haben. Die 
überwiegende Tendenz geht dahin, erhebliche Er- 
schwerungen des Erwerbs und der Benutzung von 
Schußwaffen durch Inländer vorzusehen, aber Er- 
leichterungen für Ausländer, insbesondere dann, 
wenn sie die Schußwaffe sofort ausführen. Wün- 
schenswert wäre eine weitgehende Angleichung des 
Waffenrechts. Vordringlich aber ist es, mindestens 
gemeinsame Standards für den Verkauf von Schuß- 
waffen an Ausländer zu finden, und darauf zielt die 
Empfehlung ab. 

Ich möchte hier mit einer gewissen Befriedigung 
sagen — das erleichtert die Argumentation, Herr 
Präsident — , daß auch die Bundesrepublik Deutsch- 
land hier auf der Sünderbank sitzt. Wir haben ge- 
rade, wenn ich es einmal so nennen darf, ein „euro- 
päisches Verbrechen" in Köln gehabt, den großen 
Banküberfall. Es fand in Deutschland statt, und 
Staatsangehörige zweier Mitgliedstaaten haben sich 
daran beteiligt, womit ich nicht sagen will, daß wir 
in der Bundesrepublik nicht durchaus in der Lage 
wären, auf diesem Gebiet „autark" zu sein. Auch 
wir haben da fähige Kräfte, die so etwas vollbringen 
können. Ich komme hier deswegen darauf, weil diese 
beiden Ausländer die Waffen, die sie in Köln be- 
nutzt haben, in Bonn unter jenen erleichterten Be- 
dingungen erworben hatten. 

Wir in der Bundesrepublik bereiten gegenwärtig 
ein neues Waffengesetz vor, wie das übrigens auch 
in Belgien und in Frankreich gerade geschieht. Ich 
kann wohl sicher sein, daß alle meine deutschen 
Kollegen bei der Novellierung des Waffenrechts 
auf die Grundlinien des Berichtes, der hier vorgelegt 
worden ist, Rücksicht nehmen werden. 

Herr Präsident, dieser Bericht sollte — ■ um im 
Sprachgebrauch des Gebietes, um das es hier geht, 
zu bleiben — kein Schuß ins Blaue sein. Wenn die 
Versammlung, wie ich hoffe, die Empfehlungen be- 
schließt, die hier vorgelegt sind, wenn der Minister- 


rat unverzüglich handelt, dann kann, dann muß die- 
ser Bericht ein Schuß ins Schwarze werden. (Beifall) 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des irischen Justizministers, 
Desmond O'Malley 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Minister OMalley, Sie 
haben es erraten, daß es den Berichterstatter natür- 
lich nicht erfreut, wenn in der Debatte wesentlich 
mehr über die irischen Probleme und schließlich 
auch über Malta gesprochen wird als über seinen 
Bericht. Dennoch würde ich Sie, Herr Präsident, in 
der Auffassung unterstützen, daß diese Debatte 
nicht vermeidbar war, daß die Dinge so, wie sie nun 
einmal lagen, hier zum Austrag kommen mußten. 
Dies hatte ja auch — wenn ich mir diese Bemerkung 
erlauben darf; ich hoffe, daß sie auch von den Be- 
troffenen richtig aufgenommen wird — insofern mit 
meinem Bericht etwas zu tun, als hier Aggressionen, 
wie berechtigt sie auf der einen oder auf der an- 
deren Seite auch sein mögen, unblutig, ohne Ver- 
wendung von Schußwaffen zum Austrag kamen und 
somit, wie ich hoffe, abgebaut wurden. 


noch: Tagesordnungspunkt: 

Kontrolle des Verkaufs und des Besitzes von 
Feuerwaffen im Hinblick auf die Bekämpfung 
von Gewaltverbrechen 

(Drucksache 3077) 

Berichterstatter: Abgeordneter Sieglerschmidt 

Sieglerschmidt (SPD), Berichterstatter: Ich hatte 
ja die Grenze hinsichtlich dessen zu ziehen versucht, 
was Schußwaffengebrauch in politischen Angelegen- 
heiten bedeutet — hier liegt einem ja das Wort 
„Bürgerkrieg" oder etwas ähnliches sehr nahe — - 
und was mit meinem Bericht nichts zu tun haben 
sollte. Auf der anderen Seite haben die Beiträge 
sehr deutlich gemacht, wie schwierig hier manchmal 
die Grenzziehung sein kann. Denn es kommt in 
dieser Situation eben doch sehr häufig vor, daß 
das, was der eine als gemeinen Mord und nichts 
anderes bezeichnet, von dem anderen als ein poli- 
tisch zwar bedauerlicher, aber notwendiger Tötungs- 
akt angesehen wird. 

Ich kann nur sagen — Herr Präsident, ich darf 
mir diese Bemerkung zu diesem Teil der Debatte 
noch gestatten — , daß es eine erregende Debatte 
war, daß wohl alle — auch die, die an diesem Kon- 
flikt nicht unmittelbar beteiligt sind — tief betroffen 
sind und daß man nur seinen Willen verstärken 
kann, dazu beizutragen, daß es möglichst bald zu 
einer vernünftigen und friedlichen Lösung dieses 
Konfliktes kommt. 
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Nur ein paar kurze Bemerkungen zum eigent- 
lichen sachlichen Teil der Debatte, zum Bericht 
selbst; 

Herr Minister O'Malley, Sie haben in sehr freund- 
licher Weise geäußert, Sie würden an den weiteren 
Arbeiten in dieser Sache und an den Ergebnissen 
interessiert sein. Ich kann das nur insofern zurück- 
geben, als ich an dem, was in Irland auf diesem 
Gebiete geschieht, außerordentlich interessiert bin. 
Ihre Ausführungen dazu haben mich sehr interes- 
siert, und es wird sicherlich auch Gelegenheit sein, 
die Texte der Gesetze, wie sie bei Ihnen jetzt in 
Geltung sind, zu bekommen. 

Zu einem Punkt möchte ich Stellung nehmen, weil 
ihn auch ein weiterer Redner, nämlich der Kollege 
Brincat, aufgegriffen hat. Es ist die Frage eines 
Übereinkommens über Sprengstoff. — Ich glaube, 
daß es sich hier um ein Problem handelt, bei dem 
durchaus geprüft werden sollte, ob etwas Nützliches 
geschehen kann. Auf der anderen Seite meine ich 
im Gegensatz zum Kollegen Brincat, daß wir falsch 
beraten wären, wenn wir dies etwa in die Über- 
einkunft, die wir hier projektieren, einbezögen. 
Denn, meine Damen und Herren, bisher gibt es hier 
— im Gegensatz zum Bereich der Schußwaffen — 
keine Anhaltspunkte dafür, daß die illegale Ein- 
und Ausfuhr von Sprengstoffen zwischen unseren 
Ländern in diesem Zusammenhang eine nennens- 
werte Rolle spielt. Das ist, wie gesagt, bei den 
Schußwaffen anders. Ich habe aus den Unterlagen, 
die mir zugänglich sind, den Eindruck, daß im all- 
gemeinen bei den Sprengstoffen die Bedürfnisse — 
lassen Sie es mich etwas ironisch ausdrücken — 
mehr national und weniger international befriedigt 
werden. 

Eine zweite Bemerkung zu der Frage, ob man 
diese Ergebnisse an andere internationale Organi- 
sationen weitergeben und versuchen sollte, eine 
Harmonisierung des Waffenrechts auf einen weite- 
ren Bereich auszudehnen. — Ich habe volles Ver- 
ständnis dafür, daß ein Vertreter Maltas bei der 
geographischen Lage seines Landes solche Gedan- 
ken hegt, meine aber, daß man dies zwar erwägen, 
sich aber nach der augenblicklichen Lage der Dinge 
bezüglich der Realisierbarkeit eines solchen Unter- 
fangens nicht allzuviel versprechen kann. Wir sollten 
alle Kräfte darauf konzentrieren, im Bereich unseren 
Mitgliedstaaten — darin haben mich ja erfreulicher- 
weise alle Diskussionsredner unterstützt — etwas 
wirklich Brauchbares zustande zu bringen. 

Lassen Sie es mich noch einmal sagen, meine 
Damen und Herren: Niemand meint — und auch der 
Berichterstatter täuscht sich darüber nicht — , daß 
nun ein Wundermittel zur Bekämpfung der Gewalt- 
kriminalität gefunden wäre, wenn man das Waffen- 
recht harmonisiert. Aber wir würden unsere Pflicht 
versäumen, wenn wir nicht an jeder einzelnen 
Stelle, an der wir etwas dazu beitragen können, 
diese Pest der Gewaltkriminalität — so möchte ich 
es doch einmal etwas dramatisch sagen — einzu- 
dämmen, das Entsprechende täten. 


Tagesordnungspunkt: 

Lage der griechischen Staatsbürger, 
die sich infolge des Staatsstreichs 
von 1967 im Exil befinden 

(Drucksache 3058) 

Berichterstatter: Abgeordneter Pöhler 

Pöhler (SPD), Berichterstatter; Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Ausschuß für Be- 
völkerungs- und Flüchtlingsfragen legt der Bera- 
tenden Versammlung heute mit dem Dok. 3058 einen 
zweiten Bericht über die Lage griechischer Demokra- 
ten im Exil vor. Der erste Bericht, der dieser Ver- 
sammlung am 20. April 1970 unter Dok. 2732 vorge- 
legt worden war, enthielt eine erste, allgemeine 
Darstellung jenes Personenkreises, der beim Athe- 
ner Staatsstreich sich entweder bereits im europä- 
ischen Ausland befand oder danach Griechenland 
verlassen mußte. Diese Versammlung hat hierzu 
die Recommendation 602 einstimmig verabschiedet. 
Mit dem Auftrag 305 wurde der Ausschuß für Be- 
völkerungs- und Flüchtlingsfragen beauftragt, wei- 
terhin diese Frage zu beobachten und nach 
angemessener Zeit neu darüber zu berichten. Das 
geschieht heute. 

In § 6 der einstimmig verabschiedeten Entschlie- 
ßung 602 hatte die Versammlung dem Ministerrat 
und den eigenen Regierungen eine Reihe von Hilfs- 
maßnahmen für den betroffenen Personenkreis grie- 
chischer Demokraten im Exil vorgeschlagen, insbe- 
sondere rechtliche und administrative Maßnahmen 
zugunsten dieses Personenkreises. Ich darf den ent- 
scheidenden Punkt VII des § 6 noch einmal im 
Wortlaut in Erinnerung rufen. Dort wird als Forde- 
rung genannt: 

Joint payment of a total sum of 100 000 Dollars 
to the Council of Europe Resettlement Fund 
for the purpose of improving the precarious 
Situation of the Greeks now in exile. 

Das war der entscheidende Teil der Empfehlung, 
die diese Versammlung an den Ministerrat gegeben 
hatte, nämlich die Aufbringung einer Summe für 
einen Hilfsfonds, der über den Resettlement Fund 
verwaltet werden sollte und dessen Mittel an Grie- 
chen im Exil in besonderen Notlagen zur Verteilung 
kommen sollten. 

Diese Initiative der Beratenden Versammlung 
hatte nur einen Teilerfolg. Wir wissen, daß der Mi- 
nisterrat in seiner Entscheidung vom 15. Juni 1970 
zwar die Vorschläge unter den Ziffern I bis VI 
akzeptierte, daß er aber den entscheidenden Vor- 
schlag unter Ziffer VII, der Geld erforderte, ab- 
lehnte. Die Ziffern I bis VI wurden als Empfehlung 
an die Regierungen der Mitgliedstaaten weiterge- 
leitet. Ich darf daran erinnern, daß ich anschließend 
in dieser Versammlung Gelegenheit genommen 
hatte, den Beschluß des Ministerrats heftig zu kriti- 
sieren und als falsch zu bezeichnen. Die Tatbestände, 
die sich in der Folgezeit bei den Untersuchungen 
ergeben haben, veranlassen mich, dabei zu bleiben. 
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Heute versuchen wir einen neuen Anlauf und einen 
neuen Weg, um mit dem Problem fertig zu werden. 

In Ausführung des Auftrags, den die Versamm- 
lung an den Ausschuß für Bevölkerungs- und 
Flüchtlingsfragen gegeben hatte, nämlich das Pro- 
blem weiter zu untersuchen, hat der Ausschuß eine 
Fragebogenaktion beschlossen. Der Fragebogen 
richtete sich an die Mitglieder des Ausschusses. 
Darin wurde um Auskunft darüber ersucht, inwie- 
weit die vom Ministerrat angenommenen sechs 
Vorschläge in den Mitgliedstaaten praktisch ver- 
wirklicht seien. Das Ergebnis ist sehr, sehr unter- 
schiedlich. Aus den Antworten, die beim Ausschuß 
eingegangen sind, ergibt sich, daß die praktischen 
Hilfsvorschläge unter den Ziffern I bis VI in § 6 der 
Empfehlung 602 in sehr unterschiedlichem Maße 
und bei weitem nicht in vollem Umfang durch die 
Mitgliedstaaten verwirklicht worden sind. 

Sodann möchte ich noch einmal auf den beson- 
ders betroffenen Personenkreis verweisen. Er um- 
faßt vornehmlich griechische Staatsbürger, die als 
Demokraten heute außerhalb ihres Heimatlandes 
leben müssen, insbesondere Intellektuelle und 
Menschen in akademischen Berufen wie z. B. Ju- 
risten, Ärzte, Künstler, Schriftsteller. Das sind also 
Menschen, die es aus unterschiedlichen, aber jeden- 
falls naheliegenden Gründen sehr schwer haben, im 
Gastland beruflich Fuß zu fassen. Einige sind auch 
aus Altersgründen nicht mehr in der Lage, sich ihre 
Existenz durch Arbeit zu sichern. Es muß hinzuge- 
fügt werden, daß es sich bei 35 Vo des betroffenen 
Personenkreises um junge Menschen handelt, näm- 
lich Studenten, denen die finanzielle Unterstützung 
aus der Heimat, von der Familie abgeschnitten ist 
und die ohne anderweitige finanzielle Hilfe nun 
nicht mehr in der Lage wären, ihr Studium fortzu- 
setzen oder zu beenden. 

Schließlich darf ich auch noch einmal auf einen 
an sich bekannten Tatbestand verweisen, der eben- 
falls in der vorgeschlagenen Resolution enthalten 
ist: Die Mehrzahl der betroffenen griechischen De- 
mokraten im Exil hat es aus verständlichen Grün- 
den abgelehnt, den Status des politischen Flücht- 
lings gemäß den Bestimmungen der UNO-Flücht- 
lingskonvention von 1951 anzunehmen. Die Gründe 
liegen in ihrer Person. Sie möchten so bald wie mög- 
lich wieder in ein freies und demokratisches Grie- 
chenland heimkehren. Ich meine, wir in dieser 
Beratenden Versammlung des Europarates sollten 
eine solche Begründung akzeptieren. Aber das Er- 
gebnis ist, daß diese Menschen keinen Anspruch auf 
materielle Hilfe durch den Hohen Kommissar der 
Vereinten Nationen für Flüchtlinge haben. 

Ich muß für die Mitglieder des Ausschusses für 
Bevölkerungs- und Flüchtlingsfragen feststellen, 
Herr Präsident, daß sich die persönliche Lage dieser 
Flüchtlinge seit anderthalb Jahren nicht gebessert, 
sondern leider verschlechtert hat. 

In diesem Zusammenhang darf ich freilich nicht 
versäumen, darauf hinzuweisen, daß in zahlreichen 
Einzelfällen durch soziale und karitative Organisa- 
tionen eine sehr, sehr nachdrückliche private Hilfe 
geleistet worden ist. Ich spreche wohl im Namen 
aller Kolleginnen und Kollegen meines Ausschusses 


und sicherlich auch für diese ganze Beratende Ver- 
sammlung, wenn ich den Frauen und Männern, die 
im Rahmen jener Organisationen Hilfe für den be- 
troffenen Kreis von Emigranten geleistet haben, 
unseren herzlichen Dank ausspreche. Ich darf hin- 
zufügen, daß auch der Hohe Kommissar der Ver- 
einten Nationen für Flüchtlinge mit seiner Dienst- 
stelle in Genf wertvolle Hilfe geleistet hat. Auch 
dem Herrn Hohen Kommissar sei dafür Dank und 
Anerkennung ausgesprochen. 

Herr Präsident, auf Grund der angeführten Um- 
stände legt der Ausschuß für Bevölkerungs- und 
Flüchtlingsfragen heute diesen Bericht und eine 
Resolution vor. Wir appellieren in dieser Resolu- 
tion an alle Mitglieder dieser Beratenden Ver- 
sammlung, in den nationalen Parlamenten ihre Re- 
gierungen zu veranlassen, zusätzliche finanzielle 
Mittel für die Hilfe an griechische Demokraten in 
ihren Ländern bereitzustellen. Der Hohe Kommis- 
sar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge in Genf 
hat seine guten Dienste angeboten, diese Mittel 
über seine Dienststelle und über bestimmte Hilfs- 
organisationen an die betroffenen Personen wei- 
terzuleiten. Diese Bereitschaft ist vorher abge- 
sprochen, und ich darf dafür dem Herrn Hohen 
Kommissar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 
und seiner Dienststelle unseren herzlichen Dank zum 
Ausdruck bringen. Es besteht begründete Hoffnung, 
daß auf diese Weise, also unter Aussparung des in 
unserem ursprünglichen Vorschlag vorgesehenen 
Resettlement Fund, ein guter Weg gefunden wird, 
das Notwendige zu tun. 

Herr Präsident, dieser Bericht und die Resolution 
sind keine politische Demonstration. Es ist der Ver- 
such, auf unbürokratische Weise Menschen zu hel- 
fen, die dringend der Hilfe bedürfen. Aber es ist 
freilich ein politischer Auftrag an diese Beratende 
Versammlung, an die Repräsentation europäischer 
Demokratie, denen praktisch und nachdrücklich zu 
helfen, die wegen ihres Bekenntnisses zur demokra- 
tischen Lebensordnung verfolgt wurden und noch 
Not leiden. Wir werden nämlich nur dann glaub- 
haft bleiben, wenn wir nicht nur verbale Bekennt- 
nisse ablegen, sondern praktische Hilfe geben. Um 
diese Hilfe wird in diesem Bericht und in der vor- 
geschlagenen Entschließung gebeten. Ich bitte Sie 
um Ihre Zustimmung. (Beifall) 


Tagesordnungspunkt; 

Situation der Palästinaflüchtlinge und Tätigkeit 
des Hilfswerkes der Vereinten Nationen für die 
Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten 

(U.N.R.W.A.) 

(Drucksache 3062) 

Berichterstatter des mitberatenden Politischen 
Ausschusses: Abgeordneter Blumenfeld 

Blumenfeld (CDU/CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident, ich ergreife das Wort, wie Sie eben rich- 
tig bemerkt haben, im Namen der Politischen Kom- 
mission, die sich von Anfang an mit diesem Pro- 
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blem und dem von dem Berichterstatter, Herrn 
Margue, in so ausgezeichneter Weise vorgelegten 
Bericht beschäftigt hat. Die Vorsitzenden der Kom- 
missionen, Herr Kollege Pöhler und ich, sind zu 
einem sehr frühen Zeitpunkt übereingekommen, daß 
die Politische Kommission mit der federführenden 
Kommission einen Gedankenaustausch vornimmt, 
um auf diese Weise in der entscheidenden Phase 
der Beratungen der Kommission für Bevölkerungs- 
und Flüchtlingsfragen die Meinungen abzustimmen. 
Das ist geschehen. Der Vizepräsident der Politischen 
Kommission und der Vorsitzende haben an Sitzun- 
gen der Kommission für Bevölkerungs- und Flücht- 
lingsfragen teilgenommen und vice versa. Ein glück- 
licher Zufall fügte es, daß in der Person des Herrn 
Berichterstatters, M. Margue, ein Mitglied beider 
Kommissionen vorhanden war. Deswegen kann ich 
Ihnen, Herr Präsident, und der Versammlung mit- 
teilen, daß die Politische Kommission den Bericht 
und die Empfehlungen, die hier vorgelegt worden 
sind, voll und ganz unterstützt. 

Lassen Sie mich nur noch ein paar Gedanken aus 
den Beratungen der Politischen Kommission hinzu- 
fügen, die notwendig sind und vielleicht auch des- 
wegen, weil sie allgemein von Interesse sind, der 
Plenarversammlung mitgeteilt werden sollten. 

Warum hat sich die Politische Kommission mit 
dieser Problematik beschäftigt? Weil wir in Er- 
gänzung dessen, was der Herr Berichterstatter schon 
gesagt hat, der Auffassung sind, daß hier die Re- 
gierungen unserer Mitgliedsländer eine geschicht- 
liche, eine politische und eine große humanitäre 
Aufgabe haben und sehen müssen. In dieser Ver- 
sammlung und in den Regierungen ist in den letz- 
ten zehn und zwanzig Jahren zu den Problemen im 
Nahen Osten vieles ausgesprochen worden und in 
manchen Fragen auch aktiv gehandelt worden. Wir 
begrüßen es besonders, daß nunmehr mit dieser 
Empfehlung, der Dokumentation und dem bemer- 
kenswerten Bericht, den der Herr Kollege Margue 
vorgelegt hat, die Regierungen aufgefordert wer- 
den, etwas zu tun in einem Bereich, wo sie wirklich 
zum Frieden beitragen können, wenn sie sich zu- 
sammensetzen und das prüfen und in die Tat um- 
setzen, wonach hier gefragt bzw. wozu in dem Be- 
richt aufgefordert wird. 

Man muß auch unterscheiden zwischen den Flücht- 
lingen in den verschiedenen Lagern in dem geogra- 
phischen Raum, der im Bericht beschrieben ist, und 
den Akten von Piraterie, Gewalt und Überfällen, 
die in den vergangenen Jahren immer wieder durch 
Berufsrevolutionäre — die sicherlich auch aus die- 
sen Lagern gekommen sind — begangen wurden. 
In der Politischen Kommission gab es eine Reihe 
von Mitgliedern, die gesagt haben, daß es gar nicht 
einfach sein würde, beispielsweise in ihrem Parla- 
ment oder in ihrer Bevölkerung zu einer zusätz- 
lichen oder grundsätzlich neuen Hilfeleistung finan- 
zieller Art aufzurufen, angesichts der Gewaltakte, 
die von arabischen Terroristen in den einzelnen 
Mitgliedsländern begangen worden sind. Wir alle 
erinnern uns der schrecklichen und verabscheuungs- 
würdigen Anschläge auf Flugzeuge von Mitglieds- 


ländern des Europarates in den letzten Jahren. 
Trotzdem muß man hier unterscheiden — • das ist 
die Auffassung der großen Mehrheit, wenn nicht 
aller in der Politischen Kommission — zwischen 
Terroristen und jenen unglücklichen Zigtausenden, 
die im Lager festgehalten werden. Wir wissen, 
welche Politiker in den arabischen Ländern für das 
Festhalten der Flüchtlinge in den Lagern über die 
letzten 20 Jahre verantwortlich gewesen sind. 

Wir wollen einen Weg aufzeigen, und wir er- 
warten, daß unsere Regierungen über das hinaus, 
was sie schon tun, zusätzliche Anstrengungen unter- 
nehmen. Ich kann z. B. für die deutsche Bundes- 
regierung sagen, daß sie nicht erst in den letzten 
Jahren, sondern auch schon davor Erhebliches zu- 
sätzlich an finanziellen Mitteln zur Verfügung ge- 
stellt hat, um die Not der Flüchtlinge in den Lagern 
zu lindern. Andere Regierungen haben das eben- 
falls getan. Ich darf daran erinnern, daß an der 
Spitze wie immer die Vereinigten Staaten in ihrer 
Verpflichtung und Ausgabe Willigkeit stehen. Wir 
bitten unsere Regierungen, zusätzlich etwas zu tun 
in Zusammenarbeit mit den speziellen Agenturen 
der Vereinten Nationen und den großen Stiftungen, 
die sich in Europa und in Nordamerika mit dieser 
Problematik beschäftigen. 

Ebenso erwarten wir, daß auch die arabischen 
Regierungen etwas für ihre „Brüder und Schwe- 
stern" tun, d. h. für die Lagerinsassen. Insbeson- 
dere geht unser Appell, unser dringender und 
mahnender Appell an diejenigen in den arabischen 
Ländern, die ganz offensichtlich über erhebliche 
finanzielle Mittel verfügen, und das sind wohl die 
Länder, die zu den Ölproduzenten gehören. 

Herr Präsident, wir waren sehr froh, festzustellen, 
daß sich die UNRWA, über die der Herr Bericht- 
erstatter das Notwendige in diesem Zusammenhang 
gesagt hat, in den letzten Monaten auf Grund vieler 
Gespräche, die auch wir geführt haben, bereit er- 
klärt hat, konstruktiv mitzuarbeiten und sich zur 
Verfügung zu stellen für neue Aufgabengebiete, die 
in dem Bericht und in den Empfehlungen angespro- 
chen worden sind. Die Reorganisation nicht nur in 
der praktischen Durchführung, sondern auch in dem 
ganzen „approach" — wenn ich mich so ausdrücken 
darf — schlägt sich schon positiv und konstruktiv 
nieder in dem, was die UNRWA in den israelisch 
verwalteten Gebieten seit einiger Zeit tut. Wir sind 
glücklich, festzustellen, daß jetzt eine Zusammen- 
arbeit erfolgt, die zum Ziele hat, nicht nur Elend 
und Not zu lindern — was in diesen Gebieten schon 
weitgehend geschehen ist, aber in anderen Lagern 
noch nicht so erfolgt ist — , sondern darüber hinaus 
dafür zu sorgen, daß die Flüchtlinge in Arbeit und 
Brot kommen und daß sie vor allen Dingen in den 
großen Programmen des Sozialen Wohnungsbaus 
und der Industrialisierung unterstützt werden. 

Herr Präsident, die Politische Kommission unter- 
stützt rückhaltlos und einstimmig den Vorschlag, 
der hier von dem Berichterstatter der Kommission 
für Bevölkerungs- und Flüchtlingsfragen vorgelegt 
worden ist. 
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Pöhler (SPD); Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Angesichts der ausgezeichneten Präsentation 
des Berichts durch den Berichterstatter erübrigt sich 
ein weiterer Kommentar. Ich wollte aber die Gele- 
genheit wahrnehmen, mich für den Ausschuß für 
Bevölkerungs- und Flüchtlingsfragen bei meinem 
Kollegen, dem Vorsitzenden des Politischen Aus- 
schusses, sehr herzlich für die faire Kooperation bei 
der Vorbereitung dieses Berichtes zu bedanken. 
Diese Kooperation war vorbildlich. 

Ich darf die Versammlung bitten, dem Bericht zu- 
zustimmen. 


Tagesordnungspunkt: 

Zulassung der Öffentlichkeit zu den Sitzungen 
des Ständigen Ausschusses 

(Drucksache 3042) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ahrens 

Dr. Ahrens (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Frage, um die es bei diesem Tagesordnungspunkt 
geht, ist uns allen, die wir im politischen Leben 
tätig sind, geläufig. Es geht um die Forderung nach 
größerer Publizität, nach größerer Durchsichtigkeil 
unserer parlamentarischen Tätigkeit. Und es geht 
hier und heute konkret um die Forderung nach Zu- 
lassung der Öffentlichkeit zu den Sitzungen des 
Ständigen Ausschusses. 

Diese Forderung wurde von unserem niederlän- 
dischen Kollegen Voogd erhoben, und zwar im Zu- 
sammenhang mit der Beratung der Resolution 484. 
Diese Resolution soll, um die Versammlung zu ent- 
lasten, die abschließende Beratung von Ausschuß- 
empfehiungen im Ständigen Ausschuß ermöglichen. 
Es ist naheliegend und auch nur konsequent, daß in 
diesem Zusammenhang die Frage nach mehr Publi- 
zität der Arbeit dieses wichtigen Gremiums des 
Europarates gestellt wird. Dies gilt um so mehr, als 
der Ständige Ausschuß einmal im Jahr außerhalb 
von Straßburg und von Paris tagt und für ihn daher 
bessere Möglichkeiten bestehen, jedes Jahr in einem 
anderen Gastland werbend für den Europarat und 
die hier von uns geleistete Arbeit zu wirken. 

Der Geschäftsordnungsausschuß macht sich — und 
das möchte ich ausdrücklich betonen — das Anlie- 
gen des Kollegen Voogd, soweit es ganz allgemein 
auf eine bessere Publizität der Arbeit auch des Stän- 
digen Ausschusses gerichtet ist, daher ohne jede 
Einschränkung zu eigen. 

Wenn sich der Geschäftsordnungsausschuß dann 
gleichwohl mit großer Mehrheit der Forderung nach 
Zulassung der Öffentlichkeit zu den Sitzungen des 
Ständigen Ausschusses nicht hat anschließen kön- 
nen, so geschieht das aus folgenden Gründen: Ein- 
mal würde die Zulassung der Öffentlichkeit zu den 
Sitzungen des Ständigen Ausschusses dem Sinn der 
Resolution 484 jedenfalls in gewisser Weise wider- 


sprechen. Die Zulassung der Öffentlichkeit würde, 
wenn sie einen Sinn haben soll, es erfordern, jeweils 
umfassende Ausführungen zu machen und detail- 
lierte Darstellungen zu geben, um der anwesenden 
Presse und auch anderen Besuchern den Gegenstand 
der Verhandlungen verständlich zu machen. Das mit 
der Resolution 484 angestrebte mehr summarische 
Verfahren würde damit verhindert. 

Weiter; Es ist typisch für die Meinungsbildung in 
einem Ausschuß, daß häufig zunächst kontroverse 
Meinungen vorhanden sind und auch vorgetragen 
werden und daß man sich dann gemeinsam um einen 
Kompromiß bemüht. Die Berichterstattung über die- 
sen Prozeß der Meinungsbildung könnte falsche 
Schlüsse über unsere Zusammenarbeit in den Gre- 
mien des Europarates zur Folge haben. 

Drittens. Bei den Sitzungen außerhalb von Straß- 
burg oder Paris können im Zuge einer solchen Mei- 
nungsbildung im Ausschuß durchaus Äußerungen 
fallen, die zu der Politik des Gastlandes in Wider- 
spruch stehen oder in eine innenpolitische Ausein- 
andersetzung des Gastlandes eingreifen. Es ist nahe- 
liegend, daß die Presse gerade solche Äußerungen 
mit besonderem Vergnügen aufgreifen würde, und 
das ist, wie ich meine, eine Konsequenz, die die 
Arbeit des Europarates nicht erleichtern, sondern 
erschweren würde. 

Weiter: Nach Maßgabe der Resolution 484 werden 
dem Ausschuß nur solche Gegenstände zur Beschluß- 
fassung zugewiesen, die von geringerer politischer 
Relevanz sind. Die wichtigeren politischen Entschei- 
dungen werden nach wie vor in der Versammlung 
fallen. Würde nun die Presse über die Verhandlung 
im Ständigen Ausschuß berichten, so könnte der 
Eindruck entstehen, als befasse sich der Europarat 
nur mit politisch weniger ergiebigen Themen, ein Ein- 
druck, der unserer Arbeit und der Wertung des 
Europarates in der Öffentlichkeit sicher nicht dienlich 
wäre. 

Und schließlich: Ist dem Ständigen Ausschuß eine 
Sache zur Beschlußfassung überwiesen, so können 
dazu im Ständigen Ausschuß nur der Ausschußvor- 
sitzende und der Berichterstatter Stellung nehmen. 
Die anderen Kollegen aus dem Fachausschuß kom- 
men — im Gegensatz zur Praxis in der Versamm- 
lung — im Ständigen Ausschuß nicht zu Wort. Ich 
meine, daß man eine solche Regelung hinnehmen 
kann, solange der Ständige Ausschuß nicht öffent- 
lich tagt. Wird hingegen die Öffentlichkeit zuge- 
lassen, könnte diese Regelung als eine Art Diskrimi- 
nierung der anderen Ausschußmitglieder empfunden 
werden, und das wieder würde dazu führen, daß 
diese Mitglieder sicherlich weniger geneigt sind, 
einer Überweisung von Verhandlungsgegenständen 
an den Ständigen Ausschuß zuzustimmen. Auf diese 
Weise würden wir jedenfalls den mit der Resolu- 
tion 484 verfolgten Zweck nicht erreichen. 

Aus all diesen Gründen, Herr Präsident, sieht der 
Geschäftsordnungsausschuß in der Zulassung der 
Öffentlichkeit zu den Sitzungen des Ständigen Aus- 
schusses keine geeignete Maßnahme, die Publizität 


15 



Drucksache VI/3140 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dr. Ahrens 

unseres Europarates zu vergrößern. Um dem im 
Anträge des Kollegen Voogd zum Ausdruck gekom^ 
menen Anliegen jedoch Rechnung zu tragen, meinen 
wir, daß der Ständige Ausschuß durch gut vorberei- 
tete Pressekonferenzen und -Verlautbarungen die 
Öffentlichkeit über seine Arbeit stets angemessen 
unterrichten sollte. Wir werden in der Versammlung 
Gelegenheit haben, uns bei den jährlich zu erstat- 
tenden Berichten über die Arbeit des Ständigen 
Ausschusses auch davon zu überzeugen, ob der 
Ständige Ausschuß auf eine angemessene Publizi- 
tät seiner Arbeit hinwirkt. 

Bauer (SPD): Herr Präsident! Aus den Ausfüh- 
rungen des Kollegen Voogd ist hervorgegangen — 
deutlicher, als das bisher erkennbar war — , daß sein 
Antrag auf Zulassung der Öffentlichkeit zu den Sit- 
zungen des Ständigen Ausschusses in einem brei- 
teren Rahmen gedacht war. Er hat nämlich an die 
Einführung der Öffentlichkeit für Ausschußsitzungen 
ganz allgemein gedacht. 

Was den Ständigen Ausschuß anlangt, so kann ich 
als eines seiner Mitglieder einen gewissen Erfah- 
rungsbericht über die erste von ihm außerhalb abge- 
haltene Sitzung — nämlich im Juli vorigen Jahres 
in Berlin — geben. Die Pressekonferenz, die dort ab- 
gehalten worden ist, war so hervorragend vorberei- 
tet, daß man diese Sitzung des Ständigen Ausschus- 
ses in Berlin in bezug auf die Publizität als einen 
vollen Erfolg bezeichnen kann. Ich glaube, wenn 
man künftig in gleicher Weise verfährt, wird der 
Effekt, den der Kollege Voogd hinsichtlich der Publi- 
zität anstrebt, durch eine derartige gute Vorberei- 
tung bei der Presse durchaus erreicht. 

Trotzdem lernen wir natürlich immer noch dazu. 
Ich greife insofern meinerseits gerne das Anliegen 
des Herrn Kollegen Voogd auf, in Zukunft aus der 
Praxis gewisse Schlüsse zu ziehen. Vielleicht könnte 
im nächsten Jahr, nachdem wiederum eine Sitzung 
des Ständigen Ausschusses außerhalb stattgefunden 
hat, ein Bericht vorgelegt werden, der zu dieser 
Frage Stellung nimmt. 

Im übrigen hat Herr Kollege Voogd wie jedes an- 
dere Mitglied dieses Hauses die Möglichkeit, im 
Rahmen der Behandlung des Berichts, den der Stän- 
dige Ausschuß durch einen Berichterstatter vorlegt, 
Fragen an den Berichterstatter zu stellen und seiner- 
seits diesen Punkt eventuell zu vertiefen. Es liegt 
also auch in seiner Hand, darauf hinzuwirken, daß 
die Sache Gegenstand der Überlegungen bleibt und 
daß in der Zukunft gegebenenfalls weitere Schluß- 
folgerungen gezogen werden. 

Aber unter den obwaltenden Umständen haben 
wir uns nicht dazu entschließen können, der Ver- 
sammlung zu empfehlen, daß zu den Sitzungen des 
Ständigen Ausschusses die Öffentlichkeit sollte zu- 
gelassen werden können. Nur wirklich neue Ge- 
sichtspunkte könnten uns dazu bewegen, in dieser 
Hinsicht unsere Meinung zu ändern. 


Freitag, 21. Januar 1972 


Tagesordnungspunkt: 

Rede des Bundesministers des Innern 
der Bundesrepublik Deutschland 

Genscher (Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich darf mich zunächst für den Vorzug be- 
danken, daß ich hier die Grundzüge der Umweltpoli- 
tik der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
darlegen darf. Ihre Hoffnung, Herr Präsident, daß ich 
ohne Probleme landen konnte, ist realistisch gewe- 
sen. Ich hatte keine Umweltprobleme bei der Lan- 
dung, fürchte aber, daß das Flugzeug, mit dem ich 
gekommen bin, auch ein wenig dazu beigetragen 
hat, die Umweltprobleme hier in Straßburg zu ver- 
größern. 

Die Bedrohung der Umwelt ist das Grundproblem 
unserer Industriekultur. Sie zeigt, daß der Mensch 
an Grenzen stößt. Wie in der Geschichte vom Zau- 
berlehrling sind wir nach Meinung vieler nicht mehr 
in der Lage, mit den Geistern des Fortschritts und 
der Technik, die wir riefen, fertig zu werden. 

So heißt es beispielsweise: 

Die Steigerung der Produktion und des Ver- 
brauchs, der Wirkungsgrad der modernen Tech- 
nik, das rasche Wachstum der städtischen Bal- 
lungsräume, die beschleunigte Bevölkerungszu- 
nahme gehen immer mehr Hand in Hand mit 
einer Schädigung der natürlichen Versorgungs- 
quellen und des natürlichen Lebensraums, wäh- 
rend gleichzeitig das Wohlergehen, das doch 
der hauptsächliche Gewinn aus diesem Fort- 
schritt sein sollte, abnimmt. 

Diese pessimistische Feststellung ist der „Ersten 
Mitteilung der Europäischen Kommission über die 
Politik der Gemeinschaft auf dem Gebiet des Um- 
weltschutzes“ vorangestellt. Dieser Pessimismus, der 
auch von anderen geteilt wird, kann lähmend wir- 
ken oder auch zu vordergründiger Geschäftigkeit 
führen. 

Die naheliegende Konfrontation „Schädiger/Ge- 
schädigte“ wird leider mehr und mehr durch eine 
Auseinandersetzung zwischen Realisten, Propheten 
und Protestlern verdrängt. Eine weltweite Diskus- 
sion über Umweltprobleme — und zwar eine sach- 
liche Diskussion — ist deshalb erforderlich. Wir 
brauchen mehr Fakten, mehr Ideen und mehr Vor- 
schläge. Wir sollten uns allerdings fernhalten von 
der These, wo immer die Industrie sich ausbreite, 
führe dies zu barbarischer Zerstörung und Häßlich- 
keit. 

Die Tendenz, Umweltfragen in einen gesellschafts- 
politischen Zusammenhang zu stellen, ist dagegen 
unbestritten. Dabei darf nicht übersehen werden, 
daß in allen Industriestaaten — ganz unabhängig 
von deren sozio-ökonomischer Ordnung — Umwelt- 
probleme ähnlichen Ausmaßes ihrer Lösung harren. 
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Deshalb ist es nur konsequent, wenn sich heute 
in zunehmendem Maße nationale und internationale 
Organisationen verschiedenster Art mit Fragen des 
Umweltschutzes und der Umweltplanung auseinan- 
dersetzen. Das Nebeneinander der Aktivitäten die- 
ser Organisationen scheint oft verwirrend. Um zu 
verhindern, daß Doppelarbeit geleistet wird oder 
daß bestimmte Gebiete unbearbeitet bleiben, bedarf 
es auch im internationalen Rahmen einer möglichst 
weitgehenden Abstimmung und Koordinierung aller 
Umweltschutzmaßnahmen, 

Eine solche Koordinierung kann nur dann wirk- 
sam werden, wenn sie auf einer langfristigen um- 
weltpolitischen Gesamtkonzeption beruht. Eine der- 
artige umfassende Konzeption muß aus humanitärer 
und zivilisatorischer Verpflichtung, aus dem Recht 
auf eine menschenwürdige Umwelt erwachsen und 
muß die Naturgrundlagen unter den besonderen 
Schutz der staatlichen Ordnungen stellen. Sie muß 
alle wichtigen gesellschaftspolitischen Belange be- 
rücksichtigen, und sie sollte so weit wie möglich 
allgemein verbindliche Richtlinien im nationalen Be- 
reich wie auch für die Zusammenarbeit in internatio- 
nalen Organisationen setzen. 

Wirksame internationale Zusammenarbeit setzt 
aber zugleich diese nationalen Aktivitäten voraus. 
Ich möchte Sie daher über die Grundzüge der Um- 
weltpolitik der Bundesrepublik unterrichten. Die 
Bundesregierung ist der Überzeugung, daß Umwelt- 
politik den gleichen Rang hat wie andere große 
öffentliche Aufgaben, z. B. soziale Sicherheit, Bil- 
dungspolitik oder innere und äußere Sicherheit. 

Fortschrittliche Umweltpolitik kann sich nicht dar- 
auf beschränken, auf bereits eingetretene Schäden 
zu reagieren. Ihr Ziel muß es sein, die unerwünsch- 
ten Nebenwirkungen unserer wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Entwicklung rechtzeitig erkannt zu 
sehen und sie durch eine vorausschauende Umwelt- 
planung zu vermeiden. Gesichtspunkte des Umwelt- 
schutzes und der Umweltgestaltung müssen deshalb 
künftig in allen Entscheidungsprozessen der öffent- 
lichen Hand und der Wirtschaft in gleicher Weise 
berücksichtigt werden wie etwa Fragen der Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik. Umweltfreundlichkeit muß 
zu einem selbstverständlichen Maßstab für unser 
aller Handeln werden, ganz gleichgültig, ob sich das 
im staatlichen Bereich, in der Wirtschaft oder auch 
im Konsumverhalten des einzelnen Bürgers voll- 
zieht. 

Diese Ziele erfordern den politischen Willen, vom 
lediglich punktuell reagierenden Umweltschutz zu 
einer umfassenden Umweltpolitik zu gelangen, die 
sich auf ein neues wissenschaftliches, rechtliches und 
organisatorisches Instrumentarium stützt. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Regierungser- 
klärung vom 28. Oktober 1969 den Umweltschutz zu 
einem Schwerpunkt ihrer Arbeit erklärt. Am 6. Juli 
1970 hat sie einen Kabinettsausschuß für Umwelt- 
fragen gebildet, in dem alle mit diesem Fragenkreis 
befaßten Ministerien vertreten sind. 

Die dringendsten Probleme des Umweltschutzes 
hat sie mit einem Sofortprogramm im September 
1970 in Angriff genommen. Dieses Programm setzte 


zunächst Schwerpunkte, vor allem aber einen Zeit- 
plan für die Vorlage von Gesetzentwürfen in den 
wichtigsten Umweltschutzbereichen. Dieses Sofort- 
programm ist, soweit es die Bundesregierung an- 
geht, heute weitgehend erfüllt. 

Die Vorarbeiten für die Erstellung eines umfas- 
senden Umweltprogramms wurden schon frühzeitig 
in zahlreichen Projektgruppen geleistet, in denen 
neben Sachverständigen aus Verwaltung und Wirt- 
schaft namhafte Wissenschaftler mitgearbeitet haben. 
Auf der Grundlage der Projektgruppenberichte ist 
das am 29. September 1971 vom Bundeskabinett 
verabschiedete Umweltprogramm aufgebaut, in dem 
technische, wirtschaftliche und wissenschaftliche Er- 
kenntnisse in einem klaren politischen Konzept zu- 
sammengefaßt worden sind. Auch bei der Durchfüh- 
rung und ständigen Fortschreibung des Programms 
wird wiederum die wissenschaftliche Beratung von 
erheblicher Bedeutung sein. Dieses Umweltpro- 
gramm, seine Entstehung und seine Verwirklichung 
sind damit ein Modellfall dessen, was wissenschaft- 
liche Erkenntnisse und Erfahrungen in einem Wech- 
selspiel für politische Entscheidungsprozesse nutz- 
bar machen können. 

Lassen Sie mich hier einige Schwerpunkte der 
Umweltpolitik erläutern. 

1. Umweltpolitik bedeutet in unserer Sicht Um- 
weltplanung auf lange Sicht. Nur so kann gesichert 
werden, daß jedem Bürger und eben seinen Kin- 
dern auf lange Zeit Gesundheit garantiert ist. 

Umweltplanung muß auf einem Umweltrecht be- 
ruhen, das Schutz und Entwicklung der Natur- 
grundlagen zu den dringlichen Aufgaben staatlicher 
Daseinsvorsorge macht. Umweltschutz ist in un- 
serer Sicht Bürgerrecht. Die Bevölkerung kann heute 
von den PaUamenten verlangen, daß sie Gesetze 
erhält, die den letzten Stand von Wissenschaft 
und Technik wiedergeben und zugleich wirksamen 
Schutz gegenüber Gesundheitsschäden und drohen- 
den Umweltgefahren geben. 

Entscheidende Punkte, die sich bei der Bekämp- 
fung von Umweltgefahren in der Bundesrepublik 
als Hemmnisse erwiesen haben, sind Rechtszersplit- 
terung und Rechtslücken. Für die Mehrzähl der not- 
wendigen gesetzlichen Maßnahmen auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes hat der Bund noch keine hin- 
reichende Gesetzgebungskompetenz. Die Bundes- 
regierung hat daher eine entsprechende Änderung 
des Grundgesetzes für die wichtigsten Gebiete des 
Umweltschutzes vorgeschlagen. Im Gesetzgebungs- 
verfahren befinden sich weiter der Entwurf eines 
Abfallbeseitigungsgesetzes, der Entwurf eines Ge- 
setzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir- 
kungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Er- 
schütterungen und ähnliche Vorgänge, genannt 
„Bundes-Immissionsschutzgesetz", sowie Verbesse- 
rungen des Wasserhaushaltsgesetzes. Ein Gesetz 
zur Herabsetzung des Bleigehalts in Kraftfahrzeug- 
treibstoffen ist bereits im vergangenen Jahr in 
Kraft getreten. 

Weitere Gesetzentwürfe werden vorbereitet. Hier- 
zu gehören ein Gesetz über die Erhebung von Ab- 
wasserabgaben sowie weitere Verbesserungen des 
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Wasiserrechts und des Lebensmittel- und Pflan^en- 
schutzrechts. — Ein Umweltstatistikgesetz soll es 
ermöglichen, umweltrelevante Werte zu erfassen, 
um Aufschlüsse über drohende Umweltverschmut- 
zungen zu erhalten. Bisher fehlen uns bei den Um- 
weitplanungen die Rechtsgrundlagen für die regel- 
mäßige und vollständige Erhebung der ökologi- 
schen, wirtschaftlichen und finanziellen Daten 
einzelner Umweltbelastungen und ihrer Folgen. 

Neue Umweltgesetze allein reichen jedoch für 
eine wirksame Verbesserung unserer Umwelt- 
situation nicht aus. Auch andere Rechtsvorschriften 
und Verwaltungsmaßnahmen müssen daraufhin 
überprüft werden, ob sie umweltrelevant sind, d. h. 
also, ob sie mit den Grundsätzen und Zielen unserer 
Umweltpolitik übereinstimmen. Die Bundesregie- 
rung mißt gerade dieser Frage große Bedeutung 
bei. In meinem Ministerium ist ein besonderes 
Referat geschaffen worden, das sich ausschließlich 
der Überprüfung aller gesetzlichen Vorschriften be- 
züglich ihrer Umweltauswirkungen widmet. 

2. Jede Umweltpolitik muß auf den neuesten 
Erkenntnissen und Leistungen von Forschung und 
Technik beruhen. Die staatliche Verwaltung wird 
hier vor ischwierige und neue Aufgaben gestellt, die 
sie ohne neue Organisationsformen und Beratungs- 
gremien nicht zu lösen vermag. Rasche, aber den- 
noch gründliche und umfassende Analysen ökolo- 
gischer Probleme sind notwendig, wenn Umwelt- 
politik mit Erfolg betrieben werden soll. Dazu sind 
ständige Kontakte zwischen Wissenschaft und Ver- 
waltung erforderlich. 

Die Bundesregierung hat deshalb einen unabhän- 
gigen wissenschaftlichen Sachverständigenrat für 
Umweltfragen berufen. Mit der Bildung dieses Sach- 
verständigenrates sollen die Voraussetzungen für 
eine objektive, realistische Umweltpolitik verbes- 
sert werden, indem diese auf die Erkenntnisse un- 
abhängiger Fachleute gestützt werden kann. Auf- 
gabe des Sachverständigenrates ist es, die Umwelt- 
situation und die Umweltbedingungen in der Bun- 
desrepublik Deutschland periodisch zu begutachten 
und die Urteilsbildung bei allen umweltpolitisch 
verantwortlichen Instanzen sowie in der Öffentlich- 
keit zu erleichtern. Der Sachverständigenrat soll 
ferner die jeweilige Situation der Umwelt und 
deren Entwicklungstendenzen darstellen sowie Fehl- 
entwicklungen und Möglichkeiten zu deren Ver- 
meidung oder zu deren Beseitigung aufzeigen. Die 
Einrichtung dieses SachverständigenTates lehnt sich 
an an das bewährte Modell eines entsprechenden 
Sachverständigenrates für die Begutachtung der 
wirtschaftlichen Entwicklung in der Bundesrepublik. 

3. Die deutsche Umweltpolitik sieht keinen An- 
laß, von den bewährten Grundsätzen der Markt- 
wirtschaft im Bereich des Umweltschutzes abzuge- 
hen. Die Anwendung marktwirtschaftlicher Grund- 
sätze auf das Umweltprogramm ist das Verursacher- 
prinzip. Auch im Falle der Kosten der Umwelt- 
belastungen sollte nicht von dem bewährten Grund- 
satz unserer Marktwirtschaft abgewichen werden, 
daß derjenige, der Kosten verursacht, auch dafür 
aufzukommen hat. Kosten für die Reinigung von 


Abwässern oder für die Beseitigung von Abfall- 
stoffen dürfen nicht einfach auf die Allgemeinheit 
abgewälzt werden. Wer durch Schmutzeinleitungen 
den Preis für reines Wasser erhöht, muß in Zukunft 
auch dafür zahlen, so wie er auch für jedes andere 
knappe Gut zählen muß. Das Verursacherprinzip ist 
also eine Methode der Kostenzurechnung, aber 
keine Verbrecher jagd nach Umweltsündern. 

4. Um nicht mehr wie bisher auf eingetretene 
Umweltschäden nur zu reagieren, sondern solche 
Schäden von vornherein durch Realisierung einer 
umweltfreundlichen Technik zu vermeiden, wird es 
notwendig sein, bei allen Entscheidungen der öffent- 
lichen Hand und der Wirtschaft Umweltkriterien 
zu beachten. Die Wirtschaft hat die Herausforde- 
rung, die in den Umweltproblemen liegt, bereits an- 
genommen. Sie entwickelt in immer größerer Zahl 
Verfahren und Produkte, die Umweltschäden ver- 
meiden oder Altstoffe sofort wieder dem Produk- 
tionsprozeß zuführen. 

Die soziale Marktwirtschaft ist viel leistungs- 
fähiger, als viele ihrer Kritiker meinen. Die Ver- 
wirklichung des Umweltprogramms ider Bundes- 
regierung wird zeigen, daß alle diejenigen irren, 
die noch nicht gelöste Umweltfragen als Hebel und 
Sprengstoff gegen unsere freiheitliche Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung benutzen wollen. Im 
Gegenteil, wir sind der Überzeugung, daß allein 
die Marktwirtschaft in der Lage ist, die Probleme 
des Umweltschutzes zu lösen, ohne daß andere 
wichtige Fragen unseres gesellschaftlichen und wirt- 
schaftlichen Lebens vernachlässigt werden. 

5. Die Umweltpolitik der Bundesregierung ver- 
steht sich als Teil internationaler Bemühungen. 

Wir wissen, daß die Angleichung von Meßmetho- 
den, Warnsystemen und Registrierverfahren not- 
wendig sein wird. An vielen Stellen wird versucht, 
zu gemeinsamen Bewertungsmaßstäben und zu 
internationalen Uberwachungssystemen zu kommen. 
Vorrang hat dabei eine gemeinsame Umweltpolitik 
im Bereich der Europäischen Gemeinschaften. Ge- 
rade hier hofft die Bundesregierung, mit ihrer Um- 
weitpolitik in bestimmten Bereichen Schrittmacher- 
dienste für Umweltplanung und ein internationales 
Umweltrecht leisten zu können. Wie auch andere 
europäische Länder, konnten wir nicht überall euro- 
päische Regelungen abwarten. 

Umweltschutz ist eine so wichtige politische 
Materie, daß eine gemeinsame europäische Politik 
auf diesem Gebiet seit langem auf der Tagesord- 
nung der Europäischen Beratenden Versammlung 
und der Brüsseler Behörden steht. Wir werden von 
uns aus alles tun, um den Weg zu einer gemein- 
samen Umweltpolitik in Europa zu ebnen. Die Bun- 
desregierung begrüßt die Initiative von Kommissar 
Spinelli nachdrücklich; sie ist in intensiven Ge- 
sprächen mit Angehörigen der Kommission über die 
„Erste Mitteilung", und sie hofft, daß aus diesen 
Gesprächen schon bald eine Initiative des Rates 
hervorgeht. Dies wird nur möglich sein, wenn alle 
nationalen Parlamente diese Initiative unterstützen 
und für eine umfassende Umweltpolitik mit der 
damit verbundenen Neufassunig vieler Gesetze ein- 
treten. 
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Welche Konsequenzen ergeben sich nun aus 
dieser neuen umweltpolitischen Konzeption für eine 
moderne Industriegesellschaft? Werden wir künftig 
auf einen Teil des technischen Fortschritts, auf wirt- 
schaftliches Wachstum und steigenden individuellen 
Wohlstand verzichten müssen? Meine Antwort ist: 
Nein! Die durch die zivilisatorische Entwicklung ent- 
standenen Konflikte zwischen ökonomischen Inter- 
essen und Belangen des Umweltschutzes sind lös- 
bar. Wir werden weiterhin unseren steigenden 
Energiebedarf decken können und unsere Gewässer 
dennoch geringer belasten als bisher. Wir werden 
auch weiterhin Auto fahren und dennoch saubere 
Luft atmen. 

Es ist Aufgabe der Umweltpolitik, diese Konflikte 
zu lösen. Dazu ist es unabdingbar, daß bisher gültige 
Zielvorstellungen und Gewohnheiten im wirtschaft- 
lichen und im sozialen Bereich kritisch überprüft 
werden. Wir müssen erkennen, daß fortschreitende 
Technik und Industrialisierung — und auch der 
Wohlstand, den beide schaffen — kein Selbstzweck 
sein können. Wirtschaftliches Wachstum, so uner- 
läßlich es ist, darf kein absoluter Wert sein. Mit 
der Steigerungsrate des Bruttosozialprodukts allein 
ist die Zerstörung unserer natürlichen Umwelt nicht 
zu rechtfertigen. Fortschrittsdenken darf sich künftig 
nicht bloß quantitativ, sondern muß sich gleicher- 
maßen oder sogar vorrangig qualitativ verstehen. 

Umweltpolitik ist deshalb Gesellschaftspolitik. 
Der Staat allein kann die Umweltkrise nicht bewäl- 
tigen. Eine erfolgreiche Umweltpolitik setzt voraus, 
daß sich die Gesellschaft in allen ihren Teilen diesen 
Einsichten nicht verschließt. Alle Gruppen und 
Kräfte der Gesellschaft — auch jeder einzelne Bür- 
ger — müssen durch umweltfreundliches Verhalten 
an der Gestaltung und dem Schutz unserer Umwelt 
mitwirken. 

Aus einem positiven allgemeinen Umweltbewußt- 
sein werden sich bedeutende Impulse für Wirtschaft 
und Industrie ergeben. Die Industrie wird nach den 
Gesetzen des Marktes in steigendem Maße ihr An- 
gebot auf die Nachfrage nach Umweltfreundlichkeit 
ausrichten. Es muß jedoch eingehend überprüft und 
festgestellt werden, welche der derzeitigen Verfah- 
ren und Produkte umweltfeindlich, also umwelt- 
schädigend sind. Es muß untersucht werden, welche 
dieser schädlichen Verfahren und Produkte elimi- 
niert und durch umweltfreundliche Verfahren und 
Produkte ersetzt werden können. Schon jetzt setzt 
sich mehr und mehr die Erkenntnis durch, daß es 
auf die Dauer kostengünstiger ist, Umweltschäden 
von vornherein zu vermeiden, als später zu ihrer 
oft kostspieligen Beseitigung herangezogen zu wer- 
den. 

Umweltpolitik bedeutet deshalb eben nicht Ab- 
lehnung von Fortschritt, Technik und Wirtschafts- 
wachstum. Sie zielt vielmehr auf ein umweltorien- 
tiertes Verständnis in der Wirtschaft, im Verkehr, 
im Städtebau und in vielen anderen Bereichen un- 
seres Lebens einschließlich des Konsums. Ich wehre 
mich gegen das Vorurteil, daß umweltfreundliche 
oder umweltneutrale Produkte teurer seien als um- 
weltschädliche. An zahlreichen Beispielen ist bewie- 


sen, daß diese Relation nicht stimmt. Die Entwick- 
lung wird aufzeigen, daß eine vorausschauende 
Umweltpolitik, die der Wirtschaft langfristige Dis- 
positionen durch einen klaren Ordnungsrahmen er- 
möglicht, von der Volkswirtschaft verwirklicht wer- 
den kann. Umweltfreundlichkeit kann damit ein 
neues Markenzeichen wirtschaftlicher Leistungen 
werden. 

Es zeigt sich, daß die gestellten Aufgaben im 
Prinzip überall gleich dringlich sind. Es zeigt sich 
ferner, daß in vielen Ländern mit grundsätzlich 
gleichen Methoden gearbeitet werden könnte. Das 
bedeutet, daß eine weitgehend arbeitsteilige Grund- 
lagenforschung und Entwicklung neuer Technik 
möglich ist. Eine internationale Zusammenarbeit in 
Umweltfragen kann deshalb auch bei knappen finan- 
ziellen Mitteln zu optimalen Arbeitsergebnissen 
führen. Mehr und mehr wird deutlich, daß diese 
Maßnahmen wirkungsvoll ergänzt werden können 
und vielfach ergänzt werden müssen durch wirt- 
schaftspolitische Aktionen, die zu umweltfreund- 
lichen Erzeugnissen und Techniken führen. 

Die Behandlung von Umweltproblemen im inter- 
nationalen Rahmen, beispielsweise im Europäischen 
Naturschutzjahr, hat wesentlich dazu beigetragen, 
unsere Erkenntnisse zu vertiefen und die Diskus- 
sionen auf eine sachbezogene Ebene zu bringen. Sie 
hat mitgeholfen, den Umweltschutz nicht mehr allein 
unter dem negativen Aspekt der Verschmutzung, 
sondern mehr und mehr unter dem positiven Aspekt 
der Wiederherstellung der Gleichgewichte des Na- 
turhaushalts zu sehen. Sie hat aber auch deutlich 
gemacht, daß alle Umweltschutzmaßnahmen volks- 
wirtschaftliche Kosten mit sich bringen und daß 
deshalb unter dem Gesichtspunkt der „bestmöglichen 
Qualität des Lebens" eine Abwägung der Umwelt- 
schäden gegen die Kosten für ihre etwaige Beseiti- 
gung erforderlich ist. 

Die internationalen Diskussionen der Umweltpro- 
bleme haben unsere Erkenntnisse über Belastungs- 
grenzen und Schädlichkeitsschwellen gefördert. Sie 
haben vielfach bereits die Grundlagen für deren 
Festlegung auf internationaler Ebene gelegt. Dage- 
gen fehlt es noch weitgehend an Untersuchungen zur 
vergleichenden Abwägung der Auswirkungen und 
Risiken von verschiedenen Umwelteinflüssen, so 
z. B. in der Energiewirtschaft an einem Vergleich 
zwischen den Umweltschäden aus konventionellen 
und aus Kernkraftwerken. 

Probleme delikaterer Art können sich im inter- 
nationalen Bereich durch mangelnde Abstimmung 
untereinander ergeben, nämlich dann, wenn umwelt- 
bewußte Staaten mit weniger umweltbewußten 
Staaten wirtschaftlich Zusammenarbeiten oder, sa- 
gen wir besser: konkurrieren. Es kann nicht ange- 
hen, daß sich Länder einen Wettbewerbs vorteil da- 
durch verschaffen, daß sie ihren Volkswirtschaften 
die Lasten für Umweltschutzmaßnahmen nicht zumu- 
ten. Diese Staaten könnten dann auf dem Weltmarkt 
kostengünstiger anbieten als umweltbewußte Staa- 
ten. Ebensowenig aber darf es sein, daß unterschied- 
liche durch Umweltschutz motivierte Anforderungen 
an einzelne Produkte zur Errichtung neuer Handels- 
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schranken zwischen den Nationen führen. Inter^ 
nationale Abmachungen müssen solche Auswirkun- 
ken verhindern. Diese Vereinbarungen dürfen je- 
doch nicht zu Lasten der strengeren Umweltstan- 
dards eines Landes gehen. 

Hier liegt eine ganz besondere Aufgabe für die 
Europäischen Gemeinschaften. Hier können sie 
durch eine gemeinsame Politik ihrer Mitgliedstaaten 
eine Schrittmacherrolle für die internationale Zu- 
sammenarbeit in der übrigen Welt übernehmen. Die 
Bundesregierung begrüßt deshalb nachdrücklich die 
Initiative der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften. Die erhofften Gemeinsamkeiten dür- 
fen aber nicht an den Grenzen der Europäischen Ge- 
meinschaften halt machen. Ein solches Halt wäre 
unvereinbar mit dem Charakter echter Umweltpoli- 
tik, die eine globale Herausforderung ist. In einer 
klaren Umweltpolitik der Gemeinschaft sehe ich 
vielmehr den Ausgangspunkt für eine weiterrei- 
chende, umfassende Zusammenarbeit aller europäi- 
schen Staaten. Sie sollte im Europarat ihren Aus- 
druck finden, und sie sollte auch die osteuropäischen 
Staaten einschließen. 

Umweltpolitik, meine Damen und Herren, kann 
damit zu einem bedeutsamen Bindeglied zwischen 
Ost und West und zwischen unterschiedlichen ge- 
sellschaftlichen Ordnungen werden. (Beifall) 

Präsident Reverdin: Ich danke Ihnen, Herr 
Bundesminister, und möchte Sie fragen: Wären Sie 
bereit, Fragen zu beantworten? 

Genscher (Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland): Gern! 

Lenze (Attendorn) (CDU/CSU); Herr Minister, 
sind Sie mit mir der Auffassung, daß sich die Kosten, 
die nach dem Verursacherprinzip entstehen, im Preis 
niederschlagen, daß also letzten Endes der Verbrau- 
cher einen entscheidenden Teil dieser Kosten tragen 
wird und daß außerdem der Staat, da solche Kosten 
sicherlich steuerlich absetzbar sind, durch mindere 
Steuereinnahmen beteiligt ist? 

Zweite Frage: Sind Sie mit mir der Meinung, daß 
das Ziel, die Umweltprobleme ohne Opfer für alle 
im Lebensstandard zu lösen, sehr schwierig zu er- 
reichen oder sogar irreal ist? Ist es nicht vielmehr 
so, daß die Lösung dieser Probleme einen entschei- 
denden Teil der Verbesserung des Lebens darstellt 
und daß dieser Fortschritt Opfer im materiellen Le- 
bensstandard verlangt und einschließt? 

Genscher (Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland): Herr Abgeordneter, es gibt in wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Prozessen keine 
Kosten, die irgendwie unterdrückt werden können 
oder die von irgendeinem Stern im All aus bezahlt 
werden. Sie müssen immer von uns allen aufgebracht 
werden. Es muß jedoch, wenn man nach den Kosten 
eines aktiven Umweltschutzes fragt, die Frage vor- 
angestellt werden, welche Kosten wir in Wahrheit 
heute schon erbringen, die durch Unterlassen von 
Umweltschutzmaßnahmen entstehen, nämlich welche 


Schäden eintreten — die wir auch quantifizieren 
können — : gesundheitliche Schäden, Fehlinvestitio- 
nen, Fehlplanungen. In keiner nationalen Kosten- 
rechnung finden Sie heute Ausführungen über die 
Höhe der in jedem Jahr durch die Produktionspro- 
zesse verursachten Umweltschäden. 

Wenn es also das Ziel einer aktiven Umweltschutz- 
politik ist, vorausschauend derartige Schäden zu 
vermeiden, so muß man die dann vermiedenen 
Schäden mit den Kosten saldieren, muß sie in ein 
Verhältnis setzen zu den Aufwendungen, die zu 
ihrer Vermeidung erbracht werden. Erst dann ge- 
:\/innt man die richtigen Kostenrelationen. Ich glaube, 
daß das mit erforderlich ist. 

Im übrigen möchte ich das unterstreichen, was ich 
hier bereits gesagt hatte: ich wehre mich gegen das 
Vorurteil, daß umweltfeindliche Produkte und Pro- 
duktionsweisen immer und überall billiger seien 
als umweltfreundliche Produkte und Produktions- 
weisen. Mir scheint vielmehr, daß in vielen Fällen 
das umweltfeindliche Verfahren gegenwärtig nur 
noch deshalb gewählt wird, weil bei der Über- 
prüfung der Produktionsvoraussetzungen in der Ver- 
gangenheit der Faktor Umweltschutz gar nicht be- 
achtet worden ist. Ich glaube deshalb, daß die 
Kostenprobleme, die Sie angeschnitten haben, vor 
allem die Zeit der Umstellung betreffen. Gerade 
bezüglich dieser Zeit bin ich der Meinung, daß die 
Steuerpolitik eine wesentliche Hilfe geben muß, 
und zwar eben im Sinne einer Hilfe zur Umstellung 
auf umweltfreundliche Produktionsweisen. Wenn 
wir später ohnehin umweltfreundliche Produktions- 
weisen haben, sollten die steuerlichen Vorteile nicht 
unbegrenzt fortgelten. 

Ich möchte noch eine weitere Bemerkung aus mei- 
nem Expose unterstreichen — und damit komme ich 
zu Ihrer zweiten Frage — : daß ein neues qualitati- 
ves Denken erforderlich ist, daß wir also auch bei 
der Beurteilung dessen, was Fortschritt in einem 
echten, der Menschheit dienenden Sinne ist, den 
Wert der Umweltfreundlichkeit mit einbeziehen 
müssen. Tun wir das, dann werden wir feststellen, 
daß unter einer aktiven Umweltpolitik der Wohl- 
stand nicht leiden muß. Denn als ein wesentlicher 
Aspekt des Wohlstands der Menschen ist anzusehen, 
daß sie frei von Umweltschäden leben können. Wir 
haben noch ein wenig die Neigung, wenn wir das 
Wort Wohlstand gebrauchen, vor allem an materiell- 
zivilisatorische Erzeugnisse zu denken wie Fernseh- 
apparate, Häuser verschiedener Größe oder Kraft- 
fahrzeuge. Ich meine, ein sehr wesentlicher Aspekt 
ist die Frage, ob das Kraftfahrzeug, das ein Bürger 
benutzt, für die anderen Bürger Umweltschäden ver- 
ursacht oder nicht. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Minister, meine 
Frage schließt an die soeben gestellte unmittelbar 
an. Ich stimme Ihnen darin zu, daß die Kosten, die 
zunächst einmal dem Verursacher angelastet werden, 
zum größeren Teil auf die Preise, die von der gro- 
ßen Masse der Verbraucher zu zahlen sind, durch- 
schlagen. Aber gibt es nicht auch Möglichkeiten, 
insoweit in der Umweltschutzpolitik Alternativen 
anzubieten, die darauf hinauslaufen, daß die Kosten 
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im Einzelfall doch nicht auf die Preise durchschla- 
gen, indem der betreffende Verursacher ermuntert 
wird, andere Wege einzuschlagen? Zu diesem Punkt, 
Herr Minister, würde ich gern noch einige speziellere 
Hinweise von Ihnen hören. 

Genscher (Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland): Ich darf noch einmal sagen: Kosten, 
die erforderlich sind, können in keinem Falle unter- 
drückt werden. Natürlich kann man darüber disku- 
tieren, ob es in einer bestimmten Phase der Um- 
weltschutzpolitik — etwa in einer Umstellungs- 
phase — richtiger wäre, die Kosten nicht im Preis 
erscheinen zu lassen, sondern statt dessen Sub- 
ventionen oder steuerliche Vorteile zu gewähren. 
Aber natürlich erscheint beides dennoch als eine 
gesamtwirtschaftliche Belastung, die am Ende auch 
den Verbraucher trifft, nämlich über die Erhebung 
von Steuern. 

Aber ich verstehe Ihre Frage so — und damit 
komme ich auf meine Antwort auf die erste Frage 
zurück — , ob nicht gerade in der Zeit der Umstel- 
lung über die Erteilung bloßer Anregungen hinaus 
auch gezielte Anreize, z. B. durch die staatliche 
Steuerpolitik, für die Umstellung gegeben werden 
sollten. Diese Frage beantworte ich eindeutig mit 
Ja. Sie wissen, Herr Kollege, daß die Bundesregie- 
rung vor einigen Monaten Eckwerte für eine Reform 
unseres Steuersystems vorgelegt hat und daß einer 
dieser Eckwerte zum Inhalt hat, das Instrument 
der Steuerpolitik auch in den Dienst des Umwelt- 
schutzes zu stellen. 

Alber (CDU/CSU): Herr Minister, es wird sicher- 
lich sehr lange dauern, bis das Verursacherprinzip 
voll zum Zuge kommt, bis also z. B. überall Klär- 
anlagen vorhanden sind. Aus Kreisen der Wissen- 
schaft ist deshalb angeregt worden, bis zur vollen 
Durchsetzung des Verursacherprinzips eine Art Be- 
nutzungsgebühr einzuführen. Wer z. B. schmutzige 
Abwässer in natürliche Gewässer einleitet, nimmt 
die Selbstreinigungskraft dieser Gewässer in An- 
spruch. Die soeben erwähnte Anregung würde be- 
deuten, daß der betreffende Einleiter von Abwäs- 
sern hierfür eine Gebühr zu zahlen hätte. Mit dem 
Aufkommen aus solchen Gebühren könnten weitere 
Umweltschutzmaßnahmen finanziert werden. Ich 
möchte Sie fragen, wie die Bundesregierung diesem 
Gedanken gegenübersteht. 

Genscher (Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland): Die Bundesregierung steht diesem 
Gedanken positiv gegenüber. Ich habe gesagt, daß 
wir demnächst ein weiteres Gesetz auf dem Gebiet 
des Wasserrechts vorlegen wollen, und zwar noch 
in dieser Legislaturperiode. Dabei wird die Frage 
einer Abwasserabgabe eine wichtige Rolle spielen. 

Der englische Abgeordnete MacLennan fragt, ob 
es der Bundesregierung gelungen sei, die sozialen 
und wirtschaftlichen Belastungen für die Städtepla- 
nung in den Ballungsgebieten zu quantifizieren, und 
ob das Problem der Ballungsgebiete in der Bundes- 
republik bereits zu irgendwelchen Dezentralisie- 
rungsmaßnahmen geführt habe. 


Genscher (Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland): Herr Kollege, das ist das Ziel einer 
vorausschauenden Umweltpolitik. Sie will solche 
Dezentralisierungsmaßnahmen fördern. Hier wird 
sehr deutlich, in welch engem Zusammenhang die 
Umweltschutzpolitik mit der Städteplanung und 
Raumordnung steht. Diese Gebiete können eigent- 
lich gar nicht getrennt behandelt werden. Ich hatte 
schon in meinem Bericht vor einem Jahr hier zum 
Ausdruck gebracht, daß Raumordnungs- und Um- 
weltschutzpolitik in einem sehr engen Zusammen- 
hang stehen. 

Was die Quantifizierung aller Umweltbelastungen 

angeht, so haben wir erkennen müssen, daß die 
vorhandenen Unterlagen hierfür höchst unvollkom- 
men sind. Es gibt z. B. in unserem Lande keine Sta- 
tistik, die zuverlässige Aussagen über die Umwelt- 
belastungen machen könnte. Das ist der Grund da- 
für, daß wir noch in der ersten Hälfte dieses Jahres 
den gesetzgebenden Körperschaften einen Umwelt- 
statistik-Gesetzentwurf vorlegen wollen. Auf diese 
Weise hoffen wir endlich Aufschluß über die um- 
weltrelevanten Werte zu bekommen, so daß wir 
auf einer verläßlicheren Basis arbeiten können. 

Außerdem soll in den Dienst der Lösung der von 
Ihnen angeschnittenen Probleme in besonderem 
Maße der von der Bundesregierung ins Leben ge- 
rufene Sachverständigenrat gestellt werden. Dieser 
Sachverständigenrat besteht aus 12 Mitgliedern, 
und zwar unabhängigen Wissenschaftlern, die nicht 
im Dienste eines Verbandes, eines Industriebetriebs 
oder einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft — 
natürlich mit Ausnahme ihrer Stellung als Hochschul- 
lehrer — r stehen dürfen. Unter diesen 12 Wissen- 
schaftlern befinden sich nicht nur Sachverständige 
für die Reinerhaltung der Gewässer und für die Rein- 
erhaltung der Luft, sondern z. B. auch solche Sach- 
verständige, die über die notwendigen Kostenana- 
lysen Auskunft geben können, auf die jede Umwelt- 
schutzpolitik angewiesen ist. 

Der schwedische Abgeordnete Alemyr möchte wis- 
sen, was er davon halte, wenn man auch in Europa 
ähnlich wie in Amerika einheitliche Vorschriften 
über den Bau von Abgasanlagen für Automotoren 
einführen würde. 

Genscher (Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland): Dies wirft ein Problem auf, das ich 
anschnitt, als ich die Motive für die Notwendigkeit 
internationaler Zusammenarbeit aufzählte. Es geht 
nicht allein um den Erfahrungsaustausch, nicht nur 
um die Vermeidung von Wettbewerbsvorteilen. 
Vielmehr zwingt uns zu internationaler Zusammen- 
arbeit vor allen Dingen auch die Erkenntnis, daß 
wir das Problem des Umweltschutzes ohne die Er- 
richtung neuer Handelsschranken zwischen den ein- 
zelnen Ländern lösen müssen. Unter diesem Ge- 
sichtspunkt muß man auch diese Vorschriften sehen. 
Das Problem ist in allen Ländern gleich. Sicherlich 
gibt es eine Reihe gleichwertiger Lösungsmethoden. 
Ich sehe die Bedeutung einer internationalen Zu- 
sammenarbeit darin, daß sie es ermöglicht, sich auf 
eine von mehreren gleichwertigen Lösungsmethoden 
zu einigen, um zu vermeiden, daß eine an sich not- 
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wendige Umweltschutzpolitik ohne zwingende Not- 
wendigkeit zur Bildung neuer Handelsschranken 
führt. 

Bauer (SPD): Herr Minister, meine Frage bezieht 
sich auf die gerade in diesem Hause sehr hoch ein- 
geschätzte Notwendigkeit internationaler Zusam- 
menarbeit. — Ich möchte hier die Frage des Schutzes 
der Flüsse und der Binnengewässer ansprechen, 
insbesondere die Schwierigkeiten, die bei der An- 
lage von Kernkraftwerken auf Grund der Erhitzung 
des Wassers auftreten können. Ich brauche nur an- 
zudeuten, daß ja auch am Oberrhein ein solches 
Problem existiert. 

Sind Sie im Hinblick auf die Kooperation mit den 
Nachbarstaaten und im Hinblick auf die Erzielung 
von Übereinkommen optimistisch oder pessimistisch? 

Genscher (Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland); Herr Abgeordneter, der Blick in die 
Vergangenheit könnte einen gewissen Pessimismus 
nahelegen, aber ich glaube, der Sachzwang ist so 
groß, daß ich Ihre Frage, ob ich optimistisch bin, 
mit einem uneingeschränkten Ja beantworten kann. 
Es besteht gewiß überhaupt kein Zweifel daran, 
daß gerade die Flüsse, die mehrere Länder berühren 
oder durch mehrere Länder fließen, drastisch zeigen, 
wie notwendig Umweltschutzpolitik ist. Ein Wärme- 
lastplan etwa für den Rhein ist unverzichtbar; und 
er muß von allen Anliegerstaaten getragen sowie 
von allen Anliegerstaaten auch beachtet werden. 

Ich habe in meinem Bericht anzudeuten versucht, 
daß wir im eigenen Hause vor einer Fülle von Pro- 
blemen der Zusammenarbeit stehen, weil wir im 
Augenblick noch keine nationale Umweltgesetzge- 
bung haben. Die Gesetzgebungsvorhaben, die ich 
erwähnte und die im Gesetzgebungsgang sind, 
setzen nämlich voraus, daß zugleich mit ihnen die 
entsprechenden Änderungen der Verfassung verab- 
schiedet werden. 

Aber wir können auch hier feststellen, daß dort, 
wo früher noch die Interessen unserer Bundesländer 
stärker betont wurden, mehr und mehr die Notwen- 
digkeit einer nationalen Gesetzgebung anerkannt 
wird, weil man sieht, daß eine Rechtszersplitterung 
nur die Umweltschutzbemühungen hemmt und daß 
es ganz anachronistisch wäre, etwa in der Bundes- 
republik unterschiedliche Gesetzgebungen für diese 
Bereiche in einer Zeit zu haben, in der wir in Straß- 
burg darüber reden, wie wir im europäischen Rah- 
men eine gemeinsame Umweltschutzpolitik in Gang 
setzen können. 

Der italienische Abgeordnete Pecoraro fragt, ob 
der Bundesinnenminister die Lösung des Problems 
des Umweltschutzes im Rahmen einer kapitalistP 
sehen Wirtschaft für möglich oder ob er staatliche 
Planung für entbehrlich halte. 

Genscher (Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland): Die letzte Frage beantworte ich be- 
jahend, und zwar einfach deshalb, weil ein so gro- 


ßer Sachzwang vorhanden ist, daß sich auch diejeni- 
gen, die heute solchen internationalen Abkommen 
noch mit Skepsis gegenüberstehen, auf die Dauer 
diesem Sachzwang nicht verschließen können. 

Was die Frage der Planungsmöglichkeiten in der 
Marktwirtschaft, wie ich lieber als „kapitalistische 
Wirtschaft'" sage, angeht, ist es so, daß sich die Ziel- 
vorstellungen der Umweltschutzpolitik zunächst in 
der nationalen Gesetzgebung ausdrücken müssen; 
und das bedeutet, daß man hier auch die Erkennt- 
nisse der Planungen einschaltet. Ich habe auch ge- 
sagt, daß es, wenn wir zu einer Koordinierung des 
Umweltschutzrechts kommen wollen, notwendig sein 
wird, die Gesetzgebungen der einzelnen Länder zu- 
nehmend zu koordinieren. — Wir leiden bei der Er- 
arbeitung unserer Zielvorstellungen — ich betone es 
noch einmal — unter dem Mangel an genauen Ana- 
lysen der Probleme. Hier liegt einer der Gründe für 
die Vorlage des Umweltstatistikgesetzes. 

Wenn ich gesagt habe, daß nach meiner Überzeu- 
gung die Marktwirtschaft in der Lage ist, diese Pro- 
bleme zu lösen, so schöpfe ich diese Überzeugung 
aus der Erfahrung, daß bei allen in der Geschichte 
aufgetretenen Problemen — sowohl bei der sozialen 
Frage als auch bei der Frage der größtmöglichen 
Produktivitätssteigerung — diese Marktwirtschaft 
am besten in der Lage war, die Probleme durch kon- 
struktive Lösungen zu bewältigen. Sie wird deshalb 
auch das Problem des Umweltschutzes lösen, denn 
sie ist die leistungsfähigste Form wirtschaftlicher 
Betätigung. 

Jung (FDP): Herr Minister, ich möchte noch ein- 
mal die Frage der Koordination aufgreifen und da- 
mit die Frage des Kollegen Bauer, der dieses Thema 
nur streifte, präzisieren. Hier am Oberrhein ■ — in 
Breisach auf deutscher und in Fessenheim auf fran- 
zösischer Seite — entstehen Kernkraftwerke mit 
einer Leistung von rund 10 000 Megawatt im End- 
ausbauzustand, was wohl — auch im weltweiten 
Maßstab gesehen — als einmalige Massierung be- 
trachtet werden muß. 

Sie sagten zwar in Ihren Ausführungen, daß es 
noch nicht sicher sei, daß also die Erkenntnisse noch 
nicht gewonnen wurden, inwieweit Auswirkungen 
und Risiken verschiedener Umwelteinflüsse gerade 
beim Bau von Kernkraftwerken innerhalb der Ener- 
giewirtschaft relevant werden; aber ich möchte Sie 
fragen, welche Möglichkeiten es gibt, um gerade 
hier, wo endgültige Entscheidungen ja noch nicht 
getroffen worden sind, zu verhindern, daß durch 
eine solche Massierung Umweltschäden — und zwar 
in den verschiedensten Formen, insbesondere aber 
durch die Erwärmung des Rheins — eintritt. 

Meine zweite Frage wäre diese: Inwieweit kön- 
nen Rechtsgrundsätze — z. B. der, daß nach deut- 
schem Recht in einem Umkreis von zehn Kilometern 
um einen Flugplatz kein Kernkraftwerk angelegt 
werden darf — dadurch durchbrochen werden, daß 
auf der anderen Seite, d. h. auf der Seite eines an- 
deren Landes, jedoch innerhalb eines solchen Um- 
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kreises, hier nämlich innerhalb eines Umkreises 
von sechs Kilometern — in der Nähe liegt ja be- 
kanntlich der Militärflugplatz Bremgarten — ein sol- 
ches Kernkraftwerk erstellt werden kann? Welche 
Maßnahmen wird man seitens der beiden Regierun- 
gen ergreifen, um hier Umweltschäden, die man be- 
reits heute erkennen kann, auszuschließen? 

Genscher (Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland): Sie haben zweimal das Wort „Massie- 
rung" verwendet und damit - ein wesentliches Pro- 
blem des Umweltschutzes angesprochen. In der Ver- 
gangenheit sind sehr häufig Umweltbelastungen, die 
etwa der Inbetriebnahme eines Industriewerkes 
folgten, als solche gesehen worden; aber man ist zu 
dem Ergebnis gekommen, daß diese Umweltbe- 
lastungen tragbar sind, und also wurden nach unse- 
rem Recht Konzessionen erteilt. 

Man hat dabei gelegentlich die Tatsache vernach- 
lässigt, daß es wohl richtig sein mag, daß die von 
einem Betrieb ausgehenden Umweltbelastungen, für 
sich genommen, keine Gefahr bedeuten, ebenso- 
wenig wie die jeweils für sich genommenen Be- 
lastungen, die von einem Betrieb B oder einem Be- 
trieb C ausgehen. Das Problem des Umweltschutzes 
besteht aber darin, die Gesamtbelastung einer be- 
stimmten Region zu sehen. Das ist übrigens einer 
der Grundzüge unserer Umweltschutzgesetze, daß 
sie sogar die Landesregierungen zwingen, Pläne auf- 
zustellen, die Daten für die noch erträgliche Gesamt- 
belastung einer bestimmten Region angeben. 

Das, was ich hier über die Belastungen bestimmter 
Regionen gesagt habe, gilt in gleichem Maße für die 
Belastungen z. B. für einen Fluß, wie der Rhein ihn 
darstellt. Jedes dieser Kraftwerke für sich wäre viel- 
leicht gerade zu ertragen, und unter Umständen 
würde das sogar für beide gelten, wenn sie weiter 
auseinanderlägen. Aber in der räumlichen Massie- 
rung besteht das Problem. 

Dieses Problem kann beim augenblicklichen Stand 
der internationalen Vereinbarungen auf diesem 
Gebiet — ebenso wie das andere von Ihnen an- 
gesprochene Problem der Entfernung der Flugplätze 
von einem Kernkraftwerk — nur durch Zusammen- 
arbeit der beteiligten Staaten und durch eine Ak- 
kordierung der beteiligten Staaten unter dem Ge- 
sichtspunkt der Einsicht in die Notwendigkeiten, 
die der Umweltschutz für uns schafft, gelöst werden. 

Wir befinden uns ja eigentlich erst am Beginn, 
aber der Rhein ist, glaube ich, das klassische Bei- 
spiel dafür, wie dringend notwendig es ist, daß die 
Staaten nicht nur zur Zusammenarbeit bereit sind, 
sondern sich auch über gemeinsame Standards für 
die Umweltbelastung verständigen, damit nicht noch 
darüber Meinungsverschiedenheiten bestehen, wie 
es ja in dieser Diskussion leider der Fall ist. 

Der luxemburgische Abgeordnete Mart möchte 
wissen, wann die europäische Autoindustrie nach 
Meinung des Bundesinnenministers in der Lage sei, 
Antipollutionsmotoren sowohl für den amerikani- 
schen als auch für den europäischen Markt zu pro- 
duzieren. 


Genscher (Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland); Man kann sicher nicht verallgemei- 
nernd sagen, daß die Anforderungen, die die ameri- 
kanische Gesetzgebung stellt, zu besseren Ergeb- 
nissen führen als das, was wir in Europa entweder 
schon als geltendes Recht kennen oder aber uns vor- 
genommen haben. Die Amerikaner gehen einen an- 
deren Weg; sie stellen andere Anforderungen, um 
dasselbe Ziel zu erreichen. Die technischen Vor- 
richtungen, die europäische Exporterzeugnisse auf- 
weisen müssen, sind ein wesentlicher Kostenfaktor. 
Sie richten sich aus an den amerikanischen An- 
forderungen. Wir glauben, daß wir dieselben Er- 
gebnisse, die die Amerikaner mit dieser Gesetz- 
gebung und dieser vorgeschriebenen Technik er- 
reichen, auf andere Weise erreichen können. 

Ich finde, an diesem Beispiel wird besonders 
deutlich, wie wichtig die Koordinierung der inter- 
nationalen Anforderungen ist. Denn es gibt eben 
für die Lösung der Probleme, die uns die Auto- 
abgase aufgeben, verschiedene technische Möglich- 
keiten; und man kann nicht von vornherein sagen, 
es gebe nur eine optimale Möglichkeit, und alle 
anderen seien unvollkommen. Es gibt vielmehr 
eine Reihe sehr wohl probater Möglichkeiten, und 
ich sehe die Aufgabe internationaler Verständigung 
darin, eine davon herauszunehmen, auf die wir uns 
alle einigen können, damit die sonst entstehenden 
Handelsschranken ausgeschaltet werden können. 
Denn natürlich bedeutet die andere amerikanische 
Gesetzgebung auch eine Belastung des europäischen 
Autoexports in die Vereinigten Staaten. 

Der luxemburgische Abgeordnete Cravatte fragt, 
ob der Bundesinnenminister nicht auch den Europa- 
rat, der das Problem der Umweltverschmutzung 
schon im Jahre 1960 diskutiert habe, für das beste 
Forum für die oben genannte Art von internatio- 
naler Übereinkunft und Diskussion sei, halte, und 
ob er es außerdem nicht für wünschenswert halte, 
einen europäischen Hochkommissar zu ernennen, 
der die in den verschiedenen Ländern geleistete 
Arbeit koordiniere. 

Genscher (Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland) : Herr Abgeordneter es kann kein 
Zweifel bestehen — und ich habe das am Schluß 
meiner Ausführungen auch sehr deutlich unterstri- 
chen — , daß eine möglichst weite Form der Zusam- 
menarbeit zu erstreben ist. Deshalb ist der Europa- 
rat ein solches Gremium. Ich wäre mißverstanden 
worden, wenn man annähme, daß die Bundesregie- 
rung unter internationaler Zusammenarbeit etwa 
nur eine Zusammenarbeit in der Gemeinschaft ver- 
stehe. Das ist keineswegs der Fall, um so weniger, 
als die Gemeinschaft gerade beginnt, diese Probleme 
zu entdecken. Hier hat in der Tat der Europarat 
Schrittmacherdienste geleistet. 

Ich habe vor einigen Wochen meinen englischen 
Kollegen, der für Umweltschutz zuständig ist, be- 
sucht und habe zu ihm gesagt: Sie haben eigentlich 
eine ganz extraordinäre Stellung in Ihrer Regierung; 
denn für Ihren Bereich gibt es noch keine Beitritts- 
verhandlungen, da sind noch keine nötig; Sie haben 
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den Vorzug, daß, wenn man in der Gemeinschaft 
über Umweltschutz redet. Sie sozusagen von Anbe- 
ginn an dabei sein können. 

Aber wer die von mir genannten Grundsätze und 
die Motivation für die internationale Zusammen- 
arbeit genau beachtet, wird erkennen, daß es uns 
um eine möglichst weite Zusammenarbeit geht. Denn 
der Sachzwang — etwa bei den Rhein-Anlieger- 
staaten — ebenso wie die Kostenersparnis bei ge- 
meinsamen Forschungsvorhaben und Erfahrungsaus- 
tausch, die Notwendigkeit der Vermeidung von 
Wettbewerbsvorteilen bei den Ländern, die nichts 
für den Umweltschutz tun, wie die Notwendigkeit, 
Handelsschranken zu vermeiden, — alles das sind 
Dinge, die nicht am Rande der Gemeinschaft enden, 
sondern die für die Zusammenarbeit sprechen. Des- 
halb glaube ich, daß der Europarat hier Hervorragen- 
des leisten kann. Ich habe einmal in einem anderen 
Zusammenhang von der Notwendigkeit eines fried- 
lichen europäischen Feldzuges für den Umweltschutz 
gesprochen und habe das wahrlich nicht auf die — 
damals — Sechs beschränken wollen. 

Ich verspreche mir deshalb auch von der Einrich- 
tung eines Hochkommissariats, wie Sie es erwähnt 
haben, einen erheblichen Fortschritt für die Umwelt- 
schutzpolitik in Europa, und zwar aus zwei Gründen, 
einmal, weil dann eine Stelle da ist, die hier eine 
gemeinsame Verantwortung auch sichtbar zum Aus- 
druck bringt, und zum anderen, weil eine solche 
Stelle auch mehr Übersichtlichkeit in die Bemühun- 
gen um Zusammenarbeit bringen könnte. Denn ich 
glaube, es kann ein Problem darin liegen, wenn sich 
zu viele mit derselben Materie befassen, ohne daß 
einer da ist, der für Übersichtlichkeit und Koordi- 
nierung sorgt. 

Dr. Ahrens (SPD): Herr Minister, darf ich an 
Ihre letzte Antwort anknüpfen und die Frage stellen 
— in Ihrem Referat haben Sie das zum Ausdruck 
gebracht — , ob nicht über den Rahmen des Europa- 
rats hinaus möglichst bald verbindliche Absprachen 
auch mit den osteuropäischen Staaten angestrebt 
werden sollten. Ich möchte die Frage dahin konkre- 
tisieren: Halten Sie es für denkbar, daß auch in den 
Verhandlungen, die jetzt mit der Deutschen Demo- 
kratischen Republik wieder angelaufen sind, Pro- 
bleme des Umweltschutzes verbindlich geregelt wer- 
den? Ich glaube, daß die Antwort auf diese Frage 
nicht nur für die Bundesrepublik, sondern unter dem 
Gesichtspunkt der Reinhaltung der Ostsee auch für 
die anderen Anrainerstaaten der Ostsee von Inter- 
esse ist. 

Gensdher (Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland): Herr Abgeordneter, wenn es ein Ge- 
biet gibt, das im Interesse der Menschheit unabhän- 
gig von politischen und gesellschaftlichen Systemen 
gemeinsam bearbeitet werden muß, dann ist es der 
Bereich des Umweltschutzes. Dieser Erkenntnis hat 
sich die Bundesregierung auch nicht entzogen, als 
sie den Problemkatalog für die Fragen aufgestellt 
hat, die zwischen der Bundesrepublik Deutschland 


und der DDR zu lösen sind. Deshalb ist es nur logisch 
gewesen, daß einer der 20 Punkte des Verhand- 
lungskatalogs des Bundeskanzlers, den er in Kassel 
bei dem zweiten Treffen mit dem Ministerpräsiden- 
ten der DDR Stoph vorgelegt hat, den Umweltschutz 
betrifft. Ich kann also Ihre Frage mit einem eindeuti- 
gen Ja beantworten. 

Der österreichische Abgeordnete Czernetz weist 
darauf hin, daß Europa insbesondere auf dem Gebiet 
der Autoabgase gesetzliche Regelungen habe, die 
nicht mit den amerikanischen übereinstimmten; da- 
her müßten für den Export nach Amerika spezielle 
Autos produziert werden. 

Genscher (Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland): Herr Abgeordneter Czernetz, die da- 
malige Entschließung kann sich gewiß nicht auf die 
jetzt in Rede stehende amerikanische Gesetzgebung, 
die ja jüngsten Datums ist, bezogen haben. Man muß, 
wenn man die Grundgedanken der damaligen Ent- 
schließung auf die gegenwärtige Situation übertra- 
gen will, ganz sicher abwägen, ob die amerikanische 
Regelung so zweckmäßig ist, daß alle europäischen 
Staaten sie übernehmen können. Das könnte z. B. 
Gegenstand einer gemeinsamen Betrachtung der 
europäischen Regierungen sein. 

Aber ich möchte noch einmal vor dem Eindruck 
warnen, daß die amerikanische Gesetzgebung in 
diesem Bereich den europäischen Regelungen weit 
voraus sei. Das ist sehr unterschiedlich. Die Umwelt- 
belastungen, die vom Kraftfahrzeug ausgehen, sind 
ja vielfältiger Art. Denken Sie etwa an das vom 
Deutschen Bundestag im Frühjahr letzten Jahres ver- 
abschiedete — wie wir kurz sagen — Benzinbleige- 
setz. Das ist, was die Bundesrepublik Deutschland 
angeht, ein Gesetz, das weit in die Zukunft weist 
und weit vor den Standards der Amerikaner liegt. 

Die schwedische Abgeordnete Frau Bergegren 
fragt, ob die Umweltschutzbestimmungen, die in 
Europa für das industrielle Produktionsverfahren 
eingeführt wurden, auch für die Entwicklungsländer 
annehmbar seien, und ob die Einfuhr von Industrie- 
erzeugnissen aus Entwicklungsländern, die sich nicht 
an diese Bestimmungen hielten, verboten werden 
müsse. 

Genscher (Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland): Man muß sicher unterscheiden zwi- 
schen den Produktionsverfahren und den Produkten 
selbst. Die Produktionsverfahren werfen die Frage 
nicht auf, die Sie stellen. Sie kann nur für die Pro- 
dukte gelten, für den Import solcher Produkte. Wenn 
umweltschädliche Produkte in Europa für einen be- 
stimmten Bereich nicht mehr gestattet werden sol- 
len, sollte man keinen Unterschied machen, aus 
welchem Land sie kommen. Mir scheint aber, daß 
das nicht ein ganz spezifisches und dringendes Pro- 
blem sein wird. 

Was die Frage der Produktionsweisen angeht, so 
darf ich daran erinnern, was ich in einer früheren 
Antwort gesagt habe, daß bei der Prüfung, ob ein 
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Produktionsverfahren in seiner Umweltbelastung 
erträglich ist oder nicht, immer die Gesamtbelastung 
gesehen werden muß. Es kommt also auf den Grad 
der Industrialisierung an. Es ist sehr wohl denk- 
bar, daß mit geringerem Schaden für alle Beteiligten 
in einem anderen Land ein Produktionsverfahren 
noch einige Jahre toleriert werden kann, das in den 
europäischen Industriezentren nicht mehr erträglich 
wäre. 


Freitag, 21. Januar 1972 
und Samstag, 22. Januar 1972 

Tagesordnungspunkt: 

Umweltpolitik in Europa 

(Drucksache 3080) 

Berichterstatter: Abgeordneter Cravatte 

Bauer (SPD); Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Es ist in dieser Debatte 
und in der großen Zahl der Berichte eine solche 
Fülle von Material zum Problem des Umweltschutzes 
auf den Tisch gelegt worden, daß es fast unmöglich 
erscheint, neue Anregungen zu geben. Vor allem 
scheint es mir auf dem technischen Gebiet für den 
Nichtfachmann unmöglich, mit neuen Vorschlägen 
aufzuwarten. 

Ich meine, gerade in allerletzter Zeit sind sehr 
ermutigende Anzeichen dafür festzustellen, daß man 
die Bedeutung des Umweltschutzes erkannt hat. Ich 
habe mich besonders gefreut, zu hören — und ich 
möchte das gerade als der auf den Kollegen Darling 
folgende Redner erwähnen - — , daß in Großbritan- 
nien große Fortschritte gemacht worden sind, und 
zwar in Gestalt des „Clean air-act". Der Staat hat 
dort erhebliche Summen investiert. Es wird berichtet, 
daß in den Londoner Parks wieder 138 verschiedene 
Vogelarten heimisch geworden sind und daß es in 
der Themse wieder Lachse gibt. Solche Erfolge sind 
ermutigend; sie zeigen, daß man mit einer klaren 
Gesetzgebung doch einiges erreichen kann. — Sehr 
gefreut habe ich mich auch darüber, daß in Italien 
mutige Staatsanwälte Anklage wegen Verunreini- 
gung von Gewässern erhoben haben und daß auf 
Grund solcher Tatbestände Verurteilungen erfolgt 
sind. 

In jüngster Zeit ist ein Übereinkommen zur Bil- 
dung eines internationalen Fonds zur Entschädigung 
bei Ölverschmutzung geschlossen worden, und zwar 
im Anschluß an das Übereinkommen von 1969 über 
internationale Schäden durch Ölverschmutzungen 
auf den Meeren, durch das ein Fonds für die Scha- 
denshaftung über die „Obergrenze" hinaus instal- 
liert wird. 


Man sieht also, daß die Entwicklung auf diesem 
Gebiet Schritt für Schritt vorwärts geht. Das zeigt, 
daß das Problem in seiner Wichtigkeit klar erkannt 
worden ist, vor allen Dingen von den staatlichen 
Autoritäten, von den Parlamenten, den Regierungen 
und Verwaltungen. Aber auch von verantwortungs- 
bewußten und denkenden Bürgern wird das Pro- 
blem mehr und mehr erkannt. 

Zu fehlen scheint mir die notwendige Erkenntnis 
lediglich noch in der breiten Bevölkerung. Hier muß 
nodi unendlich viel getan werden, um bewußt zu 
machen, welche Bedeutung dieses Problem hat. In 
fast allen Ländern besteht in dieser Hinsicht noch 
weiterhin Unvernunft, Unwissenheit, Gleichgültig- 
keit, ja rücksichtsloser Egoismus. Dies muß geän- 
dert werden, wenn wir bei der Lösung des Umwelt- 
schutzproblems vorankommen wollen. Deshalb be- 
steht unsere Hauptaufgabe darin, beim einzelnen 
Bürger anzusetzen, soweit er uns erreichbar und 
ansprechbar ist. 

Hierzu hat eine Konferenz in Rüschlikon in der 
Schweiz sehr bemerkenswerte detaillierte Vor- 
schläge erarbeitet. Dort ist gefordert worden: eine 
angemessene Unterrichtung und Erziehung in allen 
Schulen und auf allen Altersstufen; die Ausbildung 
und Erziehung auf allen Hochschulen und Fachschu- 
len in allen Bereichen, die die Umwelt berühren; 
die außerschulische Erziehung und Bildung Jugend- 
licher und Erwachsener — etwa in Jugendorganisa- 
tionen und durch Volkshochschulen — ; die Förde- 
rung und Einführung von Fortbildungsmöglichkeiten 
für Lehrer und andere Personenkreise, die mit der 
allgemeinen oder außerschulischen Erziehung und 
Bildung befaßt sind, was besonders auch für Jugend- 
leiter gelten soll; die Grundausbildung und Weiter- 
bildung aller Berufszweige, die mit Umweltproble- 
men in Berührung kommen, wozu beispielsweise 
Politiker, Verwaltungsfachleute, Planer, Architek- 
ten, Ingenieure und sonstige Techniker gehören — • 
ich möchte bei dieser Gelegenheit an die Adresse 
der verehrten Kolleginnen und Kollegen sagen, daß 
gerade der Abgeordnete in diesem Bereich eine be- 
sondere Aufgabe hat, der er sich unterziehen muß, 
eine Aufgabe, die zur Öffentlichkeitsarbeit gehört — ; 
schließlich die Allgemeinbildung aller Bevölkerungs- 
schichten überhaupt durch den Einsatz von Massen- 
medien und anderen Methoden auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes. Nur durch eine solche massive und 
gezielte Beeinflussung mit dem Versuch, den ein- 
zelnen zu erreichen, werden wir unser Problem in 
den Griff bekommen. 

Nun, es wird sehr viel über das Verursacher- 
prinzip geredet. Ich habe manchmal den Eindruck, 
als sei dieses Verursacherprinzip für manche ein 
allzu leicht verwendbares Alibi, sich vor der per- 
sönlichen Verantwortung etwas zu drücken. — Das 
Verursacherprinzip ist verwendbar da, wo sich nadi- 
weisen läßt, daß etwa ein Industriebetrieb un- 
geklärte Abwässer in Flüsse oder Binnengewässer 
leitet. Aber ich möchte einmal die Frage stellen: 
Wie verhält es sich im Bereich der einzelnen? Da 
beginnt es mit dem Wegwerfen der sogenannten 
Einwegflaschen, mit dem Wegwerfen der Plastik- 
behälter, und es hört noch nicht auf mit den Auto- 
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Wracks, mit denen die europäische Landschaft immer 
mehr verschandelt wird. Ich möchte mit einem alten 
Bibelwort meinen: hier sind wir alle allzumal Sün- 
der. Hier sollte jeder bei sich selbst beginnen, auch 
und vor allen Dingen beim Automobilmotor, denn 
es gibt ja praktisch niemanden, der nicht sein 
Automobil selber über die europäischen Straßen 
steuert. 

Auf diesem Gebiet gibt es so manche Bürger- 
initiative. Es ist mir ein Beispiel aus einer nur 
wenige Kilometer von hier entfernten Gemeinde — 
ich meine Rastatt auf der anderen Seite des 
Rheins — bekanntgeworden, wo Bürger zehn 
Punkte für Autofahrer aufgestellt haben, die in 
einem größeren Maßstab verbreitet worden sind. 
Ich werde mir erlauben, diese wichtigen Ermahnun- 
gen in einzelnen Punkten einmal kurz zum Vor- 
trag zu bringen, weil sie jeden angehen: 

1. Lasisen Sie bei kleinen Erledigungen in der 
Stadt Ihr Auto zu Hause! Daß auch Sie Besitzer 
eines Wagens sind, weiß längst jeder. 

2. Benutzen Sie zur Arbeitsstätte möglichst die 
öffentlichen Verkehrsmittel oder gehen Sie zu 
Fuß, wenn Ihr Weg zur Arbeit nicht zu weit ist, 
denn etwas Bewegung könnte auch Ihrer Ge- 
sundheit zugute kommen. 

3. Fahren Sie mit dem Wagen zur Arbeit, so 
nehmen Sie doch bitte noch drei oder vier Mit- 
arbeiter oder Arbeitskollegen mit, damit Ihr 
Wagen voll ausgelastet ist und nicht in jedem 
Auto nur einer fährt. 

4. Unterhalten Sie sich bitte nicht mit einem 
anderen bei laufendem Motor, und vergasen 
Sie damit nicht unnötig zusätzlich unsere und 
auch Ihre Atemluft. 

5. Lassen Sie Ihren Motor bitte grundsätzlich 
und in jedem Fall nur dann an, wenn Sie auch 
gleich wegfahren. 

6. Stellen Sie bitte vor geschlossenen Bahn- 
schranken den Motor ab und lassen Sie ihn 
erst dann wieder an, wenn sich die Bahn- 
schranke hebt und Ihr Vordermann sich in Be- 
wegung setzt. 

7. Treten Sie nicht ungeduldig immer wieder 
aufs Gaspedal, wenn Sie vor einer Ampel ste- 
hen; während der Wartezeit entströmt ohne- 
dies genug Gift aus Ihrem Auspuff. 

8. Meiden Sie an Markttagen möglichst an 
dieses Gebiet angrenzende Straßen, und ver- 
gasen Sie nicht noch zusätzlich das schon ge- 
nug mit Giften aller Art behaftete Obst, Ge- 
müse, Fisch, Fleisch und Backwaren. 

9. Vermeiden an Sie Wochenenden weitgehend 
private Autofahrten, und tun Sie eher etwas 
für Ihre Gesundheit, indem Sie wandern oder 
Radtouren machen; Ihr ohnehin belasteter Kör- 
per wird es Ihnen danken, 

10. Und lassen Sie möglichst das Rauchen am 
Steuer — auch dafür belohnt Ihr Körper Sie mit 
Wohlbefinden; der Kreislauf ist nämlich, wie 


Arzte festgestellt haben, durch das Autofahren 
allein schon hoch belastet. 

Mancher Automobilclub, der Zehntausende von 
Mitgliedern zählt, sieht seine Hauptaufgabe darin, 
Forderungen zu erheben, die alle gerne hören, 
z, B. die Beseitigung der Alleebäume, die die Straßen 
säumen, zu verlangen, damit der Weg für die Ge- 
schwindigkeitsfanatiker frei gemacht wird. Ich möchte 
meinen, daß die Automobilclubs besser daran täten, 
Forderungen wie die soeben vorgetragenen in gro- 
ßem Umfange an ihre Mitglieder zu verteilen, an- 
statt um der Popularität willen solche Forderungen 
wie die nach Beseitigung der Bäume vorzubringen, 
wo wir doch alle gerade um diese erste Lehre des 
Umweltschutzes wissen, daß heute jeder Baum in 
unserer Landschaft wertvoll ist. 

Ich darf nun noch ein paar Punkte aus der spe- 
ziellen Arbeit unseres Europarates ansprechen. Die 
Beratende Versammlung hat 1969 eine Wasser- 
charta verkündet. In ihr steht der Satz: Wasser 
kennt keine Grenzen. — Das bedeutet doch auch, 
daß Bedrohung und Gefährdung des Wasserhaus- 
halts in unseren Ländern wahrhaftig keine Grenzen 
kennen. Das gilt insbesondere für die Verschmut- 
zung. 

Dies legt die Frage nahe: Was ist dazu im Rahmen 
des Europarates geschehen? — Nun, die Versamm- 
lung hat immerhin 1970 die Empfehlung Nr. 555 
verabschiedet und konkrete Vorschläge gemacht. 
Das Ministerkomitee des Europarates hat daraufhin 
von der Rechtsabteilung des Rates den Entwurf für 
ein europäisches Übereinkommen gegen Wasser- 
verschmutzung ausarbeiten lassen. Hier muß die 
Frage gestellt werden: Wie steht es um die Beratung 
dieses Entwurfs auf Regierungsebene? Und ich 
möchte hier ganz deutlich der Hoffnung Ausdruck 
geben, daß der Herr Vertreter des Ministerkomitees 
in seinen Ausführungen am Montag zu dieser Frage 
besonders Stellung beziehen wird. 

Ganz gleich jedoch, wie der Stand der Arbeiten 
ist: die Notwendigkeit der darüber hinausgehenden 
Vereinbarung eines verbindlichen Abkommens ge- 
gen Verschmutzung zumindest der bedeutenden Bin- 
nengewässer, die mehrere Länder durchfließen, 
scheint mir unbestreitbar. Ein solches Abkommen 
sollte konkrete Richtlinien mit Minimalnormen für 
die Wasserqualität festlegen. Damit muß eine Art 
Einfrieren, d. h. wenigstens die Verhinderung einer 
Erhöhung des gegenwärtigen Verschmutzungsgrades 
der Gewässer verbunden sein, und dies in Verbin- 
dung mit der Auflage, die Wasserqualität dann ste- 
tig zu verbessern. 

Jetzt zur Rechtsangleichung. Daß ohne Anglei- 
chung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften z. B. 
bezüglich der Haftungsfragen im Falle der Ver- 
schmutzung jedes internationale Übereinkommen 
Stückwerk bleiben muß, liegt auf der Hand. Hier 
erlaube ich mir die Frage — vielleicht an den Herrn 
Generalberichterstatter — : Was geschieht dazu im 
Europarat? 

Ich darf noch eine allgemeine Bemerkung machen. 
Es wird viel über die Notwendigkeit internationaler 
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Zusammenarbeit beim Umweltschutz gesprochen, 
und das war ja auch heute vormittag der Gegen- 
stand von Fragen an Herrn Innenminister Genscher. 
Aber was geschieht für die Festlegung konkreter 
Verpflichtungen? Hier scheint die Notwendigkeit 
unterstrichen werden zu müssen, die verschiedenen 
Initiativen in den vielen Organisationen mitein- 
ander in Einklag zu bringen, sie zu koordinieren. 

In diesem Zusammenhang ist eine neueste Ini- 
tiative in einer Ankündigung der französischen Re- 
gierung von dieser Woche sehr bemerkenswert, die 
einen Vorschlag enthält, zwecks gemeinsamen Vor- 
gehens an die Mitglieder der EWG heranzutreten. 

— Nun, ich frage mich, ob dabei an eine Zusammen- 
arbeit außerhalb des EWG-Vertrages gedacht ist, 
also an ein Vorgehen neben dem Europarat, der 
OECD, der NATO und der EWG, an eine zusätzliche 
Plattform für Gespräche. In der Politik muß man 
mißtrauisch sein, und ich möchte nur die Frage an- 
deuten, ob nicht wieder eine solche Plattform für 
Gespräche eher als Vorwand benutzt werden kann- 
um wirklichen, konkreten, festen Abmachungen aus 
dem Wege zu gehen. 

Es ist notwendig, daß die Kooperation, die ver- 
trauensvolle Zusammenarbeit über Grenzen hinweg 

— über die Grenzen der Verwaltungsregionen, über 
die Grenzen der Länder, über die Grenzen der Staa- 
ten hinweg — intensiviert wird, und ich könnte mir 
vorstellen, daß in manchem Grenzgebiet in freund- 
schaftlicher Zusammenarbeit z. B. auch die Errich- 
tung von Anlagen zur Beseitigung der schlimmsten 
Arten des Industriemülls und der Autowracks, also 
von „Shredder-Anlagen", gefördert werden könnte. 

Ich habe mir — das möchte ich abschließend sa- 
gen — überlegt, was ich an Anregung zur Aktivität 
von dieser Versammlung mitnehmen kann. — Ich 
habe mir vorgenommen, als Abgeordneter drei an- 
dere, verschiedenen Parteien angehörende Abgeord- 
nete zu bitten, einmal auf einer großen Kundgebung 

— in meinem Betreuungsgebiet vielleicht auch unter 
Beteiligung eines Ministers oder Staatssekretärs — ■ 
in meiner Stadt zu sprechen, weil damit vor der Öf- 
fentlichkeit die Bedeutung des Umweltschutzes un- 
terstrichen würde und zugleich der Verbreitung der 
europäischen Idee ein besonderer Dienst geleistet 
werden könnte. Ich möchte an alle Mitglieder dieses 
Hauses appellieren, sich als Abgeordnete ebenfalls 
um die Fragen des europäischen Umweltschutzes 
mit Nachdruck zu bemühen. (Beifall) 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident, es ist in 
dieser Welt nun einmal so, daß der Gerechte unter 
den Ungerechten leiden muß. Ich werde mich also 
bemühen, die verkürzte Redezeit möglichst einzu- 
halten. 

Ich habe vor, mich nach den farbigen Schilderun- 
gen aus dem schönen Land Österreich einigen 
trockenen Fragen der rechtlichen und wirtschaft- 
lichen Problematik des Umweltschutzes zuzuwenden, 
sie aus dem großen Kreis der Fragen, die wir hier 
seit gestern diskutieren, herauszugreifen und eini- 
ges zu vertiefen und zu unterstreichen. 


Unser Kollege Dindo hat für den Rechtsausschuß 
sehr nachdrücklich über die Bedeutung strafrecht- 
lichen Vorgehens gegen Umweltsünder gesprochen. 
Ich will ihm keineswegs darin widersprechen. Ich 
selber habe in meinem Beitrag zur rechtlichen De- 
batte darauf hingewiesen. Nur meine ich, man muß 
sich darüber klar sein, daß das Strafrecht auf dem 
Gebiet des Umweltschutzes nur für die wirklich 
schweren Fälle greift, da, wo wirklich Leben und 
Gesundheit von Menschen fahrlässig oder vorsätz- 
lich in Gefahr gebracht werden. Aber dies ist nach 
meiner Auffassung nur der kleinere Teil der Über- 
tretungen und Vergehen auf diesem Gebiet. 

Ich meine, daß hier einmal das Zivilrecht mit sei- 
nen Schadenersatzansprüchen und zum anderen das 
Ordnungsrecht durchaus wirksame Waffen sein kön- 
nen. Denn in vielen Fällen wird es sich hier nicht 
um strafwürdiges Unrecht im Sinne der modernen 
Strafrechtstheorie handeln, sondern um Verwal- 
tungsunrecht. Im übrigen haben wir die Erfahrung 
gemacht, daß in solchen Dingen mehr noch als eine 
kurze Freiheitsstrafe, die dann meistens zur Bewäh- 
rung ausgesetzt wird, eine Geldbuße von 100 000 
oder 200 000 DM auf die Betroffenen ihren Eindruck 
nicht verfehlt. 

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung zu dem so 
viel zitierten Venirsachungsprinzip machen. Ich 
meine, hier ist es notwendig, noch einiges grund- 
sätzlich klarzustellen. Verursachungsprinzip heißt 
doch nicht — ich möchte diesen Satz aus einer Ant- 
wort des Herrn Bundesministers Genscher sehr 
nachdrücklich unterstreichen — Kostendeckungs- 
prinzip, sondern das heißt Haftungsprinzip in dem 
Sinne, daß der Verursacher zunächst einmal ein- 
deutig herangezogen wird, daß jemand da ist, der 
als erster herangezogen wird. Wir wissen doch alle, 
daß er die Kosten meistens nicht trägt, sondern daß 
er sie abwälzt und daß sie auf die große Mehrheit 
der Bürger durchschlagen. Die Frage ist nur: Wie 
können wir zu einer möglichst sozial gerechten Tra- 
gung dieser Kosten kommen? Mir scheint, daß in den 
meisten Fällen — überall da, wo es sich nicht um 
Luxusartikel handelt — die Abwälzung über den 
Preis, genauso wie es bei den indirekten Steuern der 
Fall ist, die sozial ungerechteste Form der Kostenver- 
teilung ist. Ich glaube, daß über die Steuern — nicht 
direkt, indem man Steuern zugunsten des Umwelt- 
schutzes erhebt, sondern durch Einräumung von 
Steuervorteilen oder Gewährung von Subventionen 
als Anreiz, sich umweltgerecht zu verhalten — eine 
sozial gerechtere Verteilung der Kosten erfolgt, weil 
die Steuerausfälle, die dadurch entstehen, durch 
eine sozial möglichst wirksam gestaffelte Steuer- 
gesetzgebung gerechter auf gefangen werden kön- 
nen. Auch dann noch, meine Damen und Herren, 
schlägt das, was hier für den Umweltschutz aufge- 
bracht werden muß, selbstverständlich bis weit zu 
den mittleren Einkommensbeziehern durch. Darüber 
sollten wir uns gar keinem Zweifel hingeben. 

Nun möchte ich allerdings meinen — ich habe es 
gestern schon in einer Frage an Herrn Minister 
Genscher kurz angesprochen — , daß es Kosten gibt, 
die nicht ohne weiteres zum Endverbraucher durch- 
schlagen müssen, die der Verursacher abwenden 
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kann. Lassen Sie mich ein Beispiel dafür bilden. Es 
gibt heute schon eine ganze Reihe von Fällen, wo 
ein umweltfeindliches Verpackungsmaterial und ein 
umweltfreundliches Verpackungsmaterial zur Aus- 
wahl stehen, wo es zwar ein wenig billiger ist, das 
umweltfeindliche Verpackungsmaterial zu nehmen, 
aber das andere durchaus im Bereich einer vernünf- 
tigen Kostenkalkulation liegt. Wenn ich jetzt das 
umweltfeindliche Verpackungsmaterial mit einer 
Steuer belege, wird dies den Erfolg haben, daß der 
Unternehmer aus ökonomischen Gründen auf das 
umweltfreundliche Verpackungsmaterial zurück- 
greift. Diese Wege muß man besonders ins Auge 
fassen. 

Ich glaube auch, wir sollten nicht zu ängstlich sein 
hinsichtlich der Normen, die wir hier der Industrie 
setzen. Wir haben in der Bundesrepublik da unsere 
Erfahrungen gemacht. Lassen Sie mich das an einem 
Beispiel kurz darlegen. Gegen das sogenannte Deter- 
gentiengesetz, bei dem es also um die Waschmittel 
ging, hat die Industrie zunächst sehr starke Einwen- 
dungen erhoben. Sie hat gesagt: Wenn ihr dieses 
Gesetz macht, dann sind wir ruiniert, das geht nicht. 
Als wir das Gesetz verabschiedet hatten, stellte sich 
sehr schnell heraus, daß die Forschungsinstitute der 
Industrie Mittel gefunden hatten, um den Normen 
dieses neuen Gesetzes gerecht zu werden. Ich möchte 
also den Kollegen in den anderen Ländern und mei- 
nen eigenen Kollegen Mut machen, die Dinge auch 
in dieser Weise zu sehen, natürlich nicht zu über- 
zogen, aber doch mit etwas Zutrauen zur Wissen- 
schaft. 

Nun noch eine Bemerkung. Hier ist ver- 
schiedentlich von dem Umweltschutz in Konkurrenz 
zum individuellen Wohlstand des einzelnen und 
zum wirtschaftlichen Wachstum gesprochen wor- 
den. Ich glaube, eine Konkurrenz des Umweltschut- 
zes in dem Sinne, daß man eine Alternative stellen 
muß: entweder Anstrengungen für den Umwelt- 
schutz oder wirtschaftliches Wachstum, gibt es 
sicherlich nicht. Aber ich möchte doch im Gegensatz 
zu dem Kollegen Ryan, der sich da etwas anders ge- 
äußert hat, sagen: Ich sehe die Konkurrenz zwischen 
Anstrengungen für den Umweltschutz und wachsen- 
dem individuellen Wohlstand des einzelnen Bürgers. 

Lassen Sie mich es so ausdrücken; Die Vorstel- 
lung, daß man für immer mehr Bürger Ostafrika- 
reisen erschließen könnte und gleichzeitig die Flüsse 
wieder frei von Geruch und die Landschaft wieder 
menschenfreundlicher machen könnte, halte ich für 
undurchführbar. Irgendwo müssen die Mittel her- 
kommen. Wir werden uns entscheiden müssen, ob 
wir das wachsende Sozialprodukt nun für den Um- 
weltschutz verwenden oder ob wir es dem indivi- 
duellen Wohlstand zufließen lassen. Gemeinschafts- 
aufgaben oder individueller Wohstand: um diese 
Entscheidung werden wir auch auf diesem Gebiet 
nicht herumkommen. 

Noch eine allerletzte Bemerkung zur Frage des 
Umweltbewußtseins. Ich meine, daß die Presse und 
insbesondere die Illustriertenpresse die Dinge zwar 
mit guter Absicht oft sehr dramatisch darstellt. Ich 
sehe aber auch hier die Gefahr, daß sich ein Ge- 
fühl der Aussichtslosigkeit verbreitet und daß eine 


solche Dramatisierung — als ob der Weltuntergang 
gewissermaßen unmittelbar bevorstünde — dem 
Umweltschutz nicht dient. Ich glaube, daß es besser 
ist, wenn wir für die Presse die Möglichkeit schaf- 
fen, zukunftsweisende Möglichkeiten des Umwelt- 
schutzes und Fortschritte, wie es gestern hier schon 
gesagt worden ist, darzustellen, die die Phantasie 
der Menschen beschäftigen und ihr Umweltbewußt- 
sein verstärken. (Beifall) 


Samstag, 22. Januar 1972 


Tagesordnungspunkt: 

Wohnungspolitik in Europa 

(Drucksache 3085) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ahrens 

Dr* Ahrens (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Beschäftigung mit den Wohnungsproblemen in 
Europa geht in dieser Versammlung bis in das Jahr 
1964 zurück. Im Mai 1966 wurde dann die Resolu- 
tion 318 angenommen, und mit ihr wurde der Auf- 
trag erteilt, die Wohnungsprobleme in den Mit- 
gliedstaaten des Europarates systematisch und 
wissenschaftlich zu untersuchen. 

Das Ergebnis dieser Untersuchungen liegt nun- 
mehr vor. Ein Gutachten, erstattet von einem der 
hervorragendsten Fachleute, die uns zu diesen Fra- 
gen in Europa zur Verfügung stehen, von Herrn 
Crappe, dem Generalsekretär des nationalen Woh- 
nungsinstituts in Belgien, beschäftigt sich eingehend 
mit der Bestandsaufnahme und entwickelt daraus 
Vorschläge und Planungen für eine Lösung der Pro- 
bleme. 

Das Gutachten wird in seinem gesamten Umfange 
allen Mitgliedern der Versammlung in wenigen 
Wochen vorliegen. Wir haben versucht, im Expose 
des Motifs die wesentlichen Aussagen dieses Gut- 
achtens summarisch zusammenzufassen, und daher 
möchte ich es mir ersparen, auf das Gutachten im 
einzelnen einzugehen. Aus ihm ergibt sich aber mit, 
wie ich meine, erschreckender Deutlichkeit, daß die 
Wohnungen für die europäische Bevölkerung weder 
ihrer Zahl nach ausreichen noch in etwa eine Aus- 
stattung aufweisen, die modernen wohnungshygi- 
enischen und städtebaulichen Erfordernissen ent- 
spricht. 

Man muß sich fragen, wie dies in unseren Län- 
dern, die doch alle über einen relativen Wohlstand 
verfügen, möglich ist. Gewiß zeigen sich auch hier 
noch Nachwirkungen des letzten Krieges mit seinen 
immensen Zerstörungen und mit der zwangsweisen 
Umsiedlung großer Bevölkerungsteile. 
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Mehr noch aber zeigt die von Herr Crappe gefer- 
tigte Bestandsaufnahme, daß der Wohlstand in 
Europa eben doch nur relativ ist. Einmal gilt für 
alle unsere Länder, daß nur ein verhältnismäßig 
kleiner Teil der Bevölkerung wirtschaftlich in der 
Lage ist, allein und ohne die Hilfe von Staat oder 
Gemeinde für eine angemessene Wohnung selbst zu 
sorgen. Erhebungen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land haben z. B. ergeben, daß sich nur ein Fünftel 
unserer Bürger in dieser Frage selbst helfen kann. 
Das heißt also, daß fast 80 Vo der Menschen in 
irgendeiner Weise die Hilfe der öffentlichen Hand 
bei der Bewältigung ihrer Wohnungsprobleme in 
Anspruch nehmen müssen. 

Vor allem zeigt sich in dieser Bestandsaufnahme 
aber auch wieder, daß wir in Europa neben wirt- 
schaftsstarken Räumen ausgesprochen arme Re- 
gionen haben, in denen die Versorgung der Be- 
völkerung mit Wohnungen weiterhin katastrophal 
ist, nachdem sie sich seit Jahrzehnten — und man 
möchte fast sagen: seit Jahrhunderten — kaum ver- 
bessert hat. 

Die Lösung der Wohnungsprobleme in Europa 
wird weiter durch die Wanderungsbewegungen er- 
schwert, die unser Industriezeitalter mit sich bringt, 
also durch den Zug zahlreicher Menschen vom Land 
in die Städte und hier insbesondere in die großen 
Verdichtungsräume. 

Schließlich aber muß man bei einer Wertung 
dieses Gutachtens und der Bestandsaufnahme den 
Eindruck gewinnen, daß wir als verantwortliche Po- 
litiker in unseren Ländern den Wohnungsproblemen 
wohl doch nicht immer jenen Stellenwert und jene 
Priorität eingeräumt haben, die ihnen unter dem 
Gesichtspunkt, daß es hierbei um die Befriedigung 
eines Grundbedürfnisses der Menschen geht, zu- 
kommt. 

Herr Präsident! Der Text des Ihnen vorliegenden 
Entschließungsentwurfs zieht nicht alle Konsequen- 
zen, die man theoretisch aus dem Gutachten von 
Herrn Crappe ziehen könnte. Diese Selbstbeschrän- 
kung haben wir uns einmal deshalb auf erlegt, weil 
die vorgegebenen Verhältnisise in unseren Ländern 
eben doch sehr unterschiedlich sind. Allgemein ver- 
bindliche Aussagen, etwa über die Ausstattung der 
Wohnungen mit Heizunigen oder Bädern, auch etwa 
über den Lärmschutz, lassen sich in detaillierter 
Form sicherlich kaum machen. — In dem Ihnen vor- 
liegenden Entwurf werden Sie daher — und 
mancher wird das bedauern — materielle Aus- 
sagen und Forderungen nur in recht allgemeiner 
Form finden. — Zu dieser Selbstbeschränkung 
waren wir aber auch deshalb veranlaßt, weil das 
den Untersuchungen zugrunde liegende statistische 
Material nur unvollkommen und zum Teil veraltet 
war. 

Aus diesem Grunde möchte ich es mir hier auch 
ersparen, auf die Ergebnisse der Untersuchungen 
hinzuweisen, soweit sie den nationalen Rahmen 
betreffen, auf die Ergebnisse, die verständlicher- 
weise bei den Beratungen im Ausschuß einiges Auf- 
sehen erregt haben. 


Wegen dieser Mängel des zugrunde liegenden 
statistischen Materials zielen unsere ersten For- 
derungen auch auf eine Verbesserung der Woh- 
nungserhebungen, und zwar auf ihre inhaltliche An- 
gleichung und auch auf ihre zeitliche Abstimmung. 
— Damit verfolgen wir aber auch ein weiteres, mit- 
telbares Ziel. Wir erwarten nämlich, daß schon die 
Tatsache der Durchführung gründlicher Wohnungs- 
erhebungen das Bewußtsein der Bevölkerung 
schärfen und die Wohnungsprobleme in den Mittel- 
punkt des öffentlichen Interesses rücken wird. 

Wir wissen aber nicht nur zuwenig über einen ob- 
jektiven oder isoliert berechenbaren Wohnbedarf; 
noch weniger wissen wir über die subjektiven 
Wohnwünsche unserer Menschen. Die Ermittlung 
solcher Wünsche ist schwierig, und ich halte nichts 
von Fragen wie dieser: Wollt ihr ein Eigenheim im 
Grünen, fünf Minuten vom Opernhaus nnd zwei 
Minuten von der Autobahn entfernt? — Jeder wird 
darauf Ja sagen. Aber es bestehen andere Möglich- 
keiten. Wir haben etwa in der Bundesrepublik Er- 
gebnisse solcher Umfragen vorliegen, aus denen 
sich doch mit hinreichender Verläßlichkeit ergibt, 
welcher Teil unserer Bevölkerung aus welchen 
Gründen an einem Eigenheim bzw. an einer Miet- 
wohnung interessiert ist. Ich glaube, daß wir solche 
Erhebungen brauchen, um nicht an den Wünschen 
der Wohnungsuchenden vorbeizubauen. 

In unserem Entwurf fordern wir weiter, die Finan- 
zierungsverfahren beim Wohnungsbau zu über- 
denken. Dabei gehen wir von der Überlegung aus, 
daß ein Problem dieser — auch finanziellen ■ — 
Größenordnung nur dann zu lösen ist, wenn private 
Geldquellen in Verbindung mit öffentlichen Finanz- 
hilfen eingesetzt werden. In diesem Zusammenhang 
ist auch die Erwägung, die Sie in dem Entwurf 
finden, zu sehen, daß dem Wohnungsbau vielleicht 
am besten durch Bildung eines Wohnungsbaufonds 
gedient sei, der aus öffentlichen wie privaten 
Finanzquellen gespeist wird. 

Zur Frage der Finanzierung gehört auch ein 
System individueller staatlicher oder öffentlicher 
Hilfen, das auf die wirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit des einzelnen abgestellt ist. Nach seinen Ein- 
nahmen, aber auch nach seinen Verpflichtungen, ins- 
besondere aber nach seiner Familiengröße soll die 
Höhe der jeweiligen öffentlichen Beihilfe bemessen 
sein. — In diesem Zusammenhang weisen wir die 
Länder nachdrücklich auf ihre Verpflichtung hin, sich 
besonders um die Wohnbedürfnisse der unterprivi- 
legierten Gruppen — der alten Menschen, der kin- 
derreichen Familien, der sozial Schwachen und der 
körperlich Behinderten — zu kümmern. 

Von besonderer Bedeutung erscheint mir der Hin- 
weis darauf, daß wir den Wohnungsbau nicht isoliert 
nur als Wohnungsversorgung sehen dürfen, son- 
dern in ihm zugleich ein wichtiges Gestaltungsinstru- 
ment für Raumordnung und Umweltschutz erblicken 
müssen. Wohnungen dürfen in Zukunft nicht mehr 
dort errichtet werden, wo nun einmal — gleich, aus 
welchen Gründen — Gelände zur Verfügung steht, 
sondern sie müssen dort gebaut werden, wo sie im 
Hinblick auf den Verkehr und die sonstige Infra- 
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Struktur und mit Rücksicht auf die Belange der Um- 
welt richtig liegen. Dann, aber auch nur dann haben 
sie über ihren eigentlichen Wert der Wohnungsver- 
sorgung hinaus Bedeutung für eine sinnvolle Ord- 
nung unserer Verdichtungsräume und für die Ge- 
sundung und Stärkung der ländlichen Gebiete. 

Die materiellen Forderungen, die wir in bezug auf 
die Ausstattung der Wohnungen erheben, sind, wie 
schon erwähnt, bewußt recht allgemein gehalten. Ich 
hoffe, daß sie in dieser flexiblen Form genügend 
Raum für die Berücksichtigung besonderer regiona- 
ler Bedürfnisse lassen. 

Es entspricht der immer wieder geäußerten Über- 
zeugung des Kommunalausschusses, daß sich die 
Wohnungsprobleme — wie viele andere öffentliche 
Aufgaben — nur dann lösen lassen, wenn man da- 
bei den örtlichen Verwaltungen und den örtlichen 
politischen Kräften eine Schlüsselfunktion einräumt. 
Dies entspricht den allgemeinen Erfahrungen, die 
wir alle in unseren Ländern haben sammeln können. 
Nur auf diese Weise lassen sich die Wünsche der 
Bevölkerung mit den Möglichkeiten der Finanzie- 
rung sowie mit den Gegebenheiten von Raum und 
Umwelt sinnvoll verknüpfen. 

Aus den am Schluß der Deklaration als notwendig 
bezeichneten gesetzgeberischen und administrati- 
ven Maßnahmen möchte ich nur zwei hervorheben. 
Da ist einmal die Notwendigkeit, daß wir in unse- 
ren Ländern die Entwicklung der Mieten stets im 
Auge behalten und geeignete Maßnahmen ergrei- 
fen, wenn es etwa — besonders in den Verdichtungs- 
räumen — zu einer überhöhten Mietpreisbildung 
kommt. — Zum anderen aber möchte ich besonders 
den Hinweis auf die Empfehlung 556 aus dem Jahre 
1969 hervorheben, die die Forderung nach einer 
Eid^dämmung der grassierenden Bodenspekulation 
erhebt. Der Ausschuß bekräftigt seine Auffassung, 
daß ohne eine Lösung der Bodenfrage die Lösung 
der Wohnungsprobleme wie der Probleme des 
Städtebaus schlechthin unmöglich gemacht oder doch 
unerträglich erschwert würde. 

Im Namen des Ausschusses für Raumordnung und 
Kommunalpolitik bitte ich Sie, dem Entwurf zuzu- 
stimmen. 

Aul Ausführungen des schweizerischen Abgeord- 
neten Renschler über Vorschläge zur Lösung der 
Wohnungsmarkt- und Raumordnungsprobleme er- 
widert 

Dr. Ahrens (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi- 
dent, ich darf mich zunächst den Anregungen des 
Herrn Kollegen Renschler zuwenden, der Vorschläge 
für konkretere Maßnahmen gemacht hat. Er hat 
hier eine Reihe solcher Maßnahmen, die für die 
Schweiz erforderlich sind, aufgeführt. Daran zeigt 
sich für mich das Problem. Er hat unter anderem 
erklärt, daß eine Enteignung für Zwecke des Woh- 
nungsbaus, speziell für Großbauvorhaben, zulässig 
sein müsse. Eine solche Möglichkeit der Enteignung 
gibt es in der Bundesrepublik seit langem. Er hat 
weiter gefordert, daß von Grundstücken Erschlie- 
ßungsbeiträge zur Tragung der öffentlichen Lasten 
der Erschließungsanlagen erhoben werden. Auch 


diese Regelung haben wir. Daran sieht man, daß 
es sehr schwierig ist, bei unterschiedlichen Aus- 
gangssituationen in unseren Ländern konkrete Maß- 
nahmen vorzuschlagen, die dann nicht in einzelnen 
Ländern ein Kopfschütteln hervorrufen, weil man 
sich sagt: Das alles ist etwas, was wir bereits seit 
langem haben. 

Ich stimme ihm im übrigen in seinen Forderun- 
gen — auch in bezug auf die städtebauliche Pro- 
blematik — voll ZU. Ich meine, daß wir uns im 
Ausschuß in Kürze auch mit den eigentlichen städte- 
baulichen Fragen beschäftigen müssen? eine Frage- 
stellung, die sicherlich über das heutige Thema hin- 
ausgeht, die aber in die Frage mündet: Wie können 
wir unsere Städte bei ihrer ständig wachsenden 
Größe, bei ihrer wachsenden Bevölkerung mensch- 
lich erhalten, wie können wir dort noch ein mensch- 
würdiges Dasein ermöglichen? 

Herr Renschler hat wie Herr Molloy mit Nach- 
druck auf eine Lösung des Bodenproblems Wert 
gelegt. Herr Molloy hat dies durch die Erfahrungen 
unterstrichen, die er in der kommunalen Praxis hat 
sammeln können. Wenn diese Erfahrungen auch 
spezifisch englische oder britische sein mögen, so 
weisen sie doch viele Parallelen zu Erfahrungen auf, 
die ich in Deutschland ebenfalls habe sammeln müs- 
sen. Es ist ein allgemeines Problem. Sicherlich ist 
die Bodenfrage nicht das einzige, was wir in die- 
sem Bereich lösen müssen. Wir werden sicherlich 
noch viel mehr tun müssen. Aber wenn wir die 
Bodenfrage nicht lösen, meine Damen und Herren, 
werden wir sicherlich auch mit den anderen Pro- 
blemen des Städtebaus und des Wohnungsbaus nicht 
weiterkommen. 

Wir garantieren in unseren Verfassungen das 
Eigentum, auch das Eigentum an Grund und Boden. 
Aber garantieren wir damit wirklich nur den über- 
kommenen Besitzstand? Ist es richtig, wenn man 
eine solche Garantie nur als eine Garantie für die- 
jenigen auffaßt, die nun einmal, gleich aus welchen 
Gründen, Eigentümer sind? Ist es wirklich nur eine 
Garantie des Rechts a m Grundstück, nicht auch 
eine Garantie des Rechts auf Eigentum an Grund 
und Boden? Ich glaube, wir müßten einmal darüber 
nachdenken, ob eine solche Garantie wirklich noch 
ihren sachlichen Wert und ihre Rechtfertigung hat, 
wenn, wie es in den Verdichtungsräumen der Bun- 
desrepublik beispielsweise jetzt der Fall ist, allen- 
falls noch 2 oder 3 ^/o unserer Bevölkerung in der 
Lage sind, Eigentum an Grund und Boden oder auch 
an Wohnungen zu erwerben. Ist das wirklich noch 
etwas, was wir in dieser Form beibehalten müssen, 
oder bringen wir damit nicht — darüber sollten wir 
ernsthaft nachdenken — das gesamte Institut des 
Eigentums an Grund und Boden in die Gefahr, hin- 
weggeschwemmt zu werden? Ich glaube, es wird 
höchste Zeit, daß wir diese Dinge — und zwar 
ohne Illusionen, ohne Emotionen und rein sachlich 
— einmal diskutieren. 

Besonders dankbar bin ich Fräulein Bergegren für 
ihre umfassende Stellungnahme. Dieser Dank gilt 
auch den Kolleginnen und Kollegen des Ausschusses 
für Sozialwesen und Gesundheit. Sie stimmen in 
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weitem Maße mit dem überein, was wir im Kom- 
munalausschuß ebenfalls zu diesem Tagesordnungs- 
punkt erörtert haben. Aber Ihre dezidierten Forde- 
rungen zeigen mir wiederum, daß es sich bei den 
Problemen von Wohnungsbau und Städtebau nicht 
nur um eine Herausforderung an die Politik und 
die Politiker handelt, sondern daß wir diese Pro- 
bleme nur interdisziplinär und interfakultativ 
lösen können, daß sie eine Herausforderung an die 
Politiker wie an die Architekten, an die Ingenieure, 
wie an die Mediziner, die Soziologen und eigent- 
lich an uns alle sind und daß wir diese Probleme 
nicht lösen können, wenn wir sie einseitig etwa 
unter dem Gesichtspunkt eines technisch gut funk- 
tionierenden Apparats sehen. Wir müssen dabei 
vielmehr — und ich glaube, das ist das, was wir 
hier besonders gefordert haben — insbesondere 
auch auf die Wünsche und Vorstellungen unserer 
Menschen abstellen. 

Zu den Änderungsanträgen, die der Gesundheits- 
ausschuß stellt, darf ich folgendes sagen. 

Dem Antrag unter Nr. 1 könnten wir zustimmen. 
Wir hatten in einem früheren Stadium unserer Ent- 
würfe bereits eine ähnliche Formulierung aufge- 
nommen. Wir machen die Beobachtung, daß wir 
aus einer Euphorie der Hochhäuser allzu leicht in 
das andere Extrem verfallen. Wir müssen uns über 
die Nachteile, aber auch über die Vorteile der 
Hochhäuser durchaus im klaren sein. Wir sollten sie 
also nicht um ihrer selbst willen bauen. Wir sollten 
insbesondere auch die Schwierigkeiten sehen, die 
sich besonders für Familien mit kleinen Kindern bei 
dem Bewohnen von Hochhäusern ergeben. Wir soll- 
ten aber auch nicht in das andere Extrem ver'fallen; 
denn besonders dort, wo wir nur mit einem be- 
grenzten Grund und Boden für Bauzwecke rechnen 
können, können Hochhäuser durchaus auch ihre 
positiven Seiten haben. 

Zum zweiten Änderungsantrag kann ich sagen, 
daß auch er unseren Vorstellungen entspricht und 
eigentlich die Überlegungen weiterführt, die wir in 
unserem Entwurf bereits aufgenommen haben. 

Auch der Änderungsantrag Nr. 3 entspricht im 
wesentlichen, jedenfalls in seinem Grundgehalt, 
dem, was wir bereits gefordert haben. 

Ich habe jedoch gegen einen Punkt Bedenken, 
und zwar dagegen, daß sich die Miethöhe nach dem 
investierten Kapital richten soll. Wir haben darüber 
in der Bundesrepublik im vergangenen Jahr mona- 
telang diskutiert, weil uns ein Entwurf vorlag, der 
bei der Berechnung der Mieten ebenfalls auf eine 
angemessene Verzinsung des Eigenkapitals ab- 
stellte. Das hätte bei uns in Deutschland zu einer 
wesentlichen Erhöhung der Mieten geführt. Wir 
haben, weil es ein Mieterschutzgesetz, ein Gesetz 
zur Begrenzung der Mietsteigerungen sein sollte, 
von dieser Vorlage Abstand genommen und eine 
andere Regelung gesucht. 

Ich glaube auch nicht, daß man die Miethöhe von 
der Kapitalsituation abhängig machen kann, in der 
sich der Eigentümer befindet, sondern ich meine, 
wir müssen auf die spezifische Situation des Mie- 
ters abstellen. Wir müßten sagen: die Mieten müs- 


sen in diesen Räumen so begrenzt sein, daß sie 
unter Berücksichtigung der dem einzelnen Mieter 
zufließenden öffentlichen Mittel für ihn tragbar sind. 
Auf diese Regelung müßten wir abstellen. Denn 
sonst wird die Höhe der Miete von Zufälligkeiten 
abhängen, etwa davon, ob ein Haus besonders gün- 
stig oder besonders ungünstig finanziert ist. Mit 
diesen Zufälligkeiten sollten wir den Mieter nicht 
belasten. Wir haben deshalb zwischenzeitlich einen 
Änderungsvorschlag zu dem Änderungsantrag Nr. 3 
erarbeitet. Ich würde Fräulein Bergegren bitten, die- 
sen vorzutragen. Ich bin mit seinem Inhalt einver- 
standen. 


Tagesordnungspunkt; 

Auswirkungen von überscliallflügen 
auf die Umwelt, den Menschen und die Natur 

(Drucksache 3071) 

Berichterstatterin: Äbgeordnete Frau Herklotz 

Frau Herklotz (SPD), (Berichterstatterin); Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Im Rahmen 
der großen Debatte über den Umweltschutz befaßt 
sich unsere Versammlung heute mit den Fragen des 
Überschallflugverkehrs in der Zivilluftfahrt. Herr 
Kollege De Grauw hat soeben den Bericht des Wirt- 
schaftsausschusses unterbreitet und uns aus seiner 
Sicht die Bedeutung dieses Problemes für die Luft- 
fahrt der Zukunft vor Augen gestellt. Genau heute 
vor einem Jahr hat die Versammlung den Ausschuß 
für soziale und Gesundheitsfragen beauftragt, das 
Problem des Überschallfluges von einer anderen 
Seite her zu untersuchen, nämlich hinsichtlich der 
Auswirkungen auf die Umwelt, auf den Menschen 
und die Natur. 

Problem Nummer eins der Überschallfliegerei ist 
der Lärm, den die Flugzeuge verursachen. Nicht 
nur die Triebwerke — die auch bei den heutigen 
Strahlflugzeugen die einzige nennenswerte Lärm- 
quelle darstellen — sondern das ganze Flugzeug 
wird im Überschallflug zum Geräuscherzeuger. Die 
Triebwerke der Überschallflugzeuge mögen viel- 
leicht nur wenig lauter sein als die heutigen, ihre 
Geräuschentwicklung läßt sich mit technischen Mit- 
teln in einem gewissen Rahmen eindämmen. Die im 
Überschallbereich auftretende neue Lärmquelle da- 
gegen läßt sich nicht verstopfen; denn sie ist, so 
möchte man sagen, naturgesetzlicher Art. Der viel- 
zitierte Flugzeugknall tritt nicht nur beim Durch- 
gang eines Flugzeuges durch die sogenannte Schall- 
mauer auf. Wäre das so, wäre der Knall auf ein 
kleines Gebiet der Erdoberfläche außerhalb des 
Punktes der Flugbahn, in dem die Schallmauer 
durchbrochen wurde, beschränkt. Das Flugzeug 
fliegt jedoch mit nahezu konstanter Geschwindig- 
keit, und der Druck breitet sich bis zum Erdboden 
als kegelförmige Stoßwelle aus. 

Es ist kein Zweifel, daß Entwicklung und Einsatz 
des Überschallflugzeuges eine großartige Leistung 
der Techniker und auch der Piloten darstellen. Ehe 
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jedoch in großem Ausmaß Überschallflugzeuge in 
den Dienst der Luftfahrt gestellt werden, muß wis- 
senschaftlich geprüft sein, ob ihre Auswirkungen auf 
den Menschen und seine Umwelt nicht schädlich 
sind. Gestern haben wir genug darüber gehört, 
welche katastrophalen Auswirkungen auf die Um- 
welt moderne Entwicklungen mit sich gebracht 
haben. Diesmal können wir rechtzeitig verbeugen. 
Eine spätere Generation wird uns daran messen, 
welche Vorbeugung und Vorsorge wir getroffen 
haben. 

Wissenschaftler und Experten beschäftigen sich 
seit Jahren mit diesem Problem und weisen auf 
die Gefahren hin. Man darf die Warnungen nicht 
einfach vom Tisch wischen, indem man darauf ver- 
weist, dies sei der Preis für den Fortschritt. Die 
durch den Überschallflug hervorgerufenen Lärm- 
probleme über dicht besiedeltem Land müssen ge- 
löst werden. Es geht nicht nur um die explosions- 
artigen Geräusche, die die Flugzeuge verursachen, 
sondern auch um den Knallteppich von 50 bis 160 km 
Breite, den sie hinter sich herziehen. Dieser Knall- 
teppich kann zu gesundheitlichen Störungen bei 
Mensch und Tier und zu Zerstörungen an Bauten 
führen. Es erscheint notwendig, eine intensive medi- 
zinische und soziologische Erforschung des Über- 
schallknalls durchzuführen. Ihr Ziel sollte es sein, 
so genau wie möglich festzustellen, welche Knall- 
intensität die Bevölkerung — auch im Hinblick auf 
die Schlafstörung bei einer Uberfliegung und im 
Hinblick auf das Schadensrisiko durch Verstärkung 
der Knallwelle — hinnehmen kann. 

Zu beachten sind aber noch andere Aspekte. Es 
geht um die Auswirkungen des massierten über- 
schall-Luftverkehrs auf die Stratosphäre. Hier wird 
vor allem die Vermutung geäußert, Abgase könnten 
zu einem Stratosphären-Smog führen, und zusätz- 
licher Wasserdampf könnte zu einer Änderung der 
Atmosphäre beitragen. Gewiß sind solche Befürch- 
tungen nicht von der Hand zu weisen, zumal da Ver- 
unreinigungen in großer Höhe — das ist an anderen 
Beispielen erwiesen — eine lange Verweilzeit haben. 
Selbst Wissenschaftler, die hier nicht so streng 
urteilen, räumen ein, daß die Erhöhung des Was- 
serdampfgehaltes in der Nähe der Flugrouten regio- 
nal klimabeeinflussend wirken könnte. 

Überschallflugzeuge sind auf eine Flughöhe von 
über 20 Kilometer angelegt, Ein massierter Luftver- 
kehr könnte die Störung oder sogar Zerstörung der 
Ozonschichten in dieser Höhe durch die enormen 
Abgase mit sich bringen. Da diese Ozonschichten 
uns vor ultravioletten Strahlen schützen, befürchten 
Wissenschaftler zunehmende Hauterkrankungen, 
unter Umständen — davon wurde schon gesprochen 
— eine weltweite Zunahme des Hautkrebses. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, viel- 
leicht steht heute der Luftverkehr tatsächlich an 
einem Scheideweg. Natürlich geht die Entwicklung 
weiter, und die Technologen drängen auf immer 
schnellere Flugzeuge. Heute fliegen wir von Frank- 
furt nach New York in sechs Stunden; eine Super- 
sonic-Maschine legt diese Strecke in drei Stunden 
zurück. Aus bitteren Erfahrungen haben wir aber 


lernen müssen: Fortschritt wird heute und künftig 
daran gemessen werden müssen, ob er der Allge- 
meinheit, ob er den Menschen nützt oder nicht, ob 
er ihre Lebensqualität auf lange Sicht verbessert 
oder verschlechtert. Das ist ein entscheidender Ein- 
bruch in das bisherige ökonomische System. 

Einige europäische Länder, so Schweden, Däne- 
mark und Norwegen, haben schon jetzt angekündigt, 
daß sie das überfliegen ihres Hoheitsgebietes mit 
Überschallgeschwindigkeit verbieten werden. Die 
Schweiz hat es bereits verboten. In anderen Ländern 
wird darüber diskutiert. So kann ich hier sagen, daß 
jede diesbezügliche Anfrage im Deutschen Bundes- 
tag von der Bundesregierung dahin beantwortet 
wurde, daß ein überfliegen der Bundesrepublik mit 
Überschallgeschwindigkeit verboten wird, wenn die 
negativen Auswirkungen auf die Bevölkerung grö- 
ßer sind als die von Flügen mit herkömmlichen 
Luftfahrzeugen. In Amerika werden ähnliche Über- 
legungen angestellt. Das zeigt uns allen, wie ernst 
man es überall mit den Problemen des Uberschall- 
flugverkehrs in großem Ausmaß nimmt. 

Viele Menschen, die sich bisher der technisch- 
ökonomischen Entwicklung ausgeliefert fühlten und 
diese für unbeeinflußbar hielten, fassen heute Mut. 
Die Politik kann und muß neue Prioritäten setzen; 
sie kann eventuelle Fehlentwicklungen verhindern; 
sie kann Technik und Wirtschaft, die uns zu be- 
herrschen drohen, wieder zu unseren Dienern 
machen. Darauf kommt es an. Wir brauchen es nur 
zu wollen. 

Unter diesen Gesichtspunkten wollen Sie bitte den 
Bericht des Sozial- und Gesundheitsausschusses 
sehen, der Ihnen in Dokument 3071 vorliegt, und 
ebenso die Abänderungsvorschläge für die Resolu- 
tion, die in unserem Ausschuß einstimmig angenom- 
men wurde. Dem Sekretariat und auch den Exper- 
ten, die sich zur Verfügung gestellt haben, darf ich 
herzlichen Dank für die Arbeit an diesem so wich- 
tigen Bericht sagen. 

Liebe Kollegen, wir alle sind fasziniert vom Fort- 
schritt in Wissenschaft und Technologie. Wir wissen, 
daß wir in einem Zeitalter rasanter Entwicklungen 
leben, die wir begrüßen und bejahen. Wir müssen 
aber auch die Gefahren sehen, die damit verbunden 
sein können. Sie am Beispiel des massierten Über- 
schallflugs aufzuzeigen war Aufgabe unseres Aus- 
schusses. (Beifall) 

Dn Rinderspacher (SPD): Herr Präsident! Meine 
Kolleginnen und Kollegen! Gestatten Sie mir, daß 
ich aus persönlicher Erfahrung ein Beispiel zum 
Thema Uberschallschäden beisteuere. 

In Sichtweite vom Straßburger Münster liegt der 
NATO-Flugplatz Lahr. Bis vor zirka vier Jahren 
waren dort auch französische Überschallflugzeuge 
stationiert. Diese absolvierten, ihrem militärischen 
Auftrag entsprechend, täglich ihre Ubungsflüge. Die 
Bewohner des Oberrhein-Gebietes, des Schwarz- 
waldes, der Vogesen und deren Randgebiete konn- 
ten jahrelang fast täglich die Wirkungen des Schall- 
mauerdurchbruchs erfahren: gesprungene Fenster- 
scheiben, Mauerrisse, Schäden an historischen Ge- 
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bäuden und Kirchenfenstern, einschließlich des 
Straßburger und Freiburger Münsters. 

Mag man solche Schäden auch verharmlosen und 
als einen der Preise ansehen, die wir für unsere Si- 
cherheit bezahlen müssen, so sind die gesundheit- 
lichen Schäden dieser Knallteppiche sicherlich doch 
nicht zu verniedlichen. Aus vielen Kur- und Bade- 
orten dieses Gebietes erreichten mich immer wie- 
der Protest- und Hilferufe von Ärzten und Bürger- 
meistern, und die Presse veröffentlichte laufend 
Berichte über die nicht zu verantwortenden Belästi- 
gungen und Schäden, vor allem an der menschlichen 
Gesundheit. Die erholungsuchenden Menschen wur- 
den nicht nur geschockt, sie litten auch bereits unter 
der Erwartung der mit Sicherheit wiederkehrenden 
Knallteppiche. Kleinkinder, Kranke und selbst Tiere 
schreckten zusammen und erlitten nervöse Störun- 
gen. Die an sich schon häufig unerträglichen Lärm- 
belästigungen mehr oder weniger tief fliegender 
Militärmaschinen erreichten beim Durchbruch der 
Schallmauer selbst in sehr großer Höhe ihre drama- 
tischen Spitzen. 

Mit dem Rückzug der französischen Flieger in ihr 
Heimatland hörte diese Form der nachweisbaren 
Gesundheitsschäden zwar auf. Jedoch ist offensicht- 
lich, daß die Supersonique-Belästigungen und -Schä- 
den nur geographisch verlagert und auf andere Men- 
schengruppen abgewälzt wurden. Herr Kollege 
Schloesing hat das soeben in seinem so außerordent- 
lich interessanten und tiefschürfenden Bericht be- 
stätigt. Deswegen begrüße ich das Amendement 
Nr. 6 von Frau Herklotz und Frau Bergegren, in 
welchem die Mitgliedsländer des Europarates aufge- 
fordert werden, weltweite Anstrengungen zu ma- 
chen, um so weit wie möglich die nachteiligen Wir- 
kungen militärischer Überschallflüge zu reduzieren. 

Ich bin überzeugt, daß aus diesen Bemühungen 
auch heilsame Überlegungen hervorgehen wer- 
den, Überlegungen hinsichtlich zu erwartender 
wirtschaftlicher Vorteile und hinsichtlich der 
mit Sicherheit eintretenden Nachteile — gerade auf 
gesundheitlichem Gebiet — - beim Einsatz ziviler 
Überschallflugzeuge. Eine gewissenhafte Abwägung 
von Vor- und Nachteilen wird gerade auch für den 
Politiker nicht zu umgehen sein. (Beifall) 


Montag, 24. Januar 1972 


Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Ministerkomitees 

Blumenfeld (CDU/CSU): Herr Präsident, ich darf 
mich Ihrem Dank an den Herrn Vorsitzenden des 
Ministerrates anschließen und ebenfalls feststellen, 
daß seit geraumer Zeit die Beziehungen und das 
Frage- und Antwortspiel zwischen dem Ministerrat 


und der Beratenden Versammlung eine konstruktive 
Ebene erreicht haben. In diesem Sinne darf ich dem 
Herrn Vorsitzenden des Ministerrates meine Fragen 
stellen. 

Sie haben in Ihrer Rede von den strukturellen 
Problemen der europäischen Zusammenarbeit, von 
den Funktionen und der Rolle des Europarates ge- 
sprochen. Sind Sie in der Lage, uns noch einmal zu 
versichern, daß auch auf der Ebene der Ständigen 
Vertreter dieser Fragenkomplex nunmehr mit Vor- 
rang behandelt werden wird, so daß die Versamm- 
lung in der Lage ist, die vielen Fragen, die sie zur 
Zeit um dieses Problem herum berät, in einer ver- 
tieften Debatte mit dem Ministerrat zu erörtern? 

Meine zweite Frage: Vor kurzer Zeit hat der Prä- 
sident der Beratenden Versammlung dem Minister- 
rat einen Bericht, eine Art Positionspapier zu den 
auswärtigen Beziehungen der Versammlung über- 
reicht. Wird, Herr Vorsitzender des Ministerrates, 
der Ministerrat unter Ihrem Vorsitz diese Frage 
prüfen, und wird sich diese Prüfung auf die Bezie- 
hungen des Europarates insgesamt und weltweit 
erstrecken, oder ist eine Begrenzung vorgesehen? 

Die dritte und letzte Frage zu Ihrem Bericht! Herr 
Vorsitzender des Ministerrates, ich habe Ihrem Vor- 
gänger sowohl beim Kolloquium im Dezember als 
auch anläßlich seines Berichts in der Herbstsitzung 
die Frage vorgelegt, ob es zutrifft, daß die Sowjet- 
union eine Konferenz über internationales Patent- 
recht boykottiert, die die Organisation OMPI zu- 
sammen mit dem Europarat ausrichtet. Nachdem Ihr 
Vorgänger beim Kolloquium diese Frage positiv 
beantwortet hat, lautet meine Frage, ob es auch 
zutrifft, daß die Sowjetunion nun einen gewissen 
Druck auf die Organisation OMPI ausübt, nicht mehr 
mit dem Europarat zusammenzuarbeiten. Aus tech- 
nischer Sicht wäre das völlig unverständlich. Ich 
könnte mir höchstens vorstellen, daß hier politische 
Motive vorliegen. Ich wäre dankbar, wenn Sie diese 
Frage prüfen könnten, sofern Sie sie nicht schon 
heute beantworten können. 

Bundesrat Gräber (Schweiz) (Präsident des Mini- 
sterkomitees) sichert zu, daß sich die Ständigen Ver- 
treter bereits auf ihrer nächsten Tagung mit den 
strukturellen Problemen der europäischen Zusam- 
menarbeit befassen werden. Die Prüfung der Frage 
der auswärtigen Beziehungen der Beratenden Ver- 
sammlung werde ohne die geringste Einschränkung 
erfolgen. Bundesrat Gräber räumte ein, daß die So- 
wjetunion auf die Konferenz über internationales 
Patentrecht Druck ausgeübt habe; die Konferenz 
habe den Europarat gebeten, das zwischen ihr und 
dem Europarat bestehende Übereinkommen zu re- 
vidieren, um zu erreichen, daß der Europarat künftig 
in dem Übereinkommen nicht mehr erwähnt werde. 

Bauer (SPD): Die beiden von mir an den Herrn 
Sprecher des Ministerkomitees gerichteten Fragen 
beziehen sich auf das Schicksal und die weitere 
Entwicklung hinsichtlich der Empfehlung Nr. 601 aus 
dem Jahre 1970 zur Anwendung der Vierten Genfer 
Konvention vom 12. August 1949 auf die Polizei- 
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angehörigen. Ich darf die beiden Fragen zusammen 
vortragen, weil sie in einem Zusammenhang stehen. 

Erstens: Welcher Sachstand ist im Rahmen der 
Behandlung des Sachkomplexes im Ministeraus- 
schuß zu verzeichnen, und besteht nach Ansicht des 
Ausschusses Aussicht auf eine günstige, d. h. posi- 
tive Äußerung im Sinne der Empfehlung an die 
Beratende Versammlung? 

Die zweite Frage: Ist der Ministerausschuß bereit, 
die Regierungen der Mitgliedstaaten zu veranlassen, 
die Vorschläge der Versammlung betreffs Anwen- 
dung der Vierten Genfer Konvention auf das Polizei- 
personal der Diplomatischen Konferenz des Roten 
Kreuzes im Mai dieses Jahres zu unterbreiten? 

Bundesrat Gräber erklärt, daß das Ministerkomi- 
tee über die Empfehlung 601 schon mehrmals be- 
raten habe. Es bestehe kein Zweifel, daß die Vierte 
Genfer Konvention auf die Polizeiangehörigen an- 
wendbar sei; das Ministerkomitee habe jedoch noch 
keine definitiven Entscheidungen getroffen. 

Bauer (SPD): Ich darf eine zusätzliche Frage an 
Herrn Minister Gräber richten: Liegt die Schwierig- 
keit der Anwendbarkeit dieser Vierten Genfer Kon- 
vention auf das Polizeipersonal darin begründet, 
daß der eine oder der andere Mitgliedstaat zögert 
oder sich weigert, den absoluten zivilen Status der 
Polizei — im Gegensatz zum bewaffneten Ver- 
band — ausdrücklich anzuerkennen und festzustel- 
len? 

Bundesrat Gräber erklärt, daß dies nicht der Fall 
sei. 

Dn Hermesdorf (Schleiden) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Ich gestatte mir, dem Herrn Vorsitzen- 
den des Ministerausschusses im Namen des Land- 
wirtschaftsausschusses folgende Fragen zu stellen: 

1. Ist sich das Ministerkomitee bewußt, daß die 
Beratende Versammlung und die landwirtschaftli- 
chen Berufsverbände ein vordringliches Interesse 
an dem Inkrafttreten der Empfehlung Nr. 577 aus 
dem Jahre 1970 bezüglich des Statuts des europä- 
ischen Landwirts haben und mit Ungeduld die Ver- 
kündung dieses Statuts erwarten? 

2. Aus welchen Gründen vollzieht sich die Ausar- 
beitung des Statuts, die in der letzten Mitteilung 
des Ministerkomitees angekündigt wurde, in so 
schleppender Weise? 

3. Ist das Ministerkomitee bereit, die notwendi- 
gen Maßnahmen zu ergreifen, um die Arbeiten des 
Ad-hoc-Unterausschusses zu beschleunigen und zu 
gewährleisten, daß das Sozialkomitee dieses Statut 
im Jahre 1972 endgültig fertigstellen wird? 

Bundesrat Gräber erklärt, daß das Ministerkomi- 
tee im Jahre 1971 einen Unterausschuß eingesetzt 
und die Versammlung aufgefordert habe, einen Ver- 
treter zu entsenden. Der von diesem Unterausschuß 
erarbeitete Text werde der Versammlung zugeleitet; 
die Ausarbeitung eines so wichtigen Dokumentes 
erfordere jedoch Zeit. 


Bumenfeld (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich 
möchte Herrn Bundesrat Gräber zwei Fragen stellen, 
und zwar in meiner Eigenschaft als Delegierter und 
nicht etwa als Vorsitzender der Politischen Kommis- 
sion. Ich will an das anknüpfen, was mein Kollege 
Duncan Sandys soeben gesagt hat, und Sie fragen, 
ob die Schweiz angesichts der Entwicklung in 
Europa eine andere Position einnehmen wird. Ich 
habe Zeitungsnachrichten entnommen, daß der Bun- 
desrat, die Regierung in Bern, das Jahr 1972 zu 
einem Jahr erklärt habe, in dem die EWG-Fragen 
vorrangig behandelt werden sollten. Außerdem 
höre ich, daß man einen Volksentscheid durch- 
führen wolle. Kann man daraus entnehmen, daß die 
Schweiz eine neue Position zu den Beitrittsfragen 
und zu der erweiterten Gemeinschaft einnimmt? 

Die zweite Frage darf ich Ihnen im Zusammen- 
hang mit Bangla Desch stellen. Wir haben uns im 
Politischen Ausschuß der Beratenden Versammlung 
mit diesem Problem beschäftigt. Wir würden nun 
sehr gern davon profitieren, daß der zuständige 
Minister der Eidgenossenschaft hier unter uns weilt. 
Auf Grund der Tatsache, daß die Schweiz zur Zeit 
für Neu-Delhi in Rawalpindi und für Rawalpindi 
in Neu-Delhi Schutzmacht ist, gehört sie sicherlich 
zu den wenigen, die über besonders ausgezeichnete 
Kenntnisse der Lage verfügen. Wie, Herr Bundesrat 
Gräber, steht es aus der Sicht der Schweizer Regie- 
rung mit der Frage der internationalen Anerken- 
nung von Bangla Desch, und können Sie uns — auch 
wenn das vielleicht eine reichlich direkte Frage ist 
— sagen, wie die Haltung der Schweizer Regierung 
selber dazu ist? 

Die erste Frage beantwortet Bundesrat Gräber 
mit Nein. Die Schweizer Regierung beabsichtige 
nicht, ihre Haltung bezüglich der Mitgliedschaft in 
der EWG zu ändern. Was Bangla Desch anbetreffe, 
müsse er bei seiner Antwort Einschränkungen 
machen, da darüber in der Schweiz noch keine 
öffentliche Erklärung abgegeben worden sei; er 
hoffe jedoch, daß die Schweiz in der Lage sein 
werde, dem internationalen Trend in dieser Sache 
zu folgen. Bezugnehmend auf die Situation in Ost- 
pakistan erklärte er, diese sei weniger dramatisch, 
als dies einige Reporter manchmal darstellten. 


T agesordnungspunkt: 

Einstellung der Länder Osteuropas 
zur Entwicklung der Ost- Westbeziehungen 

(Drucksache 3047) 

Berichterstatterin: Abgeordnete Frau Klee 

Frau Klee (CDU/CSU), (Berichterstatterin): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist mir eine 
besondere Ehre und Freude, daß ich heute namens 
des Ausschusses für die europäischen Nichtmit- 
gliedsländer wieder einen Bericht über die Einstel- 
lung Osteuropas zur Kooperation mit den Mitglied- 
staaten des Europarats vorlegen darf. 
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Dieser Bericht — Dokument 3047 — schildert zu- 
nächst die Einstellung der Osteuropäer und Ruß- 
lands zu Fragen der europäischen Sicherheit, insbe- 
sondere zur Konferenz über die Sicherheit und die 
Zusammenarbeit in Europa. Es folgt ein Kapitel über 
die wirtschaftliche und technische Zusammenarbeit 
zwischen Ost und West. Darin werden die Ursachen 
für das Interesse Osteuropas an der Zusammenarbeit 
aufgezeigt. Durch diese Zusammenarbeit soll für die 
in den sozialistischen Ländern notwendigen Wirt- 
schaftsreformen das erforderliche Kapital zur Instal- 
lation neuer Industrien gewonnen werden. Ferner 
werden die international notwendige Arbeitsteilung 
und der Wunsch nach technologischem Know-how 
behandelt. In einem weiteren Kapitel wird die mul- 
tilaterale Kooperation angesprochen. 

Das angeführte Dokument umfaßt außerdem den 
Bericht meines sehr geschätzten Kollegen Jung über 
multilaterale Kooperation. Unsere Kommission hat 
beides zu einem gemeinsamen Rapport zusammen- 
gefaßt, damit wir nur einen Bericht vorzulegen 
brauchen. Ich werde den ersten Teil und der Kollege 
Jung wird den zweiten Teil behandeln. 

Wollen wir die Politik zu Fragen der Sicherheit 
in Europa richtig beurteilen, so müssen wir sie un- 
bedingt vom Ganzen her sehen und dürfen sie unter 
gar keinen Umständen nur aus dem Augenblick oder 
auf Grund einer Einzelheit beurteilen. Eine histori- 
sche Analyse ist unbedingt notwendig; denn die 
Politik der Sowjetunion ist langfristig und umfas- 
send geplant und wird mit großer Zähigkeit durch- 
geführt. Die Zielsetzung ist letztlich immer die 
gleiche geblieben, auch wenn sie in veränderter 
Gestalt auftritt; 

— - Anerkennung des territorialen und politischen 
Status quo in Europa, d. h. die Anerkennung der 
bestehenden Grenzen und Linien; 

— Abzug der Amerikaner; Auflösung der NATO; 
Beseitigung fremder, also außereuropäischer Mi- 
litärstützpunkte in Europa, wovon die Sowjet- 
union selber als europäische Macht selbstver- 
ständlich nicht betroffen sein soll; 

— Verhinderung der Politischen Union Westeuro- 
pas und Auflösung seiner bereits bestehenden 
Organisationen; 

— Einwirkung Rußlands auch in Westeuropa; 

— Nutzung der westeuropäischen Wirtschaftskraft 
und ihres technischen Know-how, 

In diesem Sinne ist es außerordentlich interessant, 
auf die Reaktion Rußlands und Osteuropas auf die 
am Samstag in Brüssel besiegelten Beitrittsverhand- 
lungen zwischen Großbritannien, Irland, Norwegen, 
Dänemark und der EWG zu verweisen. Als ein 
„amerikanisch-britisches Komplott gegen den Wil- 
len der Völker" bezeichnet die „Prawda" am Sonn- 
tag die tags zuvor in Brüssel besiegelte Erweiterung 
der EWG. Moskau will vor allem im britischen Bei- 
tritt nicht nur einen wirtschaftlichen Vorgang sehen, 
sondern auch ein gegen die Sowjetunion gerichtetes 
militärisches Unternehmen. Großbritannien, so argu- 
mentiert man vor der eigenen Bevölkerung, diene 


innerhalb Westeuropas nicht nur als verlängerter 
Arm des US-Kapitalismus, sondern werde auch die 
politischen Interessen der USA vertreten, nicht zu- 
letzt auf Grund seiner besonderen Beziehungen. Da 
die Reduzierung der US-Position zweiseitig auf mili- 
tärischem Gebiet zwischen Washington und Moskau 
oder politisch wirtschaftlich im Rahmen der ESK be- 
handelt werden soll, muß der britische Beitritt 
selbstverständlich den Plänen Moskaus zuwider sein. 
Vorrangig für die sowjetische Gedankenführung ist 
das Argument, daß die Aktivität geschlossener 
Wirtschaftsgruppen der westeuropäischen Länder 
schädlich sei, vor allem die des Gemeinsamen Mark- 
tes, dessen diskriminierenden Charakter durch den 
in Aussicht genommenen Beitritt Englands und eini- 
ger anderer westeuropäischer Staaten intensiviert 
werde. 

Im Gegensatz zur „Prawda" jedoch äußern sich 
Regierungsorgane Polens und Bulgariens ungewöhn- 
lich gemäßigt. Das Warschauer Armee-Blatt schreibt, 
daß sich die Pläne Washingtons, mit Großbritannien 
ein trojanisches Pferd in die Europäische Wirt- 
schaftsgemeinschaft einzubringen, nicht erfüllt hät- 
ten. Die bulgarische Nachrichtenagentur meint, daß 
man die Erweiterung als einen konstruktiven Bei- 
trag zur Verbesserung der internationalen Situation 
ansehen könne. 

Selbstverständlich haben die großen Umwälzun- 
gen der letzten Wochen und Monate, von denen der 
Kollege Sir John Rodgers gesprochen hat, ihren tief- 
greifenden Einfluß auch auf die kommunistische 
Europapolitik. Seitdem China vor dem Weltforum 
der UNO auftritt, verfolgt es auf allen Kontinenten 
die Politik einer Großmacht. So liegen bereits erste 
Anzeichen für ein chinesisches Interesse an der 
EWG vor. Denn es ist nur zu verständlich, daß China 
verhindern will, daß Rußland eines Tages die ein- 
zige kommunistische Großmacht als Gesprächspart- 
ner Westeuropas ist. 

Das gleiche gilt auch für das Projekt der Sicher- 
heitskonferenz. Auch hier will China von allem An- 
fang an beteiligt werden. Deshalb hat Albanien jetzt 
als Statthalter Chinas in Osteuropa, das sich bisher 
strikt ablehnend verhielt, sein Interesse bekundet 
und möchte von allem Anfang an dabei sein. Hier 
werden die Weichen von China in der Tat auf eine 
lange Zukunft eingestellt. 

Wenn das russische Drängen nach einer Sicher- 
heitskonferenz, die sofort nach der Ratifizierung der 
Ostverträge und der Unterzeichnung des Berlin-Ab- 
kommens einberufen werden soll, unvermindert an- 
hält, so müssen dahinter weitere handgreifliche In- 
teressen stehen. Moskau will eine Konferenz der 
Nationen — man rechnet bei diesem Mammutunter- 
nehmen mit einer Beteiligung von 35 europäischen 
Staaten sowie den USA und Kanadas — ■ und nicht 
der Blöcke. 

Rußland glaubt sich sicher zu sein, daß es selb- 
ständiges Agieren auf seiner Seite des Konferenz- 
tisches verhindern kann, während der Westen bis 
heute noch immer unkoordiniert an das Unterneh- 
men herangeht. Dadurch ist die UdSSR automatisch 
die stärkste europäische Macht, die sich durchzuset- 


35 



Drucksache VI /3 1 40 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Frau Klee 

zen hofft. Wenn ihr das jedoch gelingt, würde es 
zu einer weiteren Stärkung der sowjetischen Vor- 
herrschaft in Osteuropa führen. 

Dies S'teht allerdings in schroffem Gegensatz zu 
den bisher bekundeten Intentionen der osteuro- 
päischen Staaten, die sich vom Zustandekommen der 
ESK gerade eine Stärkung ihrer Position und eine 
Stärkung ihrer eigenen Angelegenheiten erhofften. 
Gerade in der allerletzten Zeit ist deshalb ein ge- 
wisser Wandel in der Einstellung osteuropäischer 
Staaten zu der Sicherheitskonferenz festzustellen. 

über die Zielsetzung der Konferenz selber hat vor 
kurzem der stellvertretende polnische Außenmini- 
ster Winiewicz in Bonn eindeutige Aussagen ge- 
macht. Er setzte sich für die Europäisierung Europas 
und dafür ein, daß unser Kontinent nicht Einflüssen 
unterliegen solle, die mit seinen lebenswichtigen 
Interessen nicht vereinbar seien. Er forderte dann in 
vertraglicher Form Auflagen für die europäischen 
Staaten auf politischem und wirtschaftlichem Ge- 
biet sowie auch im Bereich der Abrüstung. Man solle 
sich um eine teilweise Abrüstung regionalen Charak- 
ters in Zentraleuropa kümmern, aus der Kernwaffen 
verbannt und in der die konventionellen Waffen 
vermindert würden. Diese Vorschläge sind in der 
Tat genau die gleichen, die der polnische Außen- 
minister Rapacki bereits vor mehr als 16 Jahren 
unterbreitet hat. Sie zielen jetzt wie damals auf 
eine Neutralisierung der Bundesrepublik bei Abzug 
der USA ab. 

Nicht vergessen dürfen wir außerdem, daß bei 
einer Auflösung der Blöcke wohl die NATO aufge- 
löst wird, jedoch die zahlreichen bilateralen Ver- 
träge, die Rußland mit den einzelnen osteuropäischen 
Staaten abgeschlossen hat, auch nach Auflösung des 
Warschauer Paktes fortbestehen. 

War ursprünglich der befriedigende Abschluß der 
Berlin-Verhandlungen neben der Zulassung der USA 
und Kanadas Vorbedingung für die Sicherheitskon- 
ferenz als Zeichen des Entspannungswillens Ruß- 
lands, so hat es sich aus diesem Sachzusammenhang 
gelöst. Verpflichtete sich die Sowjetunion mit Unter- 
schrift ihres Botschafters Abrassimow am 3. Sep- 
tember 1971, das Schlußprotokoll abzuschließen 
— ich zitiere — , „sobald die in Teil II des Vier- 
mächte-Abkommens und in seinen Anlagen vorge- 
sehenen Maßnahmen vereinbart worden sind" — da- 
mit ist die Unterschrift seit Mitte Dezember recht- 
lich fällig — , so hat Moskau inzwischen dieses 
Junktim umgekehrt und wird erst nach der Ratifizie- 
rung der Ostverträge durch den Bundestag das Vier- 
mächte-Abkommen in Kraft setzen. Das heißt, ehr- 
lich gesagt, nichts anderes, als daß der Test — ■ näm- 
lich ob es von Entspannungswillen beseelt und dem 
Geiste des Vertrages entsprechend zu handeln be- 
reit ist — in der Tat entfällt 

Es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß der von 
der UdSSR immer wieder vorgetragene Plan einer 
ESK nun unmittelbar vor seiner Verwirklichung 
steht. Wir kennen seit wenigen Tagen bereits die 
ersten Ergebnisse der Gespräche von Experten aus 
Ost und West, die der Ausarbeitung der Organisa- 
tionsstruktur und der Thematik galten. 


Nachdem seit dem Lissaboner Außenministertref- 
fen der NATO auch die USA dem Projekt nicht mehr 
ablehnend gegenüberstehen, heißt es nun, zu unter- 
suchen, welche positiven Aspekte für uns dabei be- 
stehen. Verlauf und Ergebnis einer solchen Konfe- 
renz richten sich nicht nur nach einer Seite, sondern 
auch nach den Wünschen und Zielsetzungen der an- 
deren. 

Allerdings können wir unsere Wünsche nur durch- 
setzen, wenn wir uns vorher auf gemeinsame Ziele 
und Themen geeinigt haben. Ohne einheitliche und 
klare Zielvorstellungen muß eine solche Konferenz 
mit einem Mißerfolg enden. Eine gescheitere ESK 
würde einen ernsthaften Rückschlag im Verhältnis 
von Ost und West nach sich ziehen. Deshalb muß 
rechtzeitig vor einer solchen Konferenz begründete 
Aussicht auf Einigung in konkreten Punkten zwi- 
schen Ost und West bestehen. Das heißt, daß wäh- 
rend der bilateralen Vorbereitungsphase und vorder 
multilateralen Vorbereitungskonferenz in Helsinki 
die entsprechende Klärung erfolgen muß. Wir kön- 
nen bestimmt kein Interesse daran haben, daß es zu 
einem avantgardistischen Manöver kommt, bei dem 
wir erfahrungsgemäß den kürzeren ziehen. 

Die politischen Spannungen müssen gemindert 
werden, sollen Entspannung und Sicherheit ein- 
treten. Niemand kann natürlich erwarten, daß die 
Ursachen der Spannung auf einer solchen Konferenz 
ausigeräumt werden. Andererseits setzt aber ein 
Mehr an Sicherheit notwendigerweise ein Weniger 
an Spannungen voraus. Die Konferenz darf deshalb 
nicht die Realitäten der Spannung, ihre Ursachen und 
ihren Ausgangspunkt übersehen. 

Das innerdeutsche Verhältnis, die Frage der Men- 
schenrechte und eine größere Freizügigkeit für Men- 
schen, Ideen und Informationen sind Themen, die 
nicht umgangen werden dürfen. Hieraus ergibt sich 
unmittelbar auch die Forderung nach Zusammen- 
arbeit im kulturellen, wirtschaftlichen, technischen 
und wissenschaftlichen Bereich sowie auf dem Ge- 
biet des Umweltschutzes. Ohne volle Gleichberech- 
tigung und Beiderseitigkeit sind solche Beziehungen 
nicht denkbar. 

Diese Fragen dürfen jedoch nicht zum Hauptthema 
der Konferenz gemacht werden und die zentralen 
Sicherheitsfragen überlagern. In diesem Falle hätte 
die Konferenz ihr Ziel verfehlt. Es muß klargemacht 
werden, daß Gewaltverzicht wirklich ein Verzicht 
auf Gewalt und nichts anderes bedeutet. Dieser 
Grundsatz muß also ebenso wie alle für das inter- 
nationale Zusammenleben unverzichtbaren Grund- 
sätze entsprechend den Wünschen der Osteuropäer 
auch für ihr Verhältnis zur Sowjetunion durchge- 
setzt werden. 

Wenn die Konferenz institutionalisiert würde, darf 
daraus kein Mitspracherecht der Sowjetunion in 
allen westeuropäischen Angelegenheiten werden, 
während der Machtbereich der Sowjetunion unan- 
getastet bleibt. Das ist absolut undenkbar. Wer 
wirklich Entspannung will, darf um diese ganzen 
angeschnittenen Fragen nicht herumgehen, es sei 
denn, er wolle die Zahl der absolut fruchtlosen Ver- 
handlungen um eine weitere vermehren. 
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Eines aber muß unter allen Umständen sicher- 
gestellt werden; ich denke an das, was unser Kol- 
lege Lord Gladwyn immer und immer wieder vor 
der Beratenden Versammlung gesagt hat: Die poli- 
tische Einigung Europas darf weder hinausgescho- 
ben noch beeinträchtigt werden; sie darf unter gar 
keinen Umständen aufgegeben werden zugunsten 
eines vagen gesamteuropäischen Sicherheitssystems 
ohne reale Sicherheit für die Menschen in Europa. 

So möchte ich mit dem Appell schließen, alles, und 
zwar das letzte zu tun, jeden Einsatz zu wagen für 
Europa, für die Einigung Europas und damit für 
den Frieden und die Sicherheit in der Welt. (Beifall) 


Tagesordnungspunkt: 

Ost-Westbeziehungen und die Vorbereitung 
einer Konferenz über die Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa 

(Drucksache 3059) 

Berichterstatter: Abgeordneter Sir John Rodgers 

Dr. Schulz (Berlin) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich darf 
zunächst Sir John Rodgers meinen Respekt zollen 
für die Delikatesse und das Feingefühl, mit denen 
er in einem für die politische Entwicklung unseres 
Kontinents ambivalenten und komplizierten Moment 
seinen Bericht abgefaßt hat. 

Wenn ich dennoch zu meinem großen Bedauern 
vor allen Dingen mit den Schlußfolgerungen dieses 
Berichts nicht übereinstimme, dann liegt das daran, 
daß sie auf einem Gesamtkonzept beruhen, das mich 
in zunehmenden Maße mit Sorgen erfüllt. Sir John 
Rodgers reflektiert in seinem Bericht — ja, ich 
möchte sagen, er mußte in seinem Bericht reflektie- 
ren — eine geistige und moralische Haltung der 
freien Welt, die sich dahin gehend definieren läßt, 
daß die Verantwortlichen fast alle schwerwiegenden 
und bedenklichen Fehler der dreißiger Jahre wie- 
derholen. Man hat den Resultaten der Politik der 
dreißiger Jahre später das Prädikat „Appeasement" 
gegeben. Das ist kein sehr schmeichelhaftes Prädi- 
kat. Ich fürchte, wenn die Verfechter des derzeitigen 
Konzepts der Entspannung mit ihrer Politik schei- 
tern sollten, dann würde man ihnen wieder beschei- 
nigen müssen, daß sie uns „Appeasement for Peace" 
angeboten haben. 

Nun möchte ich, wenn ich diesen Vergleich ziehe, 
Herr Präsident, nicht in den Verdacht einer billigen 
Vereinfachung kommen. In den dreißiger Jahren 
bereitete Hitler methodisch und planmäßig den 
Krieg vor. Die heutige Weltmacht des Ostens, die 
Sowjetunion, denkt nicht daran, den Krieg vorzube- 
reiten. Es geht heute nicht um die Frage wie damals 
„Krieg oder Frieden?", sondern die Weichen werden 
augenblicklich anders gestellt, entweder zu einer 
Weltordnung, die wir in 30 oder 50 Jahren haben 
werden, in der die traditionelle Stimme der Demo- 
kratie, der Humanität und der Freiheit noch ver- 
nehmlich ist, oder zu einer Weltordnung, die im Zei- 


chen der Hegemonie einer Supermacht steht. Ich 
halte die Hegemonie der Supermacht Sowjetunion 
für unausweichlich, wenn das westliche Europa in 
der nächsten Zeit nicht mehr zu seiner politischen 
Vereinigung tut. Der Hitlersche Totalitarismus war 
auf Selbstmord orientiert. Der immer noch beste- 
hende kommunistische Totalitarismus unserer Zeit 
beruht dagegen auf einem raffinierten, klugen, be- 
wundernswerten Kalkül. Man ist im Kreml immer 
noch davon überzeugt, richtig zu denken, ein richti- 
ges Weltbild zu haben und damit auch die einzig 
richtige Politik zu verfolgen. 

In dem eindrucksvollen Bericht unserer Kollegin 
Klee ist unter anderem die Rede zitiert worden, die 
der stellvertretende polnische Außenminister Winie- 
wicz vor kurzem in Bonn gehalten hat. Wenn man 
diese Rede und auch andere Dokumente prüft, die 
in eine ähnliche Richtung laufen, wird man nicht 
behaupten können, daß die Staaten des Ostblocks 
im Hinblick auf die von ihnen in den letzten Jahren 
entfalteten gesamteuropäischen Aktivitäten ihre 
Ziele nicht klar definierten. Ihr erstes Ziel ist die 
Anerkennung des Status quo in diesem Europa, d. h. 
die Anerkennung all der Realitäten, die den Kom- 
munisten ins Konzept passen. 

Aber wenn nun in unserem Lager gesagt wird, 
es sei sehr gut, wenn wir den Status quo haben 
— besser einen sicheren Statuts quo als einen un- 
sicheren Spannungszustand, der die europäischen 
Verhältnisse und die Weltpolitik jahrelang charak- 
terisiert hat — , dann kann ich nur erwidern: Dabei 
wird übersehen, daß wir es im kommunistischen 
Block mit einem Partner zu tun haben, der nach 
dialektischem Rezept arbeitet. Das bedeutet, daß er 
jeden Status quo, den er formell erreicht hat, sofort 
in einen Status quo plus für seine Interessen ver- 
wandeln wird. 

Ich befürchte, daß man es in zweiter Linie darauf 
abgesehen hat — und gerade die Reaktion der So- 
wjetunion auf den historischen europäischen Tag, 
den 22. Januar, in Brüssel spricht dafür — , durch 
gesamteuropäische Veranstaltungen mit allen Mit- 
teln der weitergehenden politischen Integration 
Westeuropas Fußangeln anzulegen. 

Nun wird gesagt, die Entspannungspolitik des 
Westens basiere auf der Konvergenztheorie, auf der 
Hypothese des Wandels durch Annäherung, und 
durch den weiteren Ausbau dieser Politik werde 
sich die Dialektik des Ostens neutralisieren lassen. 
Ich wüßte nicht, was die Strategen des Kreml ver- 
anlassen könnte, heute ihre Westpolitik im Sinne 
einer Konvergenztheorie zu revidieren, wenn sie 
sehen, daß Westeuropa ihnen in den letzten Jahren 
mit einer Art Wie-hätten-Sie's-denn-gern?-Diploma- 
tie einen Schritt um den anderen entgegenkommt. 
Die Strategen im Kreml wären ja von Gott und al- 
len guten Geistern verlassen, wenn sie bei diesem 
Zustand Westeuropas auf die Konvergenztheorie 
einschwenkten. 

Sir John Rodgers hat in seinem mündlichen Be- 
richt gesagt, er sei weder Optimist noch Pessimist, 
er sei Realist. Erlauben Sie mir, Sir John, meinen 
Standpunkt so zu definieren, daß der Realismus, von 
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dem ich ausgehe, im Moment wohl mehr in der 
Nähe der Skepsis angesiedelt werden muß. 

Ich halte nichts von einer Politik, die ich leider 
als Politik der falschen Prioritäten definieren muß. 
Ich selber bin sehr für eine gesamteuropäische Si- 
cherheitskonferenz, aber für eine echte, die diesen 
Namen wirklich verdient, nicht für eine gesamt- 
europäische Sicherheitskonferenz, die man besser 
als Konferenz zur politischen Verunsicherung West- 
europas definieren könnte. Ich bin sehr für Entspan- 
nung und Verständigung auch mit kommunistischen 
Partnern. Aber ich glaube, daß Westeuropa erst in 
die entsprechende politische Verfassung gebracht 
werden muß und daß wir einen Stufenplan für eine 
politische Union in diesem Westeuropa brauchen, 
der mindestens so ernst genommen wird wie der 
Stufenplan für die Wirtschafts- und Währungsunion. 
Dann würde westlich des Eisernen Vorhangs end- 
lich die Realität entstehen, die auch die Kommuni- 
sten akzeptieren müssen, weil sie nicht mehr, weder 
durch Einschüchterung und Erpressung, noch durch 
die beliebte Salamitaktik, revidierbar ist. 

Ich kann mich, wenn ich bisher als Europäer ge- 
sprochen und argumentiert habe, aber auch als Deut- 
scher nicht damit abfinden, daß als Resultat dieser 
Politik 17 Millionen Deutsche nach wie vor auf 
ungewisse Zeit die Zeche für einen verlorenen Krieg 
bezahlen sollen, der vom ganzen deutschen Volk 
verloren worden ist. So schwer eine vernünftige Lö- 
sung des deutschen Problems zu bewirken ist: ich 
kann als Deutscher nicht noch zusätzlich eine inner- 
deutsche Grenze anerkennen und damit freiwillig 
diesen Zustand verewigen. 

Am 18. August 1961, fünf Tage nach dem Bau der 
Mauer, hat der heutige Bundeskanzler, der damalige 
Regierende Bürgermeister Berlins Willy Brandt, vor 
dem Deutschen Bundestag in diesem Zusammenhang 
wörtlich gesagt: 

Wir sind ein Volk, das auch seine Selbstachtung 
hat. Ohne diese integre und unerschütterliche 
Haltung werden wir selbst aus Schwäche oder 
Opportunismus Wegbereiter eines neuen Natio- 
nalismus werden, und niemand, dem der Frieden 
etwas wert ist, in Ost und West, kann dies wün- 
schen. 

Es ist das Menschenrecht eines demokratischen Po- 
litikers, im Laufe von mehr als zehn Jahren seine 
Meinung zu bestimmten Grundtatsachen zu ändern. 
Es ist aber auch das Menschenrecht eines demokra- 
tischen Politikers, an bestimmten Grundsatzpositio- 
nen festzuhalten, und ich bekenne mich noch heute 
zu dem, was der damalige Regierende Bürgermeister 
Berlins im Zusammenhang mit dem deutschen Pro- 
blem gesagt hat. 

Es kann sein, Herr Präsident, daß ich mich irre. 
Es kann sein, daß mein Mißtrauen, meine Skepsis 
unbegründet sind. Sollte es so sein, dann möchte ich 
heute schon in diesem Saal erklären, daß ich mich in 
meinem Leben niemals lieber geirrt haben werde 
als in der Beurteilung der heute gegebenen Situa- 
tion, daß ich heute schon bereit bin, den Verfechtern 
einer politischen Konzeption, die ich nicht zu teilen 
vermag, Abbitte zu leisten. Aber ich bitte zu beden- 


ken, daß ich einer Generation angehöre, die zu oft 
erleben mußte, daß gut gemeinte Hoffnungen und 
Illusionen, meistens vergesellschaftet mit einer man- 
gelnden Bereitschaft zur Sicherung oder gar zur 
Verteidigung der immer bedrohten Freiheit, Unheil 
über die ganze Welt gebracht haben. (Beifall) 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Minister Gräber hat heute 
morgen unter anderem auf die Bedeutung dieser 
Versammlung als Forum einer — - so darf ich es ein- 
mal ausdrücken — - „Erweiterten“ Gemeinschaft hin- 
gewiesen, in der wichtige Dinge diskutiert werden 
könnten. Wenn etwas die Richtigkeit dieser Behaup- 
tung unterstreicht, dann, so finde ich, die Debatte 
des heutigen Tages. 

Aber lassen Sie mich vorab noch eine Bemerkung 
zu den Ausführungen des Kollegen Beghin machen. 
Herr Kollege Beghin, Sie werden mir es nicht übel- 
nehmen, wenn ich als Berliner, der geographisch der 
DDR verhältnismäßig nahe ist, mit einiger Skepsis 
das gehört habe, was Sie über die — ich hätte bei- 
nah gesagt: rührenden — Ausführungen von DDR- 
Seite berichtet haben. Ich möchte nun nicht sagen, 
man solle mit der DDR nicht verhandeln; wir von 
seiten der Bundesrepublik tun das ja. Aber wir ken- 
nen den Mechanismus der Staatspropaganda und 
ihren Einsatz recht gut. Deshalb betrachten wir das 
mit einer gewissen Distanz. 

Nun zu dem, was ich eigentlich behandeln wollte, 
und zwar zunächst einmal einige Worte zum Berlin- 
Abkommen! Ich habe ja schon meine Herkunft ge- 
nannt, und es ist deshalb verständlich, daß ich mich 
damit besonders beschäftigen werde. Ich möchte 
betonen, daß ich das dritte Considerant aus dem 
Bericht von Sir John Rodgers besonders begrüße 
und unterstreiche. Weil ich für dieses dritte Consi- 
derant bin, bin ich logischerweise gegen das Amen- 
dement, das dazu eingebracht worden ist; dazu hat 
sich der Kollege van der Stoel schon geäußert. Aus 
zeitlichen Gründen möchte ich mir eine weitere 
Begründung ersparen. 

Ich halte die ausdrückliche Feststellung in dem 
Rodgers-Bericht für wichtig, daß die vorliegenden 
Teile des Abkommens — also inhaltlich eigentlich 
das gesamte Abkommen — den in der Recommanda- 
tion 638 des Jahres 1971 ausgedrückten Erwartun- 
gen der Beratenden Versammlung entsprechen. Ich 
glaube, daß man dies guten Gewissens sagen kann. 
Das ist doch ein erfreuliches Ergebnis. 

Ich darf hier zwei Bemerkungen zu Erläuterungen 
machen, die in dem Bericht zum Berlin-Abkommen 
gegeben werden. Ich meine, daß der Inhalt des Ber- 
lin-Abkommens hier nicht zutreffend interpretiert 
wird. Es heißt auf Seite 4 unter Nummer 7 des Be- 
richtes im französischen Text: 

Pour pallier cette divergence fundamentale, 
le preambule et la premiere partie de l'Accord 
mentionnent la Situation „dans la region", ex- 
pression qui pourrait designer Berlin tout entier 
ou Berlin-Ouest seulement. 
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Herr Präsident, dies ist keine richtige Interpretation 
des Textes. 

Der Text macht zweifelsfrei klar, daß es sich bei 
dem betreffenden Gebiet um ganz Berlin handelt. 
Dies geht nämlich nach juristischen Auslegungs- 
regeln einwandfrei aus der Überschrift des zweiten 
Teils des Abkommens hervor, das hier als Anlage 
beiliegt, wo es heißt: „Dispositions relatives aux 
secteurs occidentaux de Berlin". Wenn hier im zwei- 
ten Teil ausdrücklich von den Westsektoren gespro- 
chen wird, kann nach anerkannten Auslegungs- 
regeln der allgemeine Teil sich nur auf ganz Berlin 
beziehen. Worauf soll sich den sonst das Wort vom 
betreffenden Gebiet beziehen? Hier handelt es sich 
lediglich darum, daß diejenigen-Mächte, die das Ab- 
kommen geschlossen haben, sich nicht darüber einig 
werden konnten, wie das betreffende Gebiet be- 
zeichnet werden sollte. Deswegen haben sie eine 
umschreibende Formel gewählt. Man könnte in Ab- 
wandlung einen Parallelfall anführen. Anfang des 
vorigen Jahrhunderts wurde einmal davon gespro- 
chen, daß Deutschland nur noch ein geographischer 
Begriff sei. So hat ein Teil derjenigen, die sich nicht 
auf eine Formulierung einigen konnten, eben ge- 
meint, daß Berlin nur noch ein geographischer Be- 
griff sei. 

Die zweite Bemerkung bezieht sich auf die Num- 
mer 7 des Berichtes auf Seite 5, wo es heißt: 

On ne saurait dire, toutefois, que les disposi- 
tions de l'Accord ä ce sujet confirment le Statut 
quadripartite de la ville tout entiere puisque 
c'est justement sur ce point que les positions 
sont restees divergentes. 

Ich glaube, diese Bemerkung bedarf mindestens 
einer Ergänzung. Es ist richtig, daß vor dem Ab- 
kommen die Sowjetregierung den Viermächte-Status 
für ganz Berlin zu einem Viermächte-Status für 
West-Berlin umformen wollte. Dies ist nicht gelun- 
gen. Die Sowjetunion ihrerseits ist heute noch nicht 
bereit, den Westmächten jene Rechte in bezug auf 
Ost-Berlin einzuräumen, die sie für West-Berlin an- 
strebt. 

Interessanterweise aber hält die Sowjetunion an 
ihren Rechten aus dem Viermächte-Status in bezug 
auf Ost-Berlin ausdrücklich fest, so daß wir nach wie 
vor — auch durch dieses Abkommen bestätigt — 
einen Viermächte-Status für ganz Berlin haben, al- 
lerdings, juristisch gesprochen, nur als eine Art 
Mantel, 

Ich möchte eine weitere Bemerkung zu dem 
machen, was die Frau Kollegin Klee heute morgen 
in ihren einführenden Worten zum sogenannten um- 
gekehrten Junktim gesagt hat. Das bedeutet, daß die 
Sowjets ihrerseits zu erkennen geben, sie wollten 
das Berlin-Abkommen erst unterzeichnen, wenn der 
Moskauer Vertrag und der Vertrag von Warschau 
ratifiziert sind. Es war doch die deutsche Bundes- 
regierung, die — wie ich sagen würde, zu Recht — 
den Sachzusammenhang zwischen dem Moskauer 
Vertrag und in zweiter Linie dem Warschauer Ver- 
trag und dem Berlin-Abkommen hergestellt hat. Der 
Sachzusammenhang besteht darin, daß hier die eine 
Seite sich bereit erklärt, die Unverletzlichkeit der 


Grenzen — in dem Sinne, was unverletzlich hier be- 
deutet — in Ost- und Mitteleuropa anzuerkennen. 
Die andere Seite erklärt sich bereit, den gewachse- 
nen Status West-Berlins anzuerkennen. Wir wollen 
doch nicht so tun, als wenn wir nicht in dieser Welt 
lebten. Dies ist doch in der Sache — wenn auch nicht 
juristisch — ein Geschäft auf Gegenseitigkeit. 

Deswegen hat die Bundesregierung gesagt: Wir 
wollen wissen, woran wir sind, bevor wir unter- 
schreiben. Deswegen kann ich es auch nicht als etwas 
ganz so Schreckliches ansehen — obwohl ich es na- 
türlich nicht gerade begrüße — , daß die Sowjet- 
union ihrerseits auch sagt: Wenn wir hier Zuge- 
ständnisse machen — und aus ihrer Sicht hat die 
Sowjetunion Zugeständnisse gemacht, mögen wir 
die Dinge auch als noch so berechtigt ansehen, die 
in dem Abkommen von der Sowjetunion zugestan- 
den worden sind — , dann wollen wir wissen, daß 
auch die andere Seite des Geschäftes läuft. 

Nun möchte ich noch eine Bemerkung zu dem 
machen, was auf Seite 9 unter Nummer 15 des Be- 
richtes gesagt ist. Hier wird — und ich begrüße das 
ausdrücklich — • die Haltung der Westberliner zum 
Abkommen als ein Prüfstein fü die Beurteilung die- 
ses Abkommens von westlicher Seite betrachtet. Ich 
bin dankbar dafür, daß in dem Bericht in solcher 
Weise ausdrücklich das Selbstbestimmungsrecht der 
Westberliner unterstrichen wird. Ich bin durchaus 
zuversichtlich, daß dieser Test positiv ausfallen wird. 

Sicherlich, im Augenblick sind die Berliner noch 
verhältnismäßig skeptisch. Aber wenn man 25 Jahre 
lang zu einem großen Teil sehr schlechte Erfahrun- 
gen mit den Kommunisten gemacht hat, wird man 
nicht gleich glauben wollen, daß das, was auf dem 
Papier steht, auch wirklich eine gute Sache sei. Der 
Regierende Bürgermeister von Berlin hat das sehr 
plastisch ausgedrückt, als er gesagt hat; Die Berliner 
wollen das erst einmal anfassen können. Aber ich 
bin sicher, daß, wenn sie nach Inkrafttreten des Ver- 
trages in der Lage sind, das anzufassen, die Ber- 
liner als Realisten — wenn die Praxis dem Abkom- 
men entspricht — sehr bald in ihrer großen Mehr- 
heit seine positive Bedeutung erkennen werden. 

Der Herr Kollege Schulz hat davon gesprochen, 
daß die Sowjetunion es mit ihrer Politik immer 
erreicht habe — und es sei geradezu eine Gesetz- 
mäßigkeit — , daß aus dem Status quo für sie ein 
Status plus geworden sei. Wenn es ein Beispiel 
gibt, das diese These widerlegt, dann ist es ge- 
rade Berlin. Denn was haben die Sowjets in Berlin 
erreichen wollen, was für Dinge haben sie von der 
Blockade an durchzusetzen versucht! Dennoch ist die 
Lage West-Berlins besser geworden; die Verbindun- 
gen zur Bundesrepublik haben sich in all den Jahren 
gefestigt. Der Vertrag bietet erneut eine Möglich- 
keit, diese Verbindungen zu verbessern. 

Herr Präsident, ich sehe, daß meine Zeit abläuft. 
Ich wollte noch eine Menge Dinge zur europäischen 
Sicherheitskonferenz im Zusammenhang mit dem 
Bericht von Frau Klee sagen. Lassen Sie mich es nur 
ganz kurz, in wenigen Sätzen zusammengefaßt tun. 
Mir scheint, daß dieser Bericht, den ich im übrigen 
durchaus begrüße, zumindest in einem Teil — ich 
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komme noch darauf — einen Bruch aufweist. Mir 
scheint, daß er einen außenpolitisch bestimmten 
Teil B mit einer starken ideologischen Komponente 
und einen sachbestimmten Teil C mit wirtschaft- 
lichen und technologischen Tatsachen hat, die erheb- | 
liehe Widersprüche aufweisen. Ich hätte das gern j 
aufgezeigt, aber die Zeit reicht nicht dazu, Deswe- i 
gen nur noch eine abschließende Bemerkung. 

In unserem Zusammenhang taucht immer wieder 
die Frage nach dem Stellenwert der Ideologie in der 
Sowjetunion auf. Meine Damen und Herren, eine 
Vereinfachung ist hier nach beiden Seiten falsch. Es 
ist falsch, zu sagen, die Sowjetunion habe die Ideo- 
logie völlig hinter sich gelassen; sie richte sich nur ’ 
noch nach praktischen politischen Gesichtspunkten. ! 
Ebenso falsch ist es aber auch, zu meinen, daß bei i 
ihr alles von einem unfehlbaren ideologischen Plan 
bestimmt werde. Das sind die terribles simplifica- 
tions, die wir kennen, und sie sind in diesem Fall 
nicht nur terribles, sondern auch dangereuses. 

Roser (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die beiden uns vorliegenden Berichte 
von Sir John Rodgers und von Frau Klee geben 
einen umfassenden Überblick über die derzeitige 
politische Situation in Europa. Der Bericht von Sir 
John Rodgers scheint mir dabei charakteristisch für 
eine ganz bestimmte Stimmungslage der Beurteilung 
der politischen Situation in Westeuropa zu sein. Ge- 
rade weil ich diese Stimmung sehr ernst nehme, 
fühle ich mich frei zu einigen kritischen Anmerkun- 
gen. 

Wenn es gestattet ist, Wertungen vorzunehmen, 
dann halte ich die Ziffer 42 für die bemerkenswer- ! 
teste. In ihr wird die Vorbereitung einer gemein- j 
Samen Ostpolitik durch die EWG gefordert. Die 
drei angeführten Gründe — gemeinsames multilate- 
rales Denken, gemeinsames Handeln im Bereich 
der Wirtschafts- und Finanzpolitik und gemeinsame 
Anstrengungen mit dem Ziel der Schaffung einer 
echten politischen Union, die in der Lage ist, ihre 
Sicherheit selbst zu schützen — finden meine volle 
Billigung und Zustimmung. Aber gerade deshalb 
bedaure ich, daß diese Aspekte nicht in die Emp- 
fehlung aufgenommen worden sind. 

In diesem Zusammenhang stellt sich mir aller- 
dings die Frage, ob die Westpolitik der UdSSR den 
hier angesprochenen Intentionen nicht vollends zu- 
widerläuft. Warum kann sich eigentlich die UdSSR 
nicht entschließen, die Europäische Wirtschaftsge- 
meinschaft anzuerkennen? Warum leistet sie einen 
so starken — zumindest publizistischen — Wider- 
stand gegen die jetzt abgeschlossenen Vertragsver- 
handlungen über den Beitritt der vier Länder? 

Zwischen der massiv integrationsfeindlichen 
Westpolitik der UdSSR und dem Moskauer Ver- 
trag besteht nach meinem Urteil ein innerer Zu- 
sammenhang, und ich erlaube mir, einmal auf diese 
Perspektive hinzuweisen. Im Artikel 3 des Ver- 
trages heißt es, die Grenzen aller Staaten in Europa j 
und die territoriale Integrität aller Staaten in Europa 1 
seien nicht nur unverletzlich, sondern unantastbar. | 

Ich will gar nicht von der Breschnew-Doktrin und 
ihrem Widerspruch zum Vertragstext sprechen. Ich 


will auch nicht davon sprechen, daß mein Land kei- 
neswegs alle Grenzen in Europa verantworten kann. 
Aber ich will nur den einen, wie ich meine, für die 
Zukunft der politischen Integration Europas wich- 
tigen Gesichtspunkt der Unantastbarkeit hervor- 
heben. Meint „unantastbar" nicht etwas völlig an- 
deres, zumindest sehr viel mehr als „unverletzlich"? 
Liegt es nicht sehr nahe an dem ursprünglich im 
Vertragstext vorgesehenen Begriff der „Unabänder- 
lichkeit"? Bedeutet damit dieses Wort nicht die 
Zementierung des multinationalen Status quo in 
Westeuropa? 

Keine Frage: Zum Gewaltverzicht sagen wir alle 
ein vorbehaltloses Ja. Aber zu einem Integrations- 
verzicht muß ich ein ebenso eindeutiges Nein sagen. 
Die politische Integration Westeuropas aber bedeu- 
tet die Änderung, das Antasten, die Beseitigung — 
zweifelsfrei die friedliche, multilateral übereinstim- 
mende Beseitigung — dieser Grenzen in West- 
europa. Meine Frage ist also, ob durch den Mos- 
kauer Vertrag die UdSSR nicht ein Interventions- 
recht in Westeuropa erhält. Steht damit dieser Ver- 
trag nicht auch im Widerspruch zu den Absichten 
der Verträge von Rom? 

Ich würde diesen Gesichtspunkt nicht so nach- 
drücklich hervorheben, hätten wir bisher eine ver- 
bindliche Antwort auf die Frage der europäischen 
Option erhalten: Wie steht die UdSSR zur politi- 
schen Finalität der EWG? Wie steht sie zu einem 
politisch vereinten Europa, zum freien Zusammen- 
schluß der freien Völker Westeuropas? Die Mittei- 
lungen, die der Führer meiner Fraktion im Bonner 
Bundestag von Moskau zurückgebracht hat, haben 
mich in den geäußerten Besorgnissen sehr bestärkt. 

Solange es über diesen entscheidenden Punkt 
keine Klarheit gibt — einen Punkt, der wahrhaftig 
nicht von nationalem Interesse, sondern von west- 
europäischem Interesse ist, einen Punkt, der alle 
freien Völker Westeuropas betrifft — , habe ich 
allergrößte Bedenken, dem Bericht und der Empfeh- 
lung zuzustimmen. Das sind europäische und nicht 
nationale Bedenken. Ich meine, im Zeitalter einer 
globalen Kommunikation müssen wir wenigstens 
kontinental denken. 

Wenn man die Ostverträge nur formal und pro- 
zedural beurteilt, dann mag man zu anderen Ergeb- 
nissen kommen, etwa zu den Aussagen, die sich 
teilweise in dem Bericht von Sir John Rodgers fin- 
den, dann mag man — wie es in dem ersten Satz 
heißt, den ich zitieren möchte — von einer unzwei- 
felhaften Verbesserung der Beziehungen sprechen; 
aber nur dann! Dann mag man zu dem Ergebnis 
kommen, die UdSSR sei — wie es in dem Bericht 
heißt — darauf vorbereitet, einen Beitrag zur Ent- 
spannung in Europa zu leisten; aber nur dann! 
Wenn man aber die Westpolitik der UdSSR und der 
Warschauer Paktstaaten in ihrer Substanz betrachtet 
— eine nach meinem Urteil unzweifelhaft offensive 
Politik; ich erinnere in diesem Zusammenhang nur 
an die Manöver des Jahres 1971 von Skandinavien 
über Mitteleuropa bis zum Balkan, an das starke 
maritim strategische Engagement im Mittelmeer, 
über Nord- und Ostafrika bis hin zum Indischen 
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Ozean — , kann man, wie mir scheint, zu durchaus 
anderen Ergebnissen kommen, vor allem dann, 
wenn man einbezieht, daß große politische Entschei- 
dungen letzlich immer Entscheidungen sind, die auf 
Ahnungen und nicht nur auf mathematisch präzise 
deduzierbaren Entwicklungen beruhen. 

Die gegenwärtige Situation, verehrte Kollegin- 
nen und Kollegen, erinnert mich an die Tage mei- 
ner Kindheit, an die Jahre 1938 und 1939, in denen 
ein ähnliches stimmungsmäßiges Klima herrschte, 
das sich sehr bald als ein von sehr kurzfristiger 
Sonne beschienenes, außerordentlich bedrohliches 
kaltes Klima herausstellte, das dann heiß wurde, 
was keiner von uns will. 

Die Schlußfolgerung, zu der ich komme, lautet: Es 
darf nichts geschehen, was den Prozeß der politi- 
schen Integration Westeuropas behindert oder gar 
verhindert. Es muß alles geschehen, was die politi- 
sche Integration der freien Völker Westeuropas 
voranbringt. Ich glaube, in der derzeitigen Situation 
sind wir uns darin alle einig. Strittig sind nur die 
Wege. (Beifall) 

Bauer (SPD): Herr Präsident! Sehr verehrte Kol- 
leginnen und Kollegen! Wir haben in diesem Hause 
ebenso wie in unseren nationalen Parlamenten seit 
vielen Jahren unsere Erfahrungen mit Debatten über 
das leidige Thema West-Ost-Beziehungen, und wir 
erleben dabei immer wieder aufs Neue, daß die 
Gefährlichkeit der umfasisenden Ideologie des Kom- 
munismus im Sinne des nicht aufgegebenen Zieles 
der angestrebten Weltrevolution ebenso tempera- 
mentvoll wie auch glaubhaft dargestellt wird. Ich 
will diese latente Drohung der kommunistischen 
Theorie nicht verniedlichen oder gar zu bestreiten 
versuchen. 

Ich möchte aber ebenso klar unterstreichen, daß 
wir einen Fehler nicht begehen dürfen, nämlich den, 
Ideologie mit Ideologie zu beantworten. — Ich 
möchte hier in Parenthese anführen, daß schon eine 
andere große Bewegung mit der großen Zielsetzung 
ausigezogen ist, eine überlegene Ideologie gegenüber 
dem Kommunismus zu schaffen, nämlich die Mora- 
lische Aufrüstung, die beim „sing out" gelandet, 
also in dieser Beziehung praktisch gescheitert ist. 

Diese Reaktion, mit einer Ideologie zu antworten, 
ist nach meiner Meinung schon deshalb im Aus- 
gangspunkt falsch, weil sich die Sowjetunion als 
Vorreiter der revolutionären Veränderungstheorie 
gesellschaftlicher Verhältnisse in ihrer praktischen 
politischen Strategie keineswegs revolutionärer Mit- 
tel bedient, sondern im Gegenteil versucht, zäh 
Schritt für Schritt voranzukommen. In die Sprache 
des alltäglichen politischen Lebens übersetzt be- 
deutet dies, daß die Sowjetunion bei Verkauf von 
Erdgas oder anderer von ihr exportierter Natur- 
produkte ideologische Momente ebensowenig ins 
Spiel bringt wie bei der Errichtung großer Auto- 
mobilfabriken, etwa am Kama-Fluß, oder bei der 
Projektierung sonstiger industrieller Anlagen, son- 
dern daß sie ganz im Gegenteil zielbewußt und 
nüchtern sachliche Argumente ins Spiel bringt und 
dabei ebenso nach ihren ureigensten wirtschaftlichen 


Interessen vorgeht wie jede andere Wirtschafts- 
macht, also auch die Staaten des Westens. Ich meine, 
Ideologie im Sinne der Verbreitung der Idee der 
Weitrevolution findet man heute noch in den mehr 
oder weniger direkt oder indirekt unterstützten so- 
genannten fünften Kolonnen kommunistischer Par- 
teien in verschiedenen Ländern. Diese sind in aller 
Regel bekannt. Dabei wird es von der eigenen Ge- 
schicklichkeit der einzelnen Länder abhängen, zu 
verhindern, daß diese Gruppen eine unmittelbare 
innere Gefahr werden, indem man ihnen rechtzeitig 
das Wasser abgräbt. 

In der Argumentation zu diesem Thema sowohl im 
Politischen Ausschuß der Beratenden Versammlung 
als auch in der innerpolitischen Auseinandersetzung 
meines eigenen Landes taucht immer wieder die 
Aussage auf: Mit der Unterschrift unter die Verträge 
von Moskau und Warschau habe der Schießbefehl 
an der Mauer keineswegs aufgehört, die Freizügig- 
keit werde nach wie vor verhindert, der Austausch 
von Informationen und die Erleichterung der Be- 
ziehungen zwischen den Menschen beider deutscher 
Staaten lasse nach wie vor auf sich warten. Das ist 
zweifellos richtig. 

Wer jedoch die leidvolle und bedauerliche Situa- 
tion am Eisernen Vorhang kennt und verfolgt hat, 
kann hier nur die Frage steilen: Wie kann eine 
Entwicklung, die 20 Jahre kalten Krieg zur Grund- 
lage hat, mit der Unterschrift, vom Datum der ersten 
Unterzeichnung der Verträge durch die Regierungen 
an, etwa ab Mitternacht, plötzlich gestoppt werden? 
Die Frage muß vielmehr lauten: Muß nicht ein Ent- 
wicklungsprozeß von sehr vielen Jahren in Kauf ge- 
nommen werden, bei dem ganz allmählich mit einem 
erheblichen Maß an Geduld, unter dauernden hart- 
näckigen Bemühungen und Verhandlungen und über 
das dauernde Gespräch im Laufe der Zeit jenes Aus- 
maß an Gegeneinander abgebaut wird, das sich im 
Laufe von zwei Jahrzehnten angesammelt hat? Ich 
meine, daß sich die Klimaverbesserung, von der der 
Kollege Czernetz gesprochen hat, nur allmählich 
durch eine mit langem Atem versehene Politik er- 
reichen läßt. 

Nun möchte ich ein Wort zu dem Bericht Doku- 
ment 3047 sagen, für den unsere verehrte Kollegin 
Klee verantwortlich zeichnet. Ich habe darin zwei 
Darstellungen gefunden, die nach meiner Meinung 
nicht unwidersprochen bleiben können. Unter Buch- 
stabe B Ziffer 8 wird ausgeführt, daß die — neben- 
bei gesagt, im westlichen Lager bereits allseits 
akzeptierte — Konferenz für Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit durch ein Vertragssiegel den russi- 
schen Einfluß in Osteuropa, wie er sich durch die 
Situation nach dem Ende des zweiten Weltkrieges 
ergeben habe, bestätigen und zu einer Anerkennung 
Ostdeutschlands führen würde. In dieser Richtung 
habe die Sowjetunion über die von der Bundesrepu- 
blik mit Moskau und Warschau Unterzeichneten bei- 
derseitigen Verträge bereits einige Resultate er- 
langt. Und dann heißt es auf deutsch: „dank der 
Ostpolitik Westdeutschlands". 

Ich möchte hier um der Wahrheit und der Klarheit 
willen anfügen, daß diese Schritte mit voller Rücken- 
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deckung und mit ausdrücklicher Förderung, also 
nicht nur Billigung, der westlichen Bündnispartner 
erfolgt sind und daß die Ingangsetzung einer Sicher- 
heitskonferenz auch unter Berücksichtigung soziali- 
stischer Absichten diesem politischen Schritt keinen 
neuen Akzent hinzusetzen würde. Dies sollte der 
Vollständigkeit, aber auch der Redlichkeit halber im 
Bericht Dokument 3047 ergänzt werden. 

Man muß bei vertraglichen Abschlüssen wie den 
Verträgen von Moskau und Warschau ebenso wie 
bei der Berlin-Regelung zum Ausgangspunkt immer 
die Frage nehmen: Wie ist die Lage bisher gewesen? 
Sie ist doch so gewesen — und das ist uns jeden 
Tag vor Augen geführt worden — , daß ein unge- 
sicherter Zustand bestand; man braucht nur an die 
Zugangswege nach Berlin zu denken. Jetzt haben wir 
eine vertragliche Sicherung; wir haben sogar 
Schiedsstellen. Ich meine, daß Willkürakte, die bis- 
her die Regel waren, in Zukunft unterbleiben müß- 
ten, wenn die östliche Seite nicht vollends ihre 
Glaubwürdigkeit und ihr Gesicht verlieren will. Ich 
meine ferner, diese vertragliche Regelung ist kein 
Appeasement, sondern sie ist ein neuer Weg, weil 
kein anderer übrigbleibt, wenn man nicht in die 
Gefahr des kalten Krieges und damit mehr oder 
weniger auch eines ernsten Konflikts im Herzen 
Europas zurückfallen will. Dies erfordert ein lange 
Dauer der Arbeit an der Entspannung, und dies be- 
deutet kein „Appeasement" etwa im Sinne der 
Regelung von München von 1938. 

In Ziffer 13 des erwähnten Berichts wird weiter 
die denkbare Wirkung einer Konferenz für Sicher- 
heit und Zusammenarbeit unter dem Gesichtspunkt 
beurteilt, die Sowjetunion wolle ihre Rüstungs- 
kösten senken und auf dem Weg dieser Kostenent- 
lastung den Einwohnern ihres Bereichs einen ver- 
besserten Lebensstandard durch ein größeres An- 
gebot an Kosumgütern ermöglichen. Man liest zwi- 
schen den Zeilen so etwa den Vorwurf heraus, durch 
diese indirekte Entwicklungshilfe der westlichen 
Seite werde dem Osten ungewollt und ungern eine 
Art Schützenhilfe geleistet. 

Ich möchte an dieser Stelle die Frage aufwerfen, 
ob nicht, wenn das so wäre, der allgemeinen Wohl- 
fahrt auf diese Weise — unbeschadet der gegebenen 
Wirtschafts- und Gesellschaftssysteme — ein größe- 
rer Dienst igeleistet würde, was im Interesse einer 
friedvollen und gedeihlichen Zukunftsentwicklung 
läge, zumal dann, wenn man auf allen Seiten ähn- 
lich verführe. 

Ich meine darüber hinaus ernsthaft, daß in aller 
Regel eine mit einigermaßen zufriedenstellendem 
Ldbensstandard ausgestattete Bevölkerung doch viel 
weniger revolutionär-kämpferisch ansprechbar sein 
und reagieren wird als ein verarmte Bevölkerung, 
wie sie etwa in den meisten Ländern der asiatischen 
Welt lebt. Auch in Europa wird die Bewegung zur 
revolutionären Umgestaltung der Gesellschaft weni- 
ger in den hochentwickelten Regionen Anhänger 
finden — mit Ausnahme vielleicht intellektuell und 
ideologisch beeinflußter Studenten aus zum Teil sehr 
bürgerlichen Familien — als in den Gebieten, die zu 
den Armenhäusern zählen. Ich meine, daß die Ver- 


besserung der Lebensverhältnisse in Ost wie West 
ein durchaus erstrebenswertes Ziel darstellt, das 
man nach besten Kräften fördern und über ver- 
stärkten wirtschaftlichen Güteraustausch erreichen 
sollte. Da will ich gern anfügen, daß das Problem 
der Gewährleistung der Sicherheit durch Abzwei-; 
gung eines entsprechenden Teils des Sozialprodukts, 
hier nicht zu behandeln ist, aber sicherlich beachtet 
werden muß. 

Besonders bemerkenswert erscheint mir im Be- 
richt die Passage in Ziffer 12; dies darf ich als Schluß 
sagen. Hier wird die mögliche Institutionalisierung 
einer Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit 
anvisiert und, ohne bereits einen Anhaltspunkt da- 
für zu haben, ob und inwieweit dies der Fall sein 
wird, eine Schlußfolgerung gezogen. Sie lautet: 
Diese Institutionalisierung der Konferenz durch die 
Schaffung eines solchen ständigen Organs — näm- 
lich auf dem Weg der Ost-West-Kontakte über Fra- 
gen der Sicherheit als Austauschforum für wissen- 
schaftliche, wirtschaftliche, technische und kulturelle 
Fragen einschließlich der Umweltprobleme — hätte 
zum Ergebnis, daß die gegenwärtigen westeuropäi- 
sen Organisationen einschließlich Europarat verfie- 
len, indem das neue Organ von da an deren Funk- 
tionen übernehmen würde. 

Da muß ich, nachdem im Bericht auch nicht ein 
Anhaltspunkt als Beweis für diese Behauptung an- 
gedeutet wird, schon erstaunt die Frage stellen, auf 
welche Fakten sich eine solche pessimistische Auf- 
fassung gründet. Ich frage mich: Warum soviel an 
Kleinmut und Mangel an Selbstvertrauen? 

Um es ganz einfach und schlicht auszudrücken: 
Selbst wenn die Politik des Ostens die Absicht hat 
— ich schließe sie keineswegs aus — , den wirtschaft- 
lichen Zusammenschluß des Westens zu stören und 
wenn irgend möglich zu verhindern, genügt doch 
nicht die Absicht, diesen Erfolg zu erreichen; denn 
es sind zwei Teile vorhanden, der eine, der es ver- 
sucht, und der andere, der es sich eventuell gefal- 
len läßt. Ich bin sicher, daß die westliche Seite diese 
Möglichkeit nicht nur einkalkuliert, sondern daß sie 
auch die dafür vorhandenen geeigneten Mittel ein- 
setzt, um dies zu verhindern. 

Ich möchte schließen, Herr Präsident, mit der Fest- 
stellung, daß der Ostblock unter Führung der So- 
wjetunion eine zusammengeschlossene westliche 
Wirtschaftsmacht fürchtet und deshalb ihr Entstehen 
verhindern will. Doch ist dies seit geraumer Zeit 
allgemein bekannt. Wenn man aber die dahinter- 
stehenden Gründe zu analysieren versucht, gelangt 
man zu der Auffassung, daß die sowjetische Angst 
weniger auf der wirtschaftlichen Machtkonzentration 
Europas an sich beruht, sondern daß der Alptraum 
der Sowjets die Erreichung des Ziels einer politi- 
schen Union ist, bei der sich Europa über eine Wirt- 
schafts- und Währungsunion zu einem Element ge- 
meinsamer Aussage mit einer Zunge zusammen- 
schließt. Das muß uns zu der praktischen Konse- 
quenz führen, daß wir versuchen, den wirtschaft- 
lichen Zusammenschluß über die Wirtschafts- und 
Währungsunion zur politischen Union so voranzu- 
treiben und zu erreichen, daß durch Delegation na- 
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tionaler Befugnisse an übergeordnete Instanzen die 
alte sowjetische Politik des „teile und herrsche!" 
inhibiert wird. Das muß das große Ziel sein. Ich 
hoffe, wir werden es erreichen. (Beifall) 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der interessante 
Bericht von Sir John Rodgers befaßt sich auch mit 
der Normalisierung in Deutschland, insbesondere 
mit den Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem kommunistisch beherrschten 
Mitteldeutschland, einem Staat, der durch den Wil- 
len der Sowjetunion und gegen den Willen der dort 
lebenden Menschen gegründet und bolschewisiert 
wurde. Das Bolschewisieren ist der entscheidende 
Punkt der Teilung unseres Landes, nicht, daß ein 
Staat gegründet wurde. 

Was ist normal unter Menschen, die dieselbe 
Sprache sprechen? Normal ist, daß man seine Mut- 
ter besuchen kann, wenn man will. Normal ist, daß 
man seinen Bruder besuchen kann, wenn man will. 
Es ist normal, daß man Verwandte besuchen kann, 
wenn man will. Es ist normal, daß sich zwei Men- 
schen, die sich mögen, heiraten können. Es ist nor- 
mal, daß man sich über Zeitungen informiert, was in 
der anderen Landschaft vor sich geht. Das sind nur 
einige Beispiele dafür, was normal ist. 

Gibt es das im geteilten Deutschland jetzt nach 
diesen Verträgen? Nein. Es gibt dieses nicht, obwohl 
die Bundesrepublik Deutschland in den Ostverträ- 
gen einen überdimensionalen Preis bezahlt hat, 
einen Preis, der zu dem, was man dafür bekommen 
hat, in keinem Verhältnis steht. Denn die Mauer in 
Berlin ist da. Ist das normal? Und die Zonengrenze 
ist mit Stacheldraht verrammelt und mit Minen ge- 
sperrt, sie ist da. Ist das normal? 

Dßi hochverehrte Staatsmann Stewart hat sich 
getäuscht, wenn er hier gesagt hat, auf beiden Sei- 
ten der Mauer gebe es Freiheit. Das war sicherlich 
ein kleiner Sprachfehler, der ihm vielleicht unter- 
laufen ist. Aber das gibt es eben nicht beiderseits 
der Mauer. Und es ist sicher auch nicht normal, daß 
Menschen, wenn sie von dem einen Teil ihres Lan- 
des in den anderen gehen wollen, erschossen wer- 
den. Das alles ist nicht normal. 

Deswegen muß das, wenn man von Normalisie- 
rung redet, einbezogen werden. Man sollte sich näm- 
lich nicht an solche Absurditäten gewöhnen und 
meinen, wenn man etwas andere Beziehungen zu 
den Machthabern drüben herstelle, dann sei alles 
normal. Ich kenne hier Kollegen, die im Dritten 
Reich gekämpft haben und Deutschland damals ver- 
lassen mußten. Für sie waren die Verhältnisse in 
Deutschland auch dann nicht normal, als sich schon 
sehr viele in Deutschland und der Welt daran ge- 
wöhnt hatten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Kom- 
munisten verschenken nichts; sie haben noch nie 
etwas verschenkt. Wer es nicht weiß, der soll es 
lesen; es steht überall. Sie haben viele Bücher dar- 
über geschrieben. Kommunisten verschenken nichts. 
Wer etwas von ihnen haben will, muß etwas dafür 
geben. Wenn ich Normalisierung um der Menschen 


willen will, dann weiß ich mit meinen Freunden 
natürlich, daß wir etwas dafür geben müssen. Aber 
wir sehen nicht ein, daß wir etwas geben sollen und 
keine normalen Beziehungen dafür erhalten. 

Der hochverehrte Kollege Bauer sagt, daß die 
Menschenrechte dort seit 20 Jahren noch nicht rea- 
lisiert seien. Die dortigen Machthaber haben doch 
die Menschenrechte bewußt außer Kraft gesetzt. 
Das ist doch nicht vom Himmel heruntergefallen. — 
Er meinte, dazu brauche man Geduld. — Beim Ver- 
handeln mit der Sowjetunion hätte man Geduld 
und langen Atem haben müssen, aber nicht danach, 
wenn alles fixiert ist und man alles aus den Händen 
gegeben hat, was einigermaßen als Tauschobjekt für 
die Normalisierung, für die Verbesserung der Situa- 
tion der Menschen hätte dienen können. 

Herr Kollege Gordon Walker sagte, die Ostpoli- 
tik der europäischen Staaten sei die sowjetische 
Westpolitik, und sie habe für die Sowjetunion viele 
Nachteile. Nur hat er die Nachteile nicht konkret 
genannt. In der Tat, das, was die Sowjets als Nach- 
teil empfinden, war die große Hoffnung des We- 
stens; diese Politik brächte den Menschen im Ost- 
block etwas mehr Freiheit. Unter dieser Prämisse 
wurde doch diese Politik in Szene gesetzt. Oder ist 
das schon vergessen? Das war doch der Ansatzpunkt 
dieser Politik. 

Und was ist heute? Heute müssen wir feststellen, 
daß diese Politik den Völkern — ■ jedenfalls bis 
heute — keine Erleichterung brachte. Die Politik 
der Entspannung führte im sowjetischen Herrschafts- 
bereich zu einer Verschärfung der Abgrenzung, in 
Polen wie in der Tschechoslowakei, in Mitteldeutsch- 
land wie auch in der Sowjetunion selbst. Dann sollen 
wir solche Situationen, die unnormal sind, noch 
rechtlich mit Verträgen sanktionieren! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Ostblock ist heute geschlossener als 1968. Der Kol- 
lege Czemetz hat den Mut der Rumänen angespro- 
chen. Aber in letzter Zeit ist es auch dort etwas lei- 
ser geworden. 

Was die Machthaber der DDR unter Entspan- 
nungspolitik verstehen und wie sie reagieren, trotz 
Verträge und trotz Erklärungen — und es erzähle 
uns doch keiner, sie würden dort etwas absolut an- 
deres sagen, als in Moskau gesagt würde — , zeigt 
sich an folgendem. Am 6. Januar hat Herr Erich 
Honecker, Chef der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, vor Offizieren der Nationalen Volks- 
armee gesagt: „Unsere Republik und die Bundes- 
republik verhalten sich zueinander wie jeder von 
ihnen zu einem anderen Staat. Die BRD ist somit 
Ausland und noch, mehr; Sie ist imperialistisches 
Ausland." Und dann heißt es weiter: „Unser Feind- 
bild stimmt genau. An dem Bild gibt es nichts zu 
ändern, da auch der Feind" — nicht der Gegner, der 
Feind! — „sich nicht geändert hat." Das waren sicher 
keine Friedensworte. 

Wir sollten die Worte, die drüben gesagt werden, 
nicht abwerten, sondern wir sollten sie ernst neh- 
men. Man hat in der jüngsten Geschichte Europas 
manche Bücher nicht sehr ernst genommen, und alle 
haben dann die Folgen zu tragen gehabt. 
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Wer die Forderung nach der Selbstbestimmung 
und nach den Menschenrechten für die Menschen im 
sowjetischen Machtbereich — das sind nicht nur die 
Deutschen — aufgibt, entledigt sich nicht etwa nur 
einer moralischen Pflicht, er begibt sich damit nicht 
nur einer moralischen Kraft, die den Westen und die 
Freiheit ausmacht, sondern er gibt auch eine ent- 
scheidende Verteidigungslinie der freien Welt auf. 
Das sollte man nicht übersehen. 

Lassen Sie mich noch etwas zur weltpolitischen 
Lage sagen. Wir stehen mitten in einer Offensive 
politischer Art der Sowjetunion, gepaart mit einer 
Propagandaoffensive in puncto Frieden. Aber paral- 
lel dazu läuft ungebrochen eine der beeindruckend- 
sten Aufrüstungen der Sowjetunion. Das sind die 
Fakten, mit denen Politik gemacht wird. Sie rüsten 
dabei nicht bei den konventionellen Streitkräfteri 
auf — da haben sie sowieso die Vorhand — , sondern 
diese Aufrüstung ist ausgerichtet auf die Raketen, 
auf die Luftwaffe und auf die Seestreitkräfte. Dar- 
über werden wir uns sicherlich in anderem Rahmen 
in absehbarer Zeit eingehend unterhalten. Das sind 
die Sachverhalte, vor denen wir stehen. Man muß 
sich überlegen, warum die Sowjets das tun. — Na- 
türlich, weil sie wissen, daß militärische Macht ein 
exzellentes Instrument der Politik ist. Sie werden 
dieses Instrument einsetzen, wo sie es brauchen, 
auch in Europa. 

Natürlich blicken die Sowjets mit großer Aufmerk- 
samkeit auf China. Sie werden sich natürlich auch 
Gedanken machen, was China der UdSSR gegen- 
über vorhat und wie sie allen Eventualitäten begeg- 
nen können. Hier gibt es zwei Wege: einmal, daß 
man im Westen mit uns einen echten Frieden macht 
oder daß man versucht, uns in den sowjetischen Ein- 
flußbereich einzubeziehen. Was Herr Czernetz sagt, 
ist richtig. Er wies darauf hin, was wird, wenn die 
Europäer nicht wollen. Dazu gehört aber, daß sie 
endlich wieder den festen Willen bekommen, sich 
in dieser Welt selbst zu behaupten. Es geht nicht, 
daß wir immer nur auf Kosten der Amerikaner 
leben; es gibt ja auch andere in Europa, die auf 
Kosten derer leben, die beträchtliche Verteidigungs- 
anstrengungen machen, zu denen man selbst in sei- 
nem eigenen Lande nicht bereit ist. Auch das gehört 
dann mit dazu. 

Meine Zeit ist abgelaufen, ich sehe mich veranlaßt, 
zu schließen. Ich hätte gern noch einige Gedanken 
ausgeführt. (Beifall) 

Kahn- Ackermann (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe nie daran gezweifelt, 
daß Sir John ein ganz vorzüglicher Berichterstatter 
ist. Aber ich muß sagen, sein Bericht hat die Erwar- 
tungen, die man an die klare Darlegung einer not- 
wendigen und auf die Zukunft gerichteten Politik 
stellen kann, noch weit übertroffen. Dafür muß man 
dem Berichterstatter Dank sagen. 

Ich will hier bestimmte Dinge nicht wiederholen, i 
Ich meine, daß der Aspekt dieser Politik durch den 
Kollegen Gordon Walker noch weiter angereichert 
worden ist. Das gilt auch für den Kollegen Destre- 
meau, der mit Recht versucht hat, uns die geogra- : 


phische Breite des Themas der europäischen Ost- 
West-Beziehungen noch einmal vor Augen zu halten. 
Sicherlich sind in dieser Debatte einige Aspekte zu 
kurz gekommen; aber das werden wir bei anderer 
Gelegenheit nachholen können. 

Einige unserer Kollegen, die glaubten, den Kurs 
dieser neuen Politik sehr pessimistisch beurteilen zu 
müssen, haben es für einen guten Stil gehalten, in 
dieser Versammlung so zu tun, als hätten nicht alle 
Abgeordneten Erfahrungen mit der Sowjetunion und 
als wüßten sie auf Grund dieser Erfahrungen nicht 
ziemlich genau, was man von sowjetischen Taktiken 
zu erwarten hat. Damit möchte ich nicht behaupten, 
daß wir, wie es einige Kollegen hier dargelegt ha- 
ben, ganz genau wissen, worin die Ziele sowjetischer 
Politik in naher und weiterer Zukunft bestehen. 
Wenn man dem engsten Berater des amerikanischen 
Präsidenten Glauben schenken soll, weiß das heute 
nicht einmal der amerikanische Präsident so genau. 
Insofern hat mich die „Absolutheit" etwas gestört, 
mit der hier gesagt worden ist, wir hätten von der 
Sowjetunion nur dieses oder jenes zu erwarten. 

Auf der gleichen Ebene liegt z. B. auch die Prä- 
misse, die hier geäußert worden ist, daß die Ratifi- 
zierung der Verträge, die die Bundesrepublik in 
Moskau und Warschau unterzeichnet habe, zu einem 
ideologischen Kompromiß führen werde. Dies ist 
wohl das schlechteste Argument, das man in dieser 
Debatte benutzen kann. Wenn wir uns über einen 
Punkt keine Illusionen machen, so ist es doch der 
— Herr Lemmrich hat mit Recht die Frage aufge- 
worfen, was Normalisierung bedeute — , daß die 
Verbreiterung der normalen Kontakte, eine ge- 
sicherte, durch Verträge in gewisse Regularien ge- 
kleidete Koexistenz zwischen zwei verschiedenen 
gesellschaftspolitischen Systemen, wie sie durch das 
freie Europa und den Ostblock repräsentiert werden, 
also die Vergrößerung der Kontaktfläche, Schwierig- 
keiten für das kommunistische System mit sich 
bringen, deren Zeugen wir heute sind und deren 
Zeugen wir durch den Verlauf der ganzen Verhand- 
lungen einschließlich der Verhandlungen über West- 
Berlin gewesen sind. 

Die Kühnheit unserer Position besteht doch darin, 
daß wir von der Überzeugung ausgehen, daß unser 
gesellschaftspolitisches System auch auf ein so ge- 
schlossenes System, wie es der Kommunismus dar- 
stellt, eine starke Attraktion ausübt. Wir wissen 
sogar genau, daß die Leute drüben Schwierigkeiten 
haben, ihren eigenen Mitbürgern zu erklären, war- 
um ein solches Maß an Freiheit, an persönlicher 
Freiheit und an Freiheit der Meinungsäußerung, bei 
uns möglich ist, ohne daß das Staatswesen zusam- 
menbricht, in dem dies möglich ist. 

Ich muß sagen, daß ich in dieser Debatte von 
einigen Kollegen einige krasse Irrtümer gehört 
habe, die der Korrektur bedürfen. Ich finde, es ist 
ein bedauerlicher Mangel an Einsicht, wenn der 
Kollege Schulz sagt, der Status in Berlin sei in 
i Zukunft ein Status quo plus für die Sowjetunion. 
Kollege Schulz, es ist ein Status quo minus für die 
Sowjetunion; denn es gibt einige Dinge, die für die 
Bürger von Berlin und für die zukünftige Ausgangs- 
: Position der Stadt sehr viel besser geregelt worden 
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sind, als es jemals zuvor seit den letzten Gesprächen 
über den Status der Stadt der Fall gewesen ist, ob- 
wohl dieser Status grundsätzlich nicht verändert 
worden ist, wie wir alle wissen. Aber es gibt einige 
grundsätzliche Dinge, die nach diesen Verhandlun- 
gen ganz anders aussehen, als sie jemals vorher 
ausgesehen haben. 

Der Kollege Roser meinte sagen zu müssen, die 
europäische Integration werde durch diese Verträge 
in Frage gestellt. Es mag sein, daß sich gewisse Leute 
angesichts der unter einem nationalen Aspekt her- 
aufdämmernden Wahlkämpfe zu einer Politik be- 
kennen müssen, die sie zu Hause verfechten. Aber 
die Beratende Versammlung ist sicherlich nicht der 
richtige Ort, um hier mit solchen Thesen aufzutreten. 
Das möchte ich doch nachdrücklich sagen. Und wenn 
er meint vor einer Politik politischer Intuition 
warnen und uns darauf hinweisen zu müssen, daß 
die Politik auf Grund einer geradezu mathematisch 
deduzierbaren Erkenntnis ausgeformt werden müsse, 
so möchte ich ihn nur an die tragischen Irrtümer der 
amerikanischen Politik erinnern, die teilweise mit 
mathematischen Deduktionen begangen worden 
sind. Er wird nicht in Abrede stellen, daß ein großer 
Mann der Vergangenheit, den er persönlich sicher- 
lich sehr verehrt, nämlich Bismarck, die Einigung des 
Deutschen Reiches nie erreicht hätte, ohne die Po- 
litik einer genialen Intuition meisterhaft zu be- 
herrschen. 

Zu diesem Thema möchte ich sagen, daß man hier 
die große Möglichkeit im Auge behalten muß, die 
wir in einem Augenblick haben, in dem es Schwie- 
rigkeiten für die Sowjetunion gibt, in dem ein 
grundsätzlicher Wandel eingetreten ist und in dem 
angesichts der technologischen Entwicklung bei der 
Rüstung und bei vielen anderen Dingen versucht 
wird, etwas neu zu ordnen, was in diesem Augen- 
blick schon neu geordnet ist. 

Deshalb muß ich auch das zurückweisen, was ein 
Kollege gesagt hat, nämlich wir in der Bundes- 
republik bezahlten einen überdimensionalen Preis 
für Verträge. Was für einen überdimensionalen 
Preis? In diesen Verträgen ist nichts bezahlt worden, 
was durch die historische Entwicklung nicht schon 
längst verschenkt war, und zwar in vielen Fällen 
sicherlich bedauerlicherweise. Aber zu keinem Zeit- 
punkt hat es in der europäischen Politik für einen 
solch weitgreifenden Akt einer Orientierungsände- 
rung ein so 'hohes Maß von Übereinstimmung zwi- 
schen den Regierungen gegeben, und zu keiner Zeit 
war der Ausgangspunkt für die Abstimmung des 
politischen Wollens und der politischen Zielsetzung 
auch auf dem Gebiet der Außenpolitik besser als im 
Augenblick, weil alle Akte, die im Zusammenhang 
mit dieser Politik gesetzt worden sind, Sympathie 
und Unterstützung bei unseren Verbündeten ge- 
funden haben und die Grundzüge dieser Politik im 
wesentlichen geteilt werden. 

Der Kollege Lemmrich hat über das Thema der 
Normalisierung gesprochen. Wir könnten hier einen 
ganzen Nachmittag darüber diskutieren, was das 
bedeutet. Sicherlich bedeutet es nicht die Darstel- 
lung einer Momentaufnahme, wie es im Augenblick 


ist. Man kann nicht so argumentieren, daß man sagt: 
Jetzt sind die Verträge unterzeichnet; Sie sehen ja, 
daß sich nichts geändert hat. Noch sind sie nicht 
ratifiziert, noch ist das Mißtrauen nicht ausgeräumt, 
ein Mißtrauen, das erst abgebaut werden kann, 
wenn die Verträge funktionieren, wenn eine gewisse 
Zeit gegenseitiger Erfahrungen unter den neuen Um- 
ständen vergangen ist, Normalisierung kann dar- 
über hinaus noch vieles andere bedeuten, nämlich 
eine gesichertere Koexistenz, als sie vorher bestand, 
und einen wesentlich gesicherteren Frieden, als er 
vorher bestand. An dem letzten Argument ist doch 
wohl kein Zweifel zu üben, denn der Frieden ist ge- 
sicherter als vorher. (Beifall) 

Frau Klee (CDU/CSU): Ich möchte ebenfalls 
einige Fragen zum europäischen Jugendfonds stel- 
len. 

Wir begrüßen den im Dezember getroffenen Be- 
schluß des Ministerkomitees. Wir wüßten jedoch 
gerne, ob sich das Ministerkomitee im Mai, wie 
Sie gesagt haben, mit den folgenden zwei Fragen 
befassen wird: 1. Wird der Fonds von den Regie- 
rungen aller Mitgliedstaaten finanziert? 2. Wird er 
so verwaltet, daß wirklich eine Beteiligung der 
Jugendorganisationen dabei gewährleistet ist? 

Nichts erschiene uns in den Augen der euro- 
päischen Öffentlichkeit und insbesondere der Jugend 
nachteiliger als ein Fonds, der auf einem Teilab- 
kommen und auf freiwilligen Beiträgen beruht, die 
in gewisser Weise den Jugendorganisationen auf- 
oktroyiert würden, um einmal das Wort Pflichtbei- 
träge zu vermeiden. Aus diesem Grund und ange- 
sichts der Tatsache, daß wir hier in dieser Orga- 
nisation die europäische Öffentlichkeit vertreten, 
bitten wir das Ministerkomitee, vor seiner endgül- 
tigen Entscheidung die Stellungnahme der Ver- 
sammlung zur Kenntnis zu nehmen. Ich glaube 
Ihnen versichern zu können, daß Ihnen diese Stel- 
lungnahme unverzüglich zugehen wird. 

Bundesrat Gräber erklärt, daß das Ministerkomi- 
tee die finanziellen Probleme des Europäischen 
Jugendfonds vom Februar dieses Jahres an berück- 
sichtigen werde. Der Vorschlag, die Beratende Ver- 
sammlung nochmals anzuhören, stehe den Vorstel- 
lungen derjenigen entgegen, die einen baldigen 
Abschluß wünschten. Eine vorhergehende Befragung 
der Versammlung werde zu einer erneuten Ver- 
tagung im Ministerkomitee führen. Er schlage daher 
Kontakte mit den zuständigen Ausschüssen vor; so 
könne die Versammlung über die laufenden Arbei- 
ten unterrichtet werden und ihre Ansichten dem 
Ministerkomitee zur Kenntnis zu bringen. 

lenze (Attendorn) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Kollegen! Mit großem Vergnügen schließe 
ich mich den Kollegen an, die Herrn Kollegen Rod- 
gers und Frau Klee für ihre Berichte höchste An- 
erkennung gezollt haben. In meinen Ausführungen 
werde ich mich hauptsächlich mit dem Bericht von 
Herrn Rodgers und einigen darin angeschnittenen 
Fragen beschäftigen. 
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Zunächst darf ich bemerken, daß ich mit der auf 
Seite 4 des französischen Berichts geäußerten An- 
sicht, daß die Sowjetunion die Bedingungen des 
Westens in bezug auf die Berlin-Verhandlungen 
angenommen zu haben scheine, nicht übereinstimme. 
Ich bin vielmehr der Auffassung, daß Moskau bei 
diesem Tauziehen erhebliche Erfolge erzielte, die 
weit über das „do ut des" hinausgehen. 

Auf Seite 10 des französischen Berichts formulie- 
ren Sie: Es ist zu hoffen, daß diese Vereinbarung 
über Berlin möglichst bald in Kraft tritt und daß ihr 
Inkrafttreten begleitet wird von der Ratifizierung 
der bekannten Verträge von Moskau und War- 
schau einerseits und der Bundesrepublik anderer- 
seits. Ich nehme zur Sache hier keine Stellung, weil 
wir hier nicht eine Diskussion führen wollen, die 
in den Deutschen Bundestag gehört. Was ich be- 
denklich finde, ist, daß wir immer wieder die Ent- 
wicklung um jeden Preis beschleunigen wollen. 

Der englische Premierminister Heath erwähnte 
bei seiner ausgezeichneten Rede hier im Plenum 
des Europarates die Notwendigkeit des geduldigen 
Wartens. Es kann kein Zweifel daran bestehen, daß 
der Kreml selbst durch permanentes Insistieren und 
geduldiges Warten seine Ziele in den Jahrzehnten 
nach dem Krieg entweder ganz oder weitgehend er- 
reicht hat. Wenn der Kreml auf Eile und Beschleuni- 
gung drängt, müssen wir hellhörig werden. Oder 
glauben Sie etwa, daß die geschichtliche Stunde den 
Weisten zu höchster Eile anspornt? Wir leben doch 
in einem Augenblick, wo jeder weiß, daß Moskau 
starke innenpolitische Schwierigkeiten, besonders 
auf wirtschaftlichem Gebiet hat! Es wünscht die 
wirtschaftliche Hilfe der westlichen Welt, und be- 
sondere Kredite, und die zu sehr günstigen Zinssät- 
zen. 

Moskau wird von China in wachsendem Maße 
bedrängt. Moskau möchte deshalb eine Einigung mit 
der westlichen Welt, um wirtschaftlich zu erstarken 
und sich im Westen sicherheitspolitisch abzuschir- 
men. Der Verzicht auf Gewaltanwendung in Mittel- 
europa stellt für Moskau keine große Konzession 
dar, da es in seiner langfristigen Zielsetzung mehr 
die Zersetzung der einzelnen westeuropäischen 
Staaten und die Neutralisierung der Bundesrepu- 
plik und ihre Herauslösung aus der westeuro- 
päischen Integration anstrebt als eine militärische 
Lösung, die im nuklearen Zeitalter für jeden, auch 
die Sowjetunion, Selbstvernichtung bedeutet. 

Moskau hat es eilig, die Europäische Sicherheits- 
konferenz zu verwirklichen. Sie spielt in der gro- 
ßen weltpolitischen Perspektive der Sowjets eine 
entscheidende Rolle. Der Wille der Sowjets ist auf 
die Auflösung der Militärblöcke, die für Moskau 
wegen der bilateralen Verträge mit den Satelliten- 
staaten kein Problem darstellt, gerichtet und be- 
kanntlich — jeder weiß es ■ — auch gegen die Ein- 
heit Westeuropas. 

Die Europäische Sicherheitskonferenz stellt die 
westliche Welt vor große Probleme. Wenn der Osten 
jetzt die Konzession macht, daß die USA und Ka- 
nada an dieser europäischen Sicherheitskonferenz 
teilnehmen können, dann bedeutet das nicht viel. 


Viel wichtiger ist es, ob die USA und Kanada, wenn 
die Serie der kommenden Konferenzen beendet 
ist, noch an der Europäischen Sicherheitskonferenz 
beteiligt sind. Aber noch wichtiger ist, ob die USA 
und Kanada nach einem „zufriedenstellenden" Ab- 
schluß der Europäischen Sicherheitskonferenz, die 
nach dem Willen Moskaus ein europäisches kollek- 
tives Sicherheitssystem anstrebt, in Europa noch mit 
starken Verbänden vertreten sein werden. Es gibt 
genug Politiker in den Vereinigten Staaten, die 
schon heute hartnäckig und zielstrebig den Abzug 
der USA-Truppen aus Europa fordern und die mor- 
gen diesen Druck erheblich verstärken werden, und 
zwar mit überzeugenden Gründen. Dann ist West- 
europa dem sowjetischen Einfluß weitgehend ausge- 
liefert. Wer kann sagen, wie sehr dann westeuro- 
päische Politiker fast einen Wettbewerb veranstal- 
ten, um ein gutes Einvernehmen mit den Sowjets zu 
erzielen? 

Was verlangt nun die heutige Situation von den 
Staaten Westeuropas und den Staaten der atlanti- 
schen Welt? Natürlich zweifelt niemand daran, daß 
man eine Entspannungs- und Friedenspolitik be- 
treiben muß. Wer könnte seine Stimme dagegen 
erheben? Niemand kann behaupten, daß z. B. jemals 
ein deutscher Bundeskanzler in der Nachkriegszeit 
eine andere Politik gewollt hat als die der fried- 
lichen Lösung der politischen Probleme. Die Politik 
der Stärke, so wie sie Adenauer verstand, war 
nüchtern und realistisch und ging davon aus, daß 
ein militärisch-politisches Gleichgewicht eine abso- 
lute Notwendigkeit darstellt, wenn man mit den 
Sowjets am Verhandlungstisch erfolgreich sein will. 

Daß diese Politik Adenauers erfolgreich war, er- 
kennt man daran, daß seit 1945 27 Jahre vergan- 
gen sind, in denen der Frieden tatsächlich bewahrt 
wurde. Diese Politik war realistisch. Sie beruhte 
auf der einfachen Erkenntnis, daß der Frieden auf 
Gerechtigkeit gegründet sein muß und die wirk- 
lichen Spannungsursachen beseitigt werden müs- 
sen. Im Zeitalter der proklamierten Entspannungs- 
politik, die oft in eine Euphorie ausartet, besteht die 
Gefahr, daß illusionäre und utopische Vorstellun- 
gen Boden gewinnen und man nicht mehr den Mut 
hat, den Realitäten ins Auge zu schauen und sie 
beim Namen zu nennen, obwohl man in einem fort 
von den Realitäten und ihrer Bedeutung im politi- 
schen Leben spricht. Hüten wir uns, daß wir eine 
Kapitulation vor der Macht vollziehen! 

Es besteht allseitig die Auffassung, daß die Euro- 
päische Sicherheitskonferenz in bezug auf Thematik, 
Verlauf und Zielsetzungen sehr sorgfältig vorbereitet 
werden muß. Ich stimme mit dem Bericht des Herrn 
Rodgers völlig überein, daß es für die Staaten der 
europäisch-atlantischen Welt notwendig ist, sich 
gegenseitig permanent zu konsultieren und zu in- 
formieren und ihre politischen Auffassungen mehr 
als bisher zu harmonisieren. Damit spricht Herr 
Rodgers ein sehr schwieriges Problem an. Haben 
wir wirklich in Bonn, Paris, London und Washington 
einen realen Einklang der Politik? Es ist kein Zwei- 
fel, daß der Unterschied in Auffassungen und Ziel- 
setzungen größer ist, als man offiziell zugibt. Manch- 
mal hat man den Eindruck, daß das Gesetz der Sache 
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stärker sein müßte als der politische Wille der ein- 
zelnen Staaten. 

Für den Westen gibt es in diesem Zusammenhang 
drei Voraussetzungen, um zu einem wirklichen Er- 
folg zu gelangen. Wir müssen in der Bundesrepublik 
und sicherlich in vielen anderen Staaten zu einer 
finanziellen, wirtschaftlichen und politischen Konso- 
lidierung gelangen. Die ideologischen Kämpfe in 
den einzelnen Staaten zwischen den verschiedenen 
Parteien berücksichtigen sehr oft nicht die akute 
Bedrohung durch den Osten, und man vergißt, daß 
der Durchbruch des Ostens gerade innenpolitisch 
erzielt werden soll. 

Weiterhin ist es notwendig, nicht nur die EWG 
zu erweitern, sondern auf dem Gebiet der Außen- 
politik und der Verteidigung eine weitgehende 
Übereinstimmung herbeizuführen. Das heißt, wir 
können nicht mehr zehn Jahre auf die Politische 
Union warten. Wenn wir in eine Auseinanderset- 
zung mit dem Osten eintreten wollen, wie das mit 
der Europäischen Sicherheitskonferenz der Fall sein 
wird, dann genügen nicht gelegentliche Zusammen- 
künfte der Außenminister, auch nicht die Bildung 
von Europaministerien in den einzelnen Ländern 
und auch nicht gelegentliche Zusammenkünfte der 
Regierungschefs auf sogenannten Gipfelkonferen- 
zen; erforderlich ist dann die möglichst baldige wirk- 
liche Einheit Westeuropas im Sinne der Politischen 
Union und der weiteren Entwicklung zu einem Bun- 
desstaat Westeuropa. Wir haben keine Zeit mehr 
zu verlieren. Die Erweiterung der EWG verpflichtet 
in dieser historischen Stunde alle Beteiligten dazu, 
den ernsten Willen zur politischen Integration zu 
haben und durchzuhalten. 

Die Thematik der europäischen Sicherheitskonfe- 
renz muß derart sein, daß unsere Sicherheit ver- 
stärkt und nicht gemindert wird. In Anbetracht des- 
sen, daß die ständigen Verhandlungen und Konfe- 
renzen mit dem Osten das Gefühl für den kontradik- 
torischen Gegensatz zwischen der Welt der Freiheit 
und der der Unfreiheit, zwischen Demokratie und 
Diktatur, zwischen dem Rechtsstaat und dem Staat 
der Gewalt sowieso im Bewußtsein vieler Menschen 
verwischen und dadurch von innen heraus eine 
große Gefahr für die Sicherheit heraufbeschwören, 
stellt die Durchführung dieser Konferenz eine uner- 
hörte Herausforderung für die westliche Welt dar. 
Diese Konferenz darf nicht eine zaghafte und furcht- 
same westliche Welt sehen, sondern sie muß zeigen, 
daß wir zu einer großen psychologischen und poli- 
tischen Offensive fähig sind. Sie darf nicht nur öko- 
nomische, technische und technologische Fragen und 
Probleme des Umweltschutzes erörtern, sondern sie 
muß auch dafür sorgen, daß die Grenzen im Sinne 
der Bewegungsfreiheit der Personen, im Sinne der 
Verbreitung von Informationen und Ideen durch- 
lässig werden. 

Unser stärkster Verbündeter ist der Freiheitswille 
der Menschen in den östlichen Staaten. Es kann doch 
nicht wahr sein, daß hier in unserer Welt die Ideen 
des Ostens in jeder Form und von allen möglichen 
Organisationen und Parteien vertreten werden, 
während das, was unsere westliche Welt geistig 


und politisch zu bieten hat, auf der anderen Seite 
nicht sichtbar werden darf. 

Die Stärke der östlichen Welt beruht auf unserer 
psychologischen und geistigen Schwäche. Der Frie- 
denswille ist bei allen Beteiligten sicherlich vorhan- 
den. Für ihn gibt es keine Atlernative. Ob aber die 
Sorge um den Menschen, seine Würde und seine 
Freiheit von allen geteilt wird, ist eine andere 
Frage. Ich glaube, niemand in diesem Saale ist wirk- 
lich davon überzeugt, daß die Ideologie der Welt- 
revolution im Osten aufgegeben worden ist. Man 
verfolgt diese Ziele weiterhin. Deshalb ist Wach- 
samkeit trotz aller Verhandlungen und Verträge 
geboten. Die westliche Welt ist in ihrer begreif- 
lichen Sorge um die Sicherung des Friedens, um den 
Abbau der militärischen Lasten und um den sozialen 
und bildungspolitischen Fortschritt zu leicht und zu 
schnell geneigt, Konzessionen zu machen, ohne ent- 
sprechende Gegenkonzessionen zu erhalten. 

Moskau verhandelt hart, zäh und geduldig. Man 
kann davon lernen. Ich hoffe, daß im Ringen mit 
Moskau unser Friedenswille nüchtern und realistisch 
den Idealen der Demokratie und des Rechtsstaates 
treu bleibt. Ich meine, wir sollten dabei nicht nur 
an uns denken, sondern auch an die Menschen und 
Völker jenseits des Eisernen Vorhanges. Wir wer- 
den die Kraft zum Durchhalten in diesem vielleicht 
schwersten Ringen der Weltgeschichte haben, wenn 
wir unseren sittlichen Idealen treu bleiben. Laßt 
uns verhandeln, erfüllt von dem Willen, allen Men- 
schen zu dienen! Seien wir aber ebenso überzeugt, 
daß der Friede den Feigen und Schwachen nicht ge- 
währt wird, sondern nur denen, die aus der Treue 
zu ihren geistigen Werten eine unerschöpfliche 
Quelle der Kraft zum Durchhalten besitzen. (Beifall) 


Dienstag, 25. Januar 1972 


noch: Tagesordnungspunkt: 

Ost-Westbeziehungen und die Vorbereitung 
einer Konferenz über die Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa 

(Drucksache 3059) 

Berichterstatter: Abgeordneter Sir John Rodgers 

Amrehn (CDU/CSU): Herr Präsident! Der Ver- 
lauf der gestrigen Diskussion hat gezeigt, welche 
Hoffnungen und Befürchtungen bezüglich der weite- 
ren politischen Entwicklung Europas bei den Grup- 
pierungen der freien, demokratischen Staaten Euro- 
pas bestehen. 

Der Bericht von Sir John Rodgers bezieht sich mit 
Recht auf drei Problemkreise: die deutschen Ver- 
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träge mit Moskau und Warschau, die Berlin-Frage 
und die Sicherheitskonferenz. Alles, was in diesem 
Bericht gesagt wird, ist von dem Wunsch getragen, 
daß die Maßnahmen, die man ergreift oder ergrif- 
fen hat oder noch ergreifen wird, zum Frieden in 
Europa beitragen und diesem Kontinent eine große 
Zukunftshoffnung geben werden. 

Niemand ist unter uns, der die Hoffnungen nicht 
teilen wollte. Aber am Wege unserer langjährigen 
Hoffnungen seit dem Ende des Zweiten Weltkrie- 
ges steht doch auch eine große Fülle von Erfah- 
rungen, von enttäuschten Hoffnungen, von Rück- 
schlägen, allerdings, wie ich meine, auch die Ver- 
pflichtung, die Hoffnungen, die wir heute haben, 
auf ihren echten politischen Gehalt zu prüfen. 

Wir haben im Verlauf des letzten Jahres, als wir 
meinten, mit den Verträgen würde schon eine Ände- 
rung in Europa zugunsten einer friedlichen Entwick- 
lung eintreten, diese Hoffnungen bereits darauf re- 
duziert — auch in der neuen Entschließung, die uns 
der Politische Ausschuß heute vorgelegt hat, be- 
schränken sich die Hoffnungen darauf — , daß sich 
das Klima für die politische Entwicklung verbessern 
möge und die Verträge dazu beitragen möchten, daß 
sich das Klima für die künftige Entwicklung noch 
weiter verbessert. Wir haben gehofft, daß insbe- 
sondere auf Grund der Verträge in Deutschland 
zwischen den beiden Teilen unseres Landes eine 
Politik der praktischen Vernunft begonnen würde, 
und zwar über die politischen Gegensätze hinaus, 
die die beiden Regime voneinander trennen. 

Wie aber sieht die Antwort, die Ostdeutschland 
auf diese Bemühungen gegeben hat, aus? Kaum war 
die Berlin- Vereinbarung Anfang September vergan- 
genen Jahres beschlossen, als die Regierung Ost- 
deutschlands erklärte, nunmehr müsse sich Ost- 
deutschland von Westdeutschland noch schärfer ab- 
grenzen. Wir hatten gehofft, es würde gerade die 
bisher bestehende Abgrenzung in praktischen Fra- 
gen überwunden werden können. Statt dessen wird 
uns die politische Antwort zuteil: mehr Abgrenzung 
als bisher. 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
trotz der Anerkennung zweier Staaten in Deutsch- 
land die völkerrechtliche Anerkennung dennoch 
nicht vollzogen werden dürfe und daß insbesondere 
zwischen den beiden Teilen Deutschlands eigene, 
selbständige innerdeutsche Beziehungen bestehen- 
bleiben müßten, ja, diese These ist sogar die 
Grundlage der gegenwärtigen Politik der Bundes- 
regierung. 

Nun, Herr Präsident, wie lautet die Antwort dar- 
auf? Wir haben sie vor etwa 14 Tagen aus dem 
Munde des Generalsekretärs der SED in Pankow 
gehört. Sie lautete: „Die Bundesrepublik ist für uns 
Ausland; noch mehr, sie ist für uns imperialistisches 
Ausland." Dies, Herr Präsident, ist, so scheint mir, 
kein Beweis für die angeblich inzwischen eingetre- 
tene Verbesserung des Klimas, sondern es ist ein 
Beweis für die Verschärfung der politischen Situa- 
tion in Deutschland nach den Verträgen. 

Vor wenigen Tagen sind die Unterschriften zur 

Erweiterung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 


schaft vollzogen worden. Wir hatten gehofft, daß 
sich die Sowjetunion mit der Gründung und der Er- 
I Weiterung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
; abfinden werde. Wie lautet die Antwort? Sie lautet: 
Mit englischer Hilfe wird das amerikanische Mono- 
polkapital noch mehr Einzug nach Westeuropa hal- 
ten. Aus allen Bemühungen der sowjetischen Stellen 
geht hervor, daß sie diese Erweiterung und über- 
haupt die EWG als Institution auch fortan bekämp- 
fen wollen. Auch hier ist nichts davon zu spüren, daß 
Realitäten anerkannt werden, sondern es ist nur zu 
; spüren, wie sich der aggressive und dynamische Zug 
! der Politik der Sowjetunion gegenüber den freien 
I Staaten des westlichen Europas weiter auswirkt. 

Herr Präsident, wir erleben zur Zeit, daß die Ver- 
tragsberatungen in Deutschland unter einen psycho- 
logischen Druck auf die Abgeordneten gestellt wer- 
den. Er besteht darin, daß die Sowjetunion erklärt, 
sie werde die Berlin- Vereinbarungen erst unter- 
schreiben, wenn die Ratifizierung der Verträge in 
Deutschland gewährleistet sei. Dies verträgt sich 
nicht mit den Verpflichtungen, die die Sowjetunion 
am 3. September übernommen hat. Ja, die Sowjet- 
union begeht bereits hier ihren ersten Wortbruch 
in der Berlin-Vereinbarung, noch bevor sie in Kraft 
getreten ist. 

Die Sowjetunion hat sich am 3. September ver- 
pflichtet, mit Abschluß der deutschen Vereinbarun- 
gen die Berlin-Regelung zu unterzeichnen und in 
Kraft zu setzen. Dies war die Voraussetzung für die 
Einleitung der Ratifizierungsverhandlungen im 
Deutschen Bundestag. Man hat von dieser Voraus- 
setzung abgesehen, weil sich die Sowjetunion nach 
ihrer Unterschrift unter ihre Verpflichtung gegen 
Geist und Buchstaben ihrer Verpflichtung geweigert 
hat, mit Abschluß der deutschen Vereinbarungen 
das Schlußprotokoll zu zeichnen und in Kraft zu 
setzen. 

Von hier aus gesehen, Herr Präsident, bekommen 
auch die Verträge nicht jenen Schein der Klima- 
verbesserung, den wir uns von dem Test der Berlin- 
Regelung erhofft hatten. Vor allen Dingen bleibt 
übrig, daß mit den Verträgen, die hier abgeschlos- 
sen werden, nicht auch für die Sowjetunion verbind- 
lich festgelegt wird, wenigstens eine relative Ver- 
besserung des Austausches von Meinungen, Infor- 
mationen und Personen in Deutschland herbeizufüh- 
ren, wie sie von diesem Hause und der NATO immer 
wieder gefordert worden ist. 

So ergibt sich bei einer sehr nüchternen Betrach- 
tung dessen, was sich in den letzten ein bis andert- 
halb Jahren abgespielt hat, doch die Erkenntnis, daß 
sich aus solchen Verträgen nicht begründet die Hoff- 
nung herleiten läßt, nunmehr würde sich das Klima 
verbessern und die Situation in Europa konsolidie- 
ren. Vielmehr entstehen aus diesen Verträgen, aus 
dem Anspruch der Sowjetunion und aus ihrer dyna- 
mischen Politik, die sie fortsetzen wird, nur neue 
Reibungen, neue Spannungen, und zwar auf der 
Grundlage ihres Mitspracherechts, das sie sich bei- 
spielsweise durch die Verträge für den Weg nach 
Berlin gesichert hat. 

So möchte ich am Ende dieser Diskussion von 
meiner Seite die Warnung aus sprechen, sich hin- 
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sichtlich dieser Verträge Illusionen hinzugeben. Statt 
dessen sollte man stark miteinander verbunden blei- 
ben, um den kommenden Anfechtungen gewachsen 
zu sein und neuen Ansprüchen, die kommen wer- 
den, zu widerstehen. (Beifall) 

Frau Klee (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zunächst möchte ich allen Kol- 
legen, die sich mit meinem Bericht befaßt und zu 
ihm Stellung genommen haben, sehr herzlich dafür 
danken. Ich habe ihre Reden mit großem Interesse 
verfolgt. Ich werde mir Mühe geben, in den wenigen 
Minuten, die mir gegeben sind, darauf so eingehend 
wie es nur möglich ist, zu anworten. 

Herr Kollege Czernetz, wir beide stimmen voll- 
kommen in dem überein, was Sie zur Frage der 
Liberalisierung in Rußland gesagt haben. Wenn 
heutzutage ein Minister demissionieren kann und 
daran nicht stirbt, so ist das zwar ein Zeichen der 
Liberalisierung, aber nicht der Freiheit. Gerade in 
diesen Tagen haben wir den erschütternden Pro- 
zeß gegen Bukowski erlebt und wissen daher, wie 
recht Sie haben, wenn Sie sagen, daß man ins 
Irrenhaus oder ins Gefängnis wandert, wenn man 
nicht die Meinung des Regimes teilt. 

Herr Dankert, in Ihrer sehr charmanten Rede 
meinten Sie, daß es eine zu marxistische Art des 
Denkens von mir sei, wenn ich glaube, daß Ruß- 
land nur durch seine Regierung vertreten werde. 
Herr Dankert, zu marxistischem Denken bin ich lei- 
der nicht fähig. Aber meine Aussage und meine 
Meinung beruhen auf der Erfahrung, die wir, die 
wir unter einer Diktatur leben mußten, gemacht 
haben, daß nämlich eine Diktatur Diktatur ist, weil 
die Bevölkerung ihre Meinung nicht äußern und 
weil sie ihren Willen nicht für die politische Ziel- 
setzung einbringen kann. 

Herr Czernetz, Sie meinten, es bestehe kein 
Grund zur Ängstlichkeit, wenn man an die Zukunft 
denke, und Pessimismus sei immer ein schlechter 
Ratgeber. Ich teile Ihre Meinung. Pessimismus ist 
bestimmt kein guter Ratgeber. Von Ängstlichkeit 
und Pessimismus kann in meinem Bericht wirklich 
keine Rede sein. Aber meiner Meinung nach tra- 
gen wir so unendlich viel Verantwortung für die 
Menschen, für die wir hier in diesem Hohen 
Hause arbeiten, daß wir eine sehr genaue Analyse 
anstellen müssen. Wir müssen zur Kenntnis neh- 
men, was drüben passiert und wie die Antwort auf 
unser gutes redliches Wollen lautet. Das müssen 
wir tun, damit wir nicht zu Fehlinterpretationen 
kommen. 

Die andere Seite scheut sich nämlich nicht, ihre 
Meinung sehr offen zum Ausdruck zu bringen. Ich 
darf nur an die Rede von Honecker, an die Rede von 
Winiewicz in Bonn im November/Dezember erin- 
nern, an die Reden und Aussagen von Breschnew, 
Gromyko, Botschafter Falin usw. 

Ich darf daran erinnern, daß in der letzten Zeit 
an der Mauer in Berlin mehr geschossen worden ist 
als in der Vergangenheit, daß die andere Seite 
Tausende von Minen an der Demarkationslinie neu 
verlegt hat. Die Situation ist gespannter als vorher. 


Die andere Seite propagiert nicht nur ihre Politik 
der Abgrenzung, sondern sie führt sie mit allen 
Mitteln durch. Wir können darüber wirklich nicht 
hinweggehen. Man hätte sich die Antwort von drü- 
ben auf unsere so redlich gemeinte Entspannungs- 
politik in der Tat sehr viel anders vorstellen kön- 
nen. 

Das müssen wir alles sehr bewußt erkennen. Der 
Kollege Jung hat gestern in seiner Rede sehr ein- 
drucksvoll gesagt: Wenn man 1938 mehr zur Kennt- 
nis genommen hätte, was damals gesagt worden ist, 
wäre sehr viel schreckliches Unglück nicht passiert, 
was nachher all unsere Völker aufs schwerste be- 
lastet hat. 

Herr Bauer, Sie meinten, daß man nach 20 Jah- 
ren kalten Krieges nicht erwarten könne, daß nun 
mit einem Federstrich alles anders würde. Zunächst 
einmal muß man genau erkennen, wer eigentlich 
den kalten Krieg provoziert hat und wer all die 
Schwierigkeiten aufgebaut hat, unter denen die 
Menschen nun seit mehr als 20 Jahren so furchtbar 
leiden. 

Ich glaube, daß wir, wenn wir vor dem Abschluß 
der Verträge mehr Geduld gehabt hätten, den Ab- 
bau der Spannungen und der Schwierigkeiten viel 
eher hätten durchsetzen können. Österreich, Herr 
Kollege Czernetz, ist mir wirklich ein Beispiel dafür, 
was ein Land durchsetzen kann, wenn es Geduld 
und einen festen Willen hat und einem festen Ziel 
nachstrebt. 

Sie glauben hier, Herr Kollege Czernetz, als ein- 
ziger in dieser Versammlung, daß die Institutionali- 
sierung der Europäischen Sicherheitskonferenz 
nichts mit einem Unterlaufen der europäischen Insti- 
tutionen zu tun habe. Dem muß ich sehr widerspre- 
chen. Es ist einfach festzustellen, daß von der Seite 
des Ostens immer dann neue Pläne für eine Euro- 
päische Sicherheitskonferenz, für die Kooperation 
von Ost und West eingebracht wurden, wenn wir 
in Europa einen Fortschritt in unserer Zusammen- 
arbeit und bei der Institutionalisierung erreicht hat- 
ten. Das kann man an der Geschichte der letzten 
20 Jahre ständig feststellen. Auch heute werden 
wir ganz sicher noch aus Prag entsprechende Dinge 
zu hören bekommen, denn wir befinden uns unmit- 
telbar in der Zeit nach der Unterzeichnung der Er- 
weiterungsverträge der EWG in Brüssel. Im Sinne 
einer Unterwanderung der europäischen Institutio- 
nen sprach z. B. auch Schukow im Sommer 1970 in 
Bonn. Ich könnte Ihnen zu diesem Thema eine ganze 
Reihe von Zitaten vorlegen. 

Herr Sieglerschmidt, Ihnen hat Herr Kollege Am- 
rehn bereits geantwortet. Ich kann das, was ich ge- 
stern zur Umkehrung des Junktims durch die Russen 
im Zusammenhang mit dem Berlin-Abkommen ge- 
sagt habe, nicht zurücknehmen. Ich kann das in 
keiner Weise entschuldigen. 

Herr Stewart, ich glaube, daß die Russen mit dem 
Ergebnis der Vierinächte-Verhandlungen über Ber- 
lin durchaus zufrieden sein können. Wir dürfen das 
nicht nur isoliert sehen, sondern wir müssen den 
Gesamtrahmen beachten. Mit diesem Abschluß hat 
Rußland die Zustimmung des Westens zur Sicher- 
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heitskonferenz erreicht. Wenn Rußland in einer Art 
und Weise auf die Sicherheitskonferenz drängt, wie 
wir das gerade in diesen Wochen erleben, so hat es 
doch handgreifliche Interessen. 

Im übrigen hat meines Erachtens die Debatte eine 
große Übereinstimmung mit der grundsätzlichen An- 
sicht Ihres Berichterstatters erbracht, daß wir alle 
mit einem gemeinsamen Konzept und abgestimmt in 
eine Sicherheitskonferenz hineingehen sollten. Nur 
dann hat sie Aussicht auf Erfolg, nämlich Aussicht 
auf einen echten Abbau der Spannungen, auf Stabi- 
lität und Frieden in der Welt. (Beifall) 


Tagesordnungspunkt: 

Rede des österreichischen Außenministers 
Dr. Rudolf Kirchschläger 

Amrehn (CDU/CSU): Herr Präsident, darf ich 
Ihren Worten des Dankes an den Herrn Minister 
vor meiner Frage den speziellen Dank dafür an- 
schließen, daß er den notwendigen Pragmatismus 
politischer Ausführungen eines Ministers zu An- 
fang seiner Rede in den größeren Zusammenhang 
einer geistigen Schau und der Zielsetzung gestellt 
hat, dem Menschen zu dienen. Dies hat ihn im spä- 
teren Verlauf seiner Rede auch den Satz sagen las- 
sen, der mir besonders eindringlich und überzeu- 
gend erschien, daß der Friede in der Welt gestützt 
sein müsse auf sachlich begründetes Vertrauen und 
nicht auf Abschreckung durch Waffen, über diesen 
Satz habe ich einen Augenblick nachgedacht, und ich 
möchte den Herrn Minister um eine Erläuterung in 
folgender Hinsicht bitten. 

Sachlich begründetes Vertrauen kann beruhen auf 
geistigen Gemeinsamkeiten oder auf konkreten 
Interessen. Der Friede, um den es hier geht, ist 
ein Friede zwischen Nord und Süd und — worauf 
es uns in erster Linie ankommt — ein Frieden in 
der Auseinandersetzung zwischen Ost und West mit 
dem Ziel einer Befriedung dieser Beziehungen. Nun 
finde ich, daß es gerade in diesem Bereich der Ost- 
West-Beziehungen weder eine gemeinsame geistige 
Grundlage, eine gemeinsame Ideologie, gemeinsame 
Vorstellungen über Menschenrechte und ihre Ver- 
wirklichung gibt, noch daß andererseits gleiche kon- 
krete Interessen in bezug auf die Herstellung des 
uns vorschwebenden Herrschaftsmodells oder die 
Freiheit der Menschen im Sinne unserer Demokratie 
oder die Frage des Einflusses auf Entwicklungslän- 
der bestehen. 

Wenn es sowohl in diesen geistigen Bereichen wie 
bei den konkreten Interessen an sachlicher Begrün- 
detheit fehlt, so muß man sich fragen, ob am Ende 
nicht doch das, was Sie sachlich begründetes Ver- 
trauen genannt haben, wieder auf den Respekt vor 
der Kraft des anderen oder auf Abschreckung hin- 
ausläuft. Ich glaube, daß man von daher eine Er- 
läuterung erbitten darf, wie Sie das meinen. 

Eine weitere Frage schließe ich an die Antwort 
an, die Sie an Herrn Björk gegeben haben. Welche 
Bedeutung messen Sie der Tatsache bei, daß im 


Zusammenhang mit der Vorbereitung der Sicher- 
heitskonferenz und der Erörterung, ob auch Fragen 
der ausgewogenen gegenseitigen Abrüstung — im 
Zusammenhang oder nebenher — besprochen wer- 
den sollen, die Einladung der NATO an die Mos- 
kauer Regierung, Herrn Brosio zum Gespräch zu bit- 
ten, seit Oktober nicht beantwortet worden ist? 

Außenminister Dr. Kirchschläger erklärt, daß er 
mit dem „sachlich begründeten Vertrauen" auch 
einen Zustand gemeint habe, in welchem man auf- 
grund von in der Vergangenheit — die jetzt noch 
Zukunft sei — gesetzten Handlungen von einem 
Vertrauen werde sprechen können. Daß der frü- 
here NATO-Generalsekretär Brosio noch nicht in der 
Sowjetunion empfangen worden sei, führe er darauf 
zurück, daß in der Sowjetunion die Diskussion dar- 
über, ob entgegen der ursprünglichen sowjetischen 
Stellungnahme zur Sicherheitskonferenz ein Tages- 
ordnungspunkt „Verminderung des Militärpoten- 
tials" aufgenommen werden solle, noch nicht völlig 
abgeschlossen sei. 

Roser (CDU/CSU): Herr Bundesminister, Sie 
haben als das fundamentale Prinzip der auswärtigen 
Beziehungen die friedliche Koexistenz genannt, 
neben der die ideologische Auseinandersetzung 
durchaus herlaufen könne. Sind Sie dessen sicher, 
daß der Partner, der diesen Begriff der friedlichen 
Koexistenz geprägt und in die Weltpolitik einge- 
führt hat, darunter auch tatsächlich das versteht, 
was wir darunter verstehen? 

Ich stelle diese Frage vor dem Hintergrund der 
Tatsache, daß die politischen und ideologischen Füh- 
rer der Sowjetunion auch nach Unterzeichnung des 
Moskauer Vertrags wiederholt darauf hingewiesen 
haben, das Prinzip der friedlichen Koexistenz 
schließe die Bemühungen um die Unterstützung der 
weltrevolutionären Ziele des Kommunismus nicht 
aus, sondern involviere sie. Ich steile diese Frage 
auch vor dem Hintergrund der Tatsache, daß im 
Anschluß an die erste Erörterung auf der Konferenz 
in Wien das große Debakel von Kuba kam. 

Außenminister Dr. Kirchschläger erwidert, die So- 
wjetunion habe den Westen nie darüber im Un- 
klaren gelassen, daß sie unter dem Prinzip der fried- 
lichen Koexistenz eine Art friedlichen Wettbewerbs 
auf ökonomischer und kultureller Basis verstehe, 
neben dem die ideologische Auseinandersetzung un- 
gemindert weitergehe. 


noch; Tagesordnungspunkt: 

Ost-Westbeziehungen und die Vorbereitung 
einer Konferenz über die Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa 

(Drucksache 3059) 

Berichterstatter: Abgeordneter Sir John Rodgers 

Blumenfeld (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich 
möchte mich Ihren Worten des Dankes an Sir John 
Rodgers noch einmal ausdrücklich anschließen. Ich 
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weiß, wie groß die Arbeit gewesen ist, die er sich j 
gemacht hat. Ich möchte gleichzeitig auf die Rekord- j 
zahl von 28 Debatterednern — nicht eingeschlosscn 
die Berichterstatter und Vorsitzenden — • hinweisen 
und mich bei ihnen für die ausgiebige und hoch- 
interessante Debatte bedanken, die einen sehr gro- 
ßen Spannungsbogen gezogen hat. Wie sollte es bei 
einem so ungeheuer explosiven, grundsätzlichen 
politischen Thema auch anders sein? 

Gestatten Sie mir, Herr Präsident, zwei Beispiele j 
zu erwähnen, was in eine solche Debatte an Ver- 
wirrung hineingeraten kann. Ich meine erstens den 
Beitrag unseres belgischen Kollegen Beghin, der 
gestern in seinem sicherlich persüniicli gehaltenen 
Bemühen um Argumente für die Anerkennungspoli- 
tik gegenüber der DDR tatsächlich meinte, daß in der 
DDR heute frei gewählte politische Parteien existier- 
ten. Eine größere Verwirrung kann ich mir eigentlich 
kaum vorstellen. 

Darüber hinaus hat unser verehrungswürdiger 
Kollege Mr. Stewart gestern einen Ausspruch getan, 
der eben auch zeigt, wie notwendig die Gegenposi- 
tionen in einer solchen Debatte sind. Er hat nämlich 
gesagt, er hoffe und glaube, daß sich durch die 
Berlin-Vereinbarung nun mehr Bewegungsfreiheit 
auf beiden Seiten der grausamen Mauer, wie er sich | 
ausdrückte, ergeben werde. Nichts davon ist der j 
Fall, sondern in diesen Verträgen ist nur eine sehr | 
bedingte und durch die Maßnahmen der DDR-Regie- 
rung relativierte Bewegungsfreiheit für die West- 
berliner zugesichert worden, deren Praktizierung 
allerdings, wie wir wissen, noch aussteht. 

Herr Präsident, ich möchte mit einem Blick auf die 
fortgeschrittene Zeit nur noch eine Bemerkung zum 
technischen Ablauf machen und zwei grundsätzlidie 
Gedanken äußern. Der Berichterstatter hat erwähnt, 
daß wir in der Politischen Kommission heute einen 
Änderungsantrag Nr. 1 und gleichzeitig den Zusatz- 
antrag zu diesem Änderungsantrag, der von dem 
Kollegen Czernetz und mir eingebracht worden ist, 
behandelt haben. Ich freue mich, mitteilen zu kön- 
nen, daß die Kommission diesen Änderungsantrag 
praktisch einmütig angenommen hat. Damit, Herr 
Präsident, steht nunmehr seitens der federführenden 
Kommission ein einziger Antrag zur Abstimmung, 
der die §§ 2 und 3 ersetzen soll. Es ist der Zusatz- 
antrag zum Antrag Nr. 1 im Text, wie er Ihnen 
vorliegt. 

Was den Änderungsantrag Nr. 2 von Herrn Hofer 
und Kollegen betrifft, so hat die Politische Kommis- 
sion mit Mehrheit beschlossen, diesen nicht zu akzep- 
tieren. Der Antrag Nr. 2 von Herrn Hofer liegt also 
in seiner ursprünglichen Form vor. Es wird aber von 
der Politischen Kommission nicht unterstützt. 

Herr Präsident, ich möchte noch ein Wort dazu 
sagen, warum dieser zusätzliche Änderungsantrag 
gestellt worden ist. Wir waren der Meinung — - ich 
freue mich, daß hier Übereinstimmung bestand — , 
daß die Beratende Versammlung des Europarates in 
einer so wichtigen politischen Debatte nicht den An- 
schein erwecken sollte, als ob sie sich unmittelbar 
in parlamentarisch-politische Vorgänge in einem 
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ihrer Mitgliedstaaten einmischen wolle. Wir haben 
die Aufgabe, die großen politischen Linien in den 
Ost-West-Beziehungen und bei den Vorbereitungen 
für eine Europäische Sicherheitskonferenz aufzu- 
zeigen, aber keine Bewertung, weder von Regie- 
rungsmaßnahmen noch von Maßnahmen oder Ge- 
danken der politischen Opposition in dem jewei- 
ligen Land, vorzunehmen. Ich möchte in diesem Zu- 
sammenhang an unsere Debatten über Nordirland 
erinnern, von denen wir mit Sicherheit noch einige 
erwarten können. 

Ich freue mich auch, feststellen zu können, daß wir 
trotz der Intensität, mit der die Debatte geführt 
worden ist, den Debattegegner nicht etwa verdäch- 
tigt haben, ein kalter Krieger oder ein schwächlicher 
Appeaser zu sein. Wir sollten uns davor hüten, die 
politischen Propagandatrompeten der Kommunisten 
in unsere Debatten Eingang finden zu lassen. 

Die eigentliche Priorität im Hinblick auf die Dinge, 
die zur Sicherheitskonferenz gesagt worden sind, 
liegt nach meiner Auffassung — als Vorsitzendem 
der Politischen Kommission sei es mir gestattet, auch 
dazu eine persönliche Meinung zu haben — im wei- 
teren Aufbau des europäischen Einigungswerks. Wir 
sollten uns bemühen, es zielstrebig, von Stufe zu 
Stufe voranzubringen. Der Aufbau Westeuropas ist 
bei Gott kein Sandkastenspiel für große Theoretiker 
und auch kein Thema für oratorische Meisterleistun- 
gen in oder außerhalb der Parlamente. 

Wir stehen nämlich bei diesem Einigungswerk 
unter einem starken machtpolitischen Druck von 
außen, und wir stehen auch unter Zeitdruck. Das 
Verteidigungsbündnis der NATO, die politische 
Identität des freien Europas, in Partnerschaft ver- 
bunden mit Nordamerika, und die Sicherheit auf un- 
serem europäischen Kontinent stehen in einem un- 
auflöslichen Zusammenhang. Da gibt es nach meiner 
Auffassung keine Alternative und keine anderen 
Ziele oder Bewegungen, und seien sie noch so edel 
motiviert, wie insbesondere gesamteuropäische Ziel- 
setzungen und ähnliches. Alle diese Zielsetzungen 
müssen nach meiner Auffassung den von mir ge- 
nannten Prioritäten untergeordnet werden. 

Ich glaube, daß das freie Westeuropa allein auf 
diesem Wege endlich zu dem handlungsfähigen Part- 
ner werden kann, den unser großer Verbündeter, 
die Vereinigten Staaten von Nordamerika, seit eh 
und je fordert. Nur dann können wir ein gleich- 
wertiger Partner in der internationalen Politik wer- 
den und gegenüber der Hegemonialmacht im Osten, 
der Sowjetunion, die Unabhängigkeit und Sicherheit 
bewahren, deren Erhaltung wir uns zur Aufgabe 
gemacht haben. Dies ist die Aufgabe der Nationen 
des freien Europas. Diese große Aufgabe können wir 
gemeinsam wahren, wir können sie aber auch ver- 
spielen. In den letzten 27 Jahren seit Ende des 
Zweiten Weltkrieges hat uns diese Politik den Frie- 
den in Europa erhalten. Allerdings hat die Freiheit, 
wie wir sie verstehen, bislang keinen Meter an 
Boden gewinnen können. Die Geschichte ist weder 
günstig noch ungünstig, sondern sie ist unerbittlich. 
(Beifall) 
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Dr. Furier (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich 
möchte nur einige kurze Bemerkungen machen und 
dieses Amendement unterstützen. Ich bin dafür, daß 
Ziffer 7 e gestrichen wird, in der gefordert wird, daß 
ein ständiges Organ zur Sicherheit und zur Zusam- 
menarbeit zwischen Ost und West gebildet wird, das 
die Aufgabe hat, die Dinge, die beschlossen worden 
sind, in Kraft zu setzen, wirksam zu machen. Ich 
glaube, es ist mindestens äußerst verfrüht, so etwas 
zu sagen. Wenn wir im Jahre 1970 einmal etwas 
ähnliches beschlossen hatten, so bedeutet das nicht, 
daß man nicht im Laufe von zwei Jahren zu einer 
anderen Meinung kommen kann. Denn erstens ist 
es sehr unklar, wie es mit einem solchen Organ 
steht, welches seine wirklichen Kompetenzen sind. 
Wenn es nur die Aufgabe hat, die Beschlüsse der 
Konferenzen durchzusetzen — mettre en oeuvre — , 
dann werden Sie wahrscheinlich Enttäuschungen er- 
leben, wenn Sie das Organ bilden. Denn ich glaube 
nicht — es soll ja auch zur Kontrolle dasein — , daß 
sich die Ostseite durch ein solches Organ kontrol- 
lieren oder dadurch gar Beschlüsse in Kraft setzen 
läßt, die vielleicht ihren inneren Widerwillen her- 
vorgerufen haben, während wir wahrscheinlich 
schon alles getan haben, was auf dieser Ost-West- 
Konferenz beschlossen werden kann. Wir würden 
wahrscheinlich eher geneigt sein, uns dann einer 
Kontrolle zu unterziehen, obwohl ich sie nicht für 
erwünscht halte. Das Ganze stärkt nicht die Stellung 
des Westens, sondern bringt sie in Schwierigkeiten. 

Herr Czernetz hat gesagt: Spannung ermüdet, 
aber Entspannung kann zur Sorglosigkeit führen. Im 
westlichen Lager mag man sagen: Wir haben ja ein 
Organ, das sich ständig üm die Durchsetzung dieser 
Entspannung sowohl militärisch wie auch politisch 
und wirtschaftlich bemüht; da brauchen wir nicht 
mehr viel zu tun; was kann schon passieren? Bis es 
einmal ein jähes Aufwachen gibt, weil nämlich 
anderes — trotz dieses Organs — zumindest im 
Osten geschehen sein kann! 

Dann noch zwei Gesichtspunkte! Wir wissen doch 
alle, daß wir im Westen in dieser Konferenz rein 
politisch wahrscheinlich schlechter dastehen werden 
als der Osten — militärisch wie geographisch 
usw. — , vor allem deshalb, weil wir für uns Euro- 
päer, für Europa noch keine einheitliche Stimme 
haben, die sich gegenüber dem Osten wirklich 
durchsetzen könnte. 

Ich hatte die Ehre, als Präsident des Europäischen 
Parlaments bei der Unterzeichnung der Verträge ein- 
geladen zu sein. Es war sehr eindrucksvoll. Man hat 
natürlich gesehen, daß es einen ungeheuren Fort- 
schritt in Richtung auf die Bildung eines neuen 
Europas gab. Es war zweifellos ein großer Fort- 
schritt. Gerade die Ministerpräsidenten der beitre- 
tenden Länder haben alle sehr positiv europäisch ge- 
sprochen und sich dafür eingesetzt, daß wir zusam- 
menwachsen. 

Aber noch haben wir keine politische, keine au- 
ßenpolitische Union, also kein Zusammenwirken in 
der Außenpolitik. Von Zusammenwirken in der 
Sicherheitspolitik ist gar keine Rede. Wir gehen in 
diese Konferenzen trotz des wachsenden Europas, j 


das wir begrüßen, im alten Zustand hinein, wobei 
die einzelnen Staaten oft ihre differenzierende Hal- 
tung haben. Das ist natürlich eine Situation, in der 
wir ein solches ständiges Kontroll- und Durchset- 
zungsorgan bei der Differenzierung der Macht und 
der Mentalität nicht brauchen können. Zumindest ist 
es heute sehr verfrüht und nach meiner Meinung 
auch taktisch unklug, der Gegenseite so etwas vor- 
zuschlagen. 

Amrehn (CDU/CSU): Herr Präsident, eine Er- 
klärung zur Abstimmung! Ich habe bei der Gesamt- 
abstimmung mit Nein gestimmt. Selbstverständlich 
bin ich nicht gegen eine Harmonisierung der Mei- 
nungen der westlichen Welt und nicht gegen eine 
gemeinsame Vorbereitung der Sicherheitskonferenz 
und auch nicht gegen Abrüstung. Aber in dieser 
Entschließung liegt das Hauptgewicht auf der darin 
ausgesprochenen Unterstützung der Verträge von 
Moskau und Warschau und der Einschätzung, daß 
die Berlin-Regelung befriedigend sei. Dies hat mich 
veranlaßt, gegen die Gesamtentschließung zu stim- 
men. 


Tagesordnungspunkt: 

Europäische Raumfahrtpolitik 

(Drucksache 3064) 

Berichterstatter: Abgeordneter Treu 

Frau Dr. Walz (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
haben dem verehrten Kollegen Treu für einen vor- 
züglichen, kenntnisreichen und politisch konsequen- 
ten Bericht zu danken, wenn er auch vielleicht im 
Hinblick auf Amerikas Absicht, mit uns zu teilen, 
ein bißchen zu optimistisch ist. Seine Empfehlungen 
weisen hilfreich in die Zukunft. Ihre Befolgung 
würde Europa den Platz in der Raumfahrt sichern, 
der ihm auf Grund seiner Bevölkerungszahl, seiner 
technologischen Fähigkeiten und seines politischen 
Gewichts zukommt. 

Ich möchte Bemerkungen zu zwei Punkten des 
Berichts machen: erstens zu einer europäischen 
NASA und zweitens zum AEROSAT-Abkommen, 
das augenblicklich völlig in der Luft hängt. 

Erstens zur europäischen NASA! Obwohl der Mi- 
nisterrat auf eine Empfehlung der WEU hin kürzlich 
eine äußerst vage Antwort zu diesem Projekt ge- 
geben hat, haben sich die Aussichten dafür verbes- 
sert. Der ESRO-Rat billigte auf seiner Sitzung am 
8. und 9. Dezember eine umfassende Resolution zur 
Reform der Organisation und ihrer Konvention so- 
wie ein Programm für 1972 bis 1980. Mit dieser Re- 
solution wird die ESRO in die Lage versetzt, ein 
Programm von Nutzsateiliten wie von wissenschaft- 
lichen Satelliten durchzuführen. Der Rat entschied 
ferner, der Organisation eine konzertierende und 
koordinierende Rolle hinsichtlich aller Weltraum- 
programme in der Organisation und in den natio- 
nalen Institutionen zuzuweisen. Da CETS in ESRO 
j aufgegangen ist und der Rat auch die politische Linie 
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für die Trägerraketenentwicklung festgelegt hat, 
zeigt sich hier — ich würde beinahe sagen: zum 
erstenmal — ein hoffnungsvoller Ansatz für eine 
abgestimmte europäische Weltraumpolitik. Aber 
mehr als ein Ansatz ist es natürlich nicht. 

Zweitens zum AEROSAT- Abkommen! Dieses 
AEROSAT- Abkommen, das für uns Europäer ein 
Testfall ist, wie weit die Amerikaner wirklich bereit 
sind, mit Europa zusammenzuarbeiten, ist leider 
nicht, wie vorgesehen, am 6. Januar dieses Jahres 
unterzeichnet worden, obwohl es inzwischen sieben 
europäische Staaten gezeichnet haben, was auch eine 
Seltenheit ist. 

Sie kennen die Vorgeschichte: Nachdem ESRO und 
NASA gemeinsam am präoperationeilen Satelliten 
gearbeitet hatten, wurde die Zuständigkeit von der 
amerikanischen Regierung der NASA entzogen und 
auf die FAA übertragen, die zunächst ohne Europa 
pazifische und atlantische aeronautische Satelliten 
starten wollte. Es gelang dann in Verhandlungen, 
auf den alten Stand gemeinsamer Arbeit zurückzu- 
kommen. 

Inzwischen hat sich aber in Amerika die COMSAT 
— das Organ der INTELSAT — eingeschaltet und in 
zwei sehr unverblümt protektionistischen Briefen 
die amerikanische Regierung aufgefordert, die Auf- 
träge nur an COMSAT zu vergeben. Dabei ist zu be- 
merken, daß einzelne europäische Regierungen das 
INTELSAT- Abkommen unter dem ausdrücklichen 
Hinweis unterzeichnet haben, daß es ein Schritt zu 
noch engerer Zusammenarbeit sein solle, daß es 
also sozusagen eine Vorleistung der Europäer sei, 
damit das AEROSAT-Abkommen, wie ursprünglich 
vorgesehen war, zustande komme. Hierbei haben 
die Europäer auch immer das Ziel einer faktischen 
Bindung der operationeilen Phase an die präopera- 
tioneile verfolgt. 

Die Unterzeichnung am 6. Januar ist also nicht zu- 
stande gekommen. Aber die Nachrichten aus ameri- 
kanischen Regierungskreisen lauten verhältnismä- 
ßig positiv. Eine negative Antwort würde die Post- 
Apollo-Gespräche zuungunsten unserer Teilnahme 
präjudizieren. Wir europäischen Parlamentarier 
müssen darauf bestehen, daß alles getan wird, um 
die egoistische und nationalistische Verhandlungs- 
linie der COMSAT nicht weiter zu stärken. 

In seinem Brief vom 23. Dezember 1971 an Unter- 
staatssekretär Johnson hat Minister Lefevre insbe- 
sondere auf das AEROSAT-Abkommen verwiesen, 
aber nochmals betont die Auskunft von den Ameri- 
kanern verlangt, ob die Amerikaner bereit seien, 
zuzusichern, für Regionalsysteme amerikanische 
Trägersatelliten zur Verfügung zu stellen. Es ist 
nämlich leider nicht so, Herr Kollege Treu, daß das 
so sicher wäre; bisher haben wir immer noch ver- 
hältnismäßig vage Zusicherungen. M. Lefevre ver- 
weist ferner darauf, daß die Stellvertreter der Mini- 
ster der europäischen Raumfahrtkonferenz erneut 
2,25 Millionen Dollar bewilligt hätten, damit die Stu- 
die über die technische Basis der Verhandlungen 
fortgesetzt werden könne. Die ersten Expertenge- 
spräche haben stattgefunden und sollen im Februar 
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fortgesetzt werden. Minister Lefevre hofft, im Früh- 
jahr auch die politischen Konsultationen aufnehmen 
zu können. 

Versuchen wir, meine Damen ünd Herren, ebenso 
optimistisch wie Monsieur Lefevre zu sein, und las- 
sen wir uns durch die sicher nicht ausbleibenden 
Fehlschläge — hier wollen wir das AEROSAT-Ab- 
kommen erst einmal abwarten — nicht entmutigen. 
Raumfahrt kann heute, wie Kollege Treu betont hat, 
nur noch gemeinsam betrieben werden, weil auch 
die übrigen Vorhaben zum Nutzen und zum Fort- 
schritt unserer freiheitlichen Gesellschaftsordnung 
hohe und höchste finanzielle Mittel erfordern. Eine 
faire Zusammenarbeit fördert uns Europäer und die 
atlantische Gemeinschaft. (Beifall) 


noch: Tagesordnungspunkt: 

Uberschallflüge 

(Drucksachen 3071, 3072 u. 3089) 

(Fortsetzung der Debatte vom Samstag, 

22. Januar 1972) 

Frau Herklotz (SPD), (Berichterstatterin): Herr 
Präsident, ich darf mich heute recht kurz fassen. Die 
Debatte am Samstag hat gezeigt, wie außerordent- 
lich vielschichtig und vielseitig sich dieses Thema 
darstellt. Es war die Aufgabe des Ausschusses für 
soziale und Gesundheitsfragen, die Auswirkungen 
des Überschallflugs in der Zivilluftfahrt auf die Um- 
welt, auf den Menschen, zu untersuchen. Wir haben 
uns dieser Aufgabe eingehend unterzogen und wir 
haben es uns dabei nicht leichtgemacht. Ich bin auch 
der Meinung, daß wir dieses Thema von allen Sei- 
ten angehen müssen, frei von Emotionen, nüchtern, 
realistisch. Das haben wir in unserem Ausschuß ge- 
tan. 

Hier darf ich wiederholen: Niemand hat sich im 
Grunde gegen das Projekt der Concorde gewandt. 
Wer unseren Bericht, wer die Entschließung genau 
liest, findet, daß wir immer von dem Einsatz der 
Uberschallfliegerei in großem Ausmaß und im regu- 
lären Flugbetrieb reden. Wenn dieser Einsatz er- 
laubt ist, soll festgestellt sein, ob die möglichen 
Risiken, die möglichen Schäden ausgeschaltet sind. 

Ich darf mich hier auch auf Herrn Bundesminister 
Genscher beziehen, der in unserer Versammlung 
gesprochen und gesagt hat; Die durch die zivilisa- 
torische Entwicklung entstandenen und entstehen- 
den Konflikte zwischen ökonomischen Interessen 
und Belangen des Umweltschutzes sind lösbar. Bei 
dem Stand unserer Wissenschaft müssen diese Dinge 
schneller lösbar sein als früher. Es ist Aufgabe der 
Umweltpolitik, diese Konflikte zu lösen. Dazu ist 
es unabdingbar, daß bisher gültige Zielvorstellungen 
und Gewohnheiten im wirtschaftlichen und im sozia- 
len Bereich kritisch überprüft werden. 

Nun wurde am Samstag von Herrn Kollegen Lloyd 
ein Änderungsantrag eingebracht, mit dem sich der 
Ausschuß für soziale und Gesundheitsfragen in sei- 
ner gestrigen Sitzung befaßt hat. Ich darf hier mit- 
teilen, daß der Ausschuß mit 16 gegen 3 Stimmen 
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bei 1 Enthaltung beschlossen hat, den Änderungs- 
antrag des Herrn Kollegen Lloyd abzulehnen und 
bei unserem Entschließungsentwurf zu bleiben, wie 
er in Dokument 3071 (neu) Amendement 9 enthal- 
ten ist. Hierzu darf ich sagen, daß die Änderungs- 
anträge 1 bis 6 vom Ausschuß in der vergangenen 
Woche einstimmig gebilligt worden sind und nun 
in einem neuen Papier vorliegen, das den Entschlie- 
ßungsentwurf in Dokument 3071 ersetzt. Ich sage 
das, damit es hier später keine Verwechslungen gibt. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, vorhin 
hat Herr Vedovato gesagt: Man muß den techni- 
schen Fortschritt und den Umweltschutz in Einklang 
bringen. Das wollen auch wir. Deshalb bitte ich Sie 
um Annahme des Entschließungsentwurfs, wie ihn 
der Sozial- und Gesundheitsausschuß vorlegt. (Bei- 
fall) 

Der französische Abgeordnete Moulin schlägt vor, 
die Abstimmung über die Empfehlung (Drucksache 
3089 ) und die hierzu eingebrachten Änderungsan- 
träge auf die Maisitzung zu vertagen, wejl hier Stel- 
lung bezogen werde gegen ein ziviles Überschall- 
flugzeug, das es noch gar nicht gebe. 

Frau Herklotz (SPD): Herr Präsident, auch ich 
möchte dem Antrag widersprechen, den gesamten 
Punkt auf diese Maisitzung zu vertagen; denn im 
Mai hätten wir genau die gleiche Diskussion zu füh- 
ren und wir stünden dann vor der gleichen Situa- 
tion. Ich möchte hier nur auf Punkt 16 im Amende- 
ment Nr. 9 verweisen, wo die militärischen Über- 
schallflüge angesprochen sind und wo wir von den 
Mitgliedsländern verlangen, weltweite Anstrengun- 
gen zu machen, um schädliche Wirkungen festzu- 
stellen und zu unterbinden. Es wird ganz bestimmt 
der Tag kommen, wo wir uns hier in dieser Ver- 
sammlung auch über die Auswirkungen der militä- 
rischen Überschallflüge werden unterhalten müssen. 

Ich bitte deshalb, diesen Geschäftsordnungsantrag 
auf Vertagung auf die Maisitzung abzulehnen. 

Der französische Abgeordnete Valleix erklärt, daß 
das Problem darin bestehe, zu wissen, ob die Aus- 
wirkungen von Überschallflügen noch bei weiteren 
Experimenten überprüft oder ob solche Flüge über- 
haupt verboten werden müßten. Er spricht sich für 
die Fortführung der Experimente aus und lehnt es 
ab, schon jetzt ein Verbot von Überschallflügen zu 
empfehlen. 

Frau Herklotz (SPD): Herr Präsident, ich wollte 
nur in aller Kürze darauf aufmerksam machen, daß 
in dem Bericht nichts von einem Verbot steht. Die- 
ses Wort ist in dem Bericht nicht enthalten. Es heißt 
stets, daß Flüge in großem Ausmaß und Flüge im 
regulären Flugbetrieb nicht erlaubt werden sollten, 
bis die entsprechenden Feststellungen getroffen 
seien. Es heißt niemals, daß sie verboten werden 
sollten. Wenn man also sagt, daß diese Flüge nicht 
stattfinden sollen, muß man auch den Zusatz anfüh- 
ren. Man darf nicht etwas in den Raum stellen, was 
in dem Bericht nicht enthalten ist. 


Tagesordungspunkt : 

Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Wissenschaft und Technologie 

(Drucksache 3063) 

Berichterstatter: Abgeordneter De Grauw 

Frau Dr. Walz (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
haben dem Kollegen Pecoraro für seinen ganz aus- 
gezeichneten Bericht zu danken, der uns einen vor- 
züglichen Einblick in den dornenreichen Weg euro- 
päischer Zusammenarbeit auf dem wissenschaftlich- 
technologischen Sektor vermittelt. Als Politiker müs- 
sen wir uns allerdings fragen, ob sein Glaube an die 
Effizienz „moderner Organisationstheorie und 
Managementpraxis'' als Heilmittel für die europä- 
ische Misere nicht doch ein wenig zu optimistisch 
ist. Denn es hat ja bisher hauptsächlich an einer kon- 
kreten und kohärenten Projekt- und Programmzu- 
sammenarbeit gefehlt. Gerade diese hat der Aigrain- 
Bericht durch Sachverhaltsanalysen gefordert, die 
auf die konkreten Operationen bezogen werden 
müssen und nicht nur Tatbestände theoretisch ana- 
lysieren dürfen. 

Wir dürfen uns in bezug auf PERSEUS I und seine 
Fortsetzung keine allzu großen Illusionen machen. 
PERSEUS I ist eine theoretische Studie; sie ist sicher, 
da von der Universität von Sussex durchgeführt, 
von hohem wissenschaftlichem Wert, aber ohne ge- 
nügenden Praxisbezug für uns Politiker, was auch 
weniger die Aufgabe einer Universität sein kann. 
Aber der wissenschaftliche und der politische Wert 
sind nun einmal nicht identisch. 

PERSEUS I konzentriert sich weiter auf das Krisen- 
management. Nun sind aber internationale Krisen 
nur zum geringsten Teil Organisations- oder 
Managementkrisen. Sie beruhen vielmehr in erster 
Linie auf unterschiedlichen nationalen und fehlen- 
den internationalen Zielen, die die Politiker setzen 
müssen. Die „Operationabilität" theoretischer Stu- 
dien wird deshalb häufig überschätzt. Im Jahre 1971 
hat der OECD-Bericht für die 4. Wissenschaftsmini- 
sterkonferenz ausreichendes Wissen über Aktivitä- 
ten (Size of efforts), Typologie und die Ursachen 
der internationalen Zusammenarbeit und ihre Fehl- 
schläge erarbeitet. Wir sollten diesen Bericht auch 
für unsere Arbeit zugrunde legen. 

Gleichzeitig muß PERSEUS I international erör- 
tert werden. Wir sollten auch auf ein neues Smithers- 
Exercise drängen, wie es Mr. Lloyd schon 1969 vor- 
getragen hat, auch wenn dieses bei manchen inter- 
nationalen Organisationen auf große Zurückhaltung 
gestoßen ist. Auch negative Reaktionen anderer 
internationaler Organisationen haben ihren eigenen 
Aussagewert. PERSEUS II und PERSEUS III müssen 
den Praxisbezug unterstreichen, wenn sie uns Poli- 
tikern bei der Gestaltung unserer Politik helfen sol- 
len. 

Wir sollten als Europarat dieses für die Formulie- 
rung Europas so wichtige Thema in der Hand be- 
halten, solange die Entwicklung von COST, das 
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übrigens mit dem Agrarkomitee nichts zu tun hat, 
noch nicht absehbar ist. COST ist kein Studienaus- 
schuß, sondern ein Ausschuß für Zusammenarbeit 
bei bestimmten Projekten, der seine Arbeit soeben 
erst aufgenommen und seine erste Sitzung gehabt 
hat. Wir wissen noch nicht, wie sich das Ganze wei- 
terentwickeln wird. 

Wir sollten ferner auf der Konferenz von Lau- 
sanne die Abstimmung der Arbeiten internationa- 
ler Organisationen auf die Tagesordnung setzen, um 
weitere Arbeitsüberschneidungen zu vermeiden und 
zu einer Arbeitsteilung zu kommen. Diese muß bei 
einer Zusammenarbeit und Abstimmung der inter- 
nationalen Sekretariate einsetzen, die bisher je ihre 
eigene Konzeption verfolgen. Aber auch wir als 
Politiker, ob wir nun dem Europarat, der WEU, der 
Europäischen Versammlung oder der Nordatlanti- 
schen Versammlung angehören, müssen gemein- 
same Konzeptionen für diese Versammlungen in 
Zusammenarbeit mit unseren nationalen Regierun- 
gen zu erarbeiten suchen, damit auf einem jeweils 
begrenzteren Feld eine umfassendere Arbeit, zu- 
gleich in Stellvertretung für die anderen Organisa- 
tionen, geleistet werden kann. (Beifall) 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine lieben Kol- 
leginnen und Kollegen! Ich möchte zunächst Herrn 
De Grauw, dem Präsidenten des Ausschusses für 
Wissenschaft und Technologie, sehr herzlich für den 
hier vorgelegten Bericht und die Einstimmung dazu 
danken. Wir haben vorhin mit Kummer gehört, daß 
dieser Bericht möglicherweise für einige Zeit der 
letzte sein wird, der vom Herrn Kollegen De Grauw 
dieser Versammlung vorgelegt werden kann, da er 
— wir hoffen: nur für einige Zeit — ihr nicht mehr 
angehören wird. 

Deswegen sollte ich hier ähnlich wie vorhin Kol- 
lege Pecoraro als stellvertretender Vorsitzender des 
Ausschusses ein paar Worte auch für die hervorra- 
gende Weise finden, in der unser Kollege De Grauw 
den Wissenschaftsausschuß geleitet hat. Er hat den 
Vorsitz in einer Art und Weise geführt, daß wir 
alle von seiner großen politischen Erfahrung und 
außerdem von seinem Fachwissen profitieren konn- 
ten. Ich glaube, auch dies sollte man vor dieser Ver- 
sammlung sagen können: die große Freundlichkeit 
und die Herzlichkeit, mit denen Kollege De Grauw 
uns im Ausschuß ständig begegnete, haben allge- 
meine Anerkennung gefunden. 

Mit dem vorliegenden Bericht geht Herr Kollege 
De Grauw auf das vierte Treffen der Wissenschafts- 
minister der OECD-Länder am Ende des Vorjahres 
in Paris ein. Der Berichterstatter weist noch einmal 
auf die Themen der ersten drei Ministertagungen 
hin und führt dann aus, in welcher Form sich die 
Minister eine verbesserte Zusammenarbeit in der 
Grundlagenforschung und bei den Zukunftstechno- 
logien vorstellen. Durch beständiges Mahnen in 
dieser Versammlung, Einfluß auf die verschieden- 
sten europäischen Konferenzen zu nehmen, hat sich 
Kollege De Grauw als Präsident dieses Ausschusses 
sicher große Verdienste erworben. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt muß man sagen, 
daß sich für viele Bereiche in den internationalen 


Konferenzen deutliche Fortschritte abzeichnen. Wir 
haben in diesen Tagen mit Freude vernommen, daß 
sich die ESRO für die nächsten Jahre auf ein ge- 
meinsames Programm einigen konnte. Wir leben 
alle in der Hoffnung, daß es gelingen möge, auf die 
europäische Raumfahrtkonferenz auch aus diesem 
Hause so einzuwirken, daß dort bald ein umfangrei- 
ches Programm festgelegt und endgültig vereinbart 
werden kann. Gerade die Minister, die in unseren 
Ländern für Technologiefragen zuständig sind, wel- 
che auch in diesem Bericht unseres Kollegen aus- 
führlich angesprochen werden, konnten mit Schluß 
des Jahres doch noch einen beachtlichen Erfolg mel- 
den. 

Bei den jüngsten Beratungen — die Bundesrepu- 
blik Deutschland war dort durch Bundesminister 
Professor Leussink vertreten — wurden sieben Pro- 
jekte auf dem Gebiet von Forschung und techni- 
scher Entwicklung zur Unterschrift gebracht. Damit 
wurde im Sinne auch des vorliegenden Berichts ein 
deutlicher erster Schritt zu einer weit gespannten 
europäischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Forschung und der technischen Entwicklung getan. 

Die von der OECD — das hat der Berichterstat- 
ter hervorgehoben — , aber auch von dieser Ver- 
sammlung immer wieder erhoffte Einigung ist zu- 
stande gekommen. Auf der Sitzung, die ich gerade 
angesprochen habe, waren neben den Ministern aus 
zehn Ländern weitere Vertreter aus Norwegen, Dä- 
nemark, Irland, Schweden, der Schweiz, Österreich, 
Spanien und Portugal zusammen. Der Kreis wurde 
dann um Finnland, Griechenland, Jugoslawien und 
die Türkei erweitert. 

Zahl und Umfang der sieben Projekte, die ich 
hier angesprochen habe, könnten zunächst noch 
relativ bescheiden erscheinen. Doch wird man bei 
der Durchführung schrittweise zu einer umfassen- 
den Zusammenarbeit auf wissenschaftlichem und 
technologischem Gebiet kommen. Die Maßnahmen 
werden den Beteiligten bei multinationaler Arbeits- 
und Kostenteilung Zugang zu allen Kenntnissen er- 
möglichen, die die Partner im Rahmen dieses ver- 
einbarten Programms erreichen konnten. 

Ich darf nur einige Zielsetzungen, die mit Ende des 
Jahres vertraglich vereinbart werden konnten, er- 
wähnen. Wir haben ein europäisches Informatiknetz 
vereinbart. Ich könnte mir vorstellen, daß einer der 
Knotenpunkte in Zukunft hier in Straßburg ist, ein 
Knotenpunkt, von dem wir in unserer Arbeit sicher- 
lich auch erheblich werden profitieren können. Es 
ist eine Studie über die Ausbreitung Hertzscher 
Wellen vereinbart worden, an der sich Frankreich, 
die Schweiz, Jugoslawien und Italien beteiligen. Es 
sind Forschungsarbeiten über Werkstoffe für Gas- 
turbinen vereinbart worden; beteiligt sind die Bun- 
desrepublik Deutschland, Frankreich, Italien, Luxem- 
burg, Österreich, die Schweiz, Schweden, Großbri- 
tannien und auch die Europäischen Gemeinschaften. 

Es gibt einige Projekte, die den Themenkreis be- 
rühren, der in der vergangenen Woche hier eine 
große Rolle gespielt hat. Ich meine den Umwelt- 
schutz. Die natürliche Beseitigung von Schwefelver- 
bindungen aus der Atmosphäre, die Nachweisanlage 
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zur Identifizierung organischer Mikroverunreinigun- 
gen und schließlich Methoden, die zur Charakteri- 
sierung von Klärschlämmen entwickelt werden sol- 
len, — ■ das sind alles Probleme, die uns in der 
europäischen Zusammenarbeit einen Schritt weiter- 
bringen. 

Abschließend möchte ich sagen, daß Ihr Bericht, 
Herr Kollege De Grauw, in dieser Versammlung 
sicher weitergeführt werden wird. Wenn wir von 
dieser Position ausgehen, die wir heute hier vor 
uns haben, werden wir bei der Weiterführung die- 
ses Themenkreises immer wieder zu bewerten ha- 
ben, was für einen großen Einsatz Sie hierbei er- 
bracht haben. 

Ich weiß nicht, Herr Präsident, ob noch ein weite- 
rer Diskussionsredner zu diesem Thema angemel- 
det war. Ich bin vorhin der einzige gewesen. Dann 
würde ich sagen; dieser Bericht ist von den Kol- 
legen im Ausschuß einstimmig gebilligt worden. 
(Beifall) 


Tagesordungspunkt: 

Verwendung von Computern 
in den nationalen Parlamenten 

(Drucksache 3066) 

Berichterstatter: Abgeordneter Lloyd 

Richter (SPD) : Herr Präsident! Meine lieben Kol- 
leginnen und Kollegen! Was der Kollege Lloyd mit 
sehr sachlichen Worten und innerhalb weniger 
Minuten dargestellt hat, ist das Ergebnis zweijähri- 
ger Beratungen in einem Unterausschuß. Herr Lloyd 
ist ein exzellenter Fachmann. Ich glaube, es ist sein 
Verdienst, daß das Thema Computer in den Europa- 
rat eingeführt worden ist. 

Ich möchte, da der Bericht sehr umfassend ist, 
einiges darstellen, was im Deutschen Bundestag zu 
diesem Bereich vor sich geht. Ich gehe aber davon 
aus, daß das typisch für jedes andere Land in 
Europa sein sollte. 

Der Deutsche Bundestag befaßt sich seit dem 
Sommer 1968 mit dem Aufbau eines Dokumenta- 
tionszentrums für Parlamentsmaterial unter Anwen- 
dung der elektronischen Datenverarbeitung. Zusam- 
men mit einer Studiengruppe für Systemforschung 
wurden durch die Verwaltung des Bundestages 
detaillierte Vorstellungen festgelegt. Vier von die- 
sen Zielen sollte man in dieser Diskussion anspre- 
chen. 

Wir wollen erstens den Aufbau eines Dialogs- j 
Systems zur Erschließung der Parlamentsmaterialien 
und die automatisierte Erstellung eines Sach- und 
Sprechregisters. 

Wir wollen zweitens eine auf Daten umgearbei- 
tete Erschließung der abgeschlossenen Gesetzes- 
materialien. 

Drittens wollen wir die Entwicklung eines Thesau- 
rus. 


Viertens wollen wir den Aufbau eines Systems der 
gezielten Unterrichtung der Abgeordneten unter 
Einbeziehung auch derjenigen Daten, die bei den 
oberen Bundesbehörden erarbeitet worden sind. 

Schon jetzt zeichnet sich ab, daß es in der Bundes- 
republik in wenigen Jahren — auch hier im Europa- 
rat kann das nicht anders sein — möglicherweise 
zwei Typen von Abgeordneten geben wird: auf der 
einen Seite eine Gruppe von Kollegen, die mit dem 
Computer arbeiten werden, die mit dem Computer 
arbeiten können, Kollegen, die die Computersprache 
verstehen, diesen befragen können und die schnell 
Zugang zu einer großen Zahl von Informationen 
• — ■ in einer heute kaum vorstellbaren Menge — 
bekommen werden; auf der anderen Seite jene Kol- 
legen, die diese Hilfsmittel dann nicht ausnutzen 
können oder wollen. 

Die Anwendungsmöglichkeiten im nichtnumeri- 
schen Bereich werden im Deutschen Bundestag auf 
drei verschiedenen Ebenen gegeben sein: 

a) Zunächst werden in einem Dokumentationszen- 
trum die eigenen Sammlungen des Parlaments 
erschlossen. Vorgesehen ist hier unter anderem 
der Aufbau eines Dialogsystems zur Rückwärts- 
dokumentation der in den letzten 20 Jahren in 
die Bibliothek des Deutschen Bundestages aufge- 
nommenen Materialien. Das sind rund 600 000 
Bücher und Titel, die in Datensprache umgeformt 
werden sollen. 

b) Uber das Informationssystem soll die Verbin- 
dung mit den Datenbanken außerhalb des Hauses 
hergestellt werden. 

An diesem Punkt läßt sich die Bedeutung des Be- 
richts unseres Kollegen Lloyd ganz besonders veran- 
schaulichen. Im Abstand von einigen Jahren werden 
alle Parlamente in Europa über die entsprechenden 
Anlagen verfügen, werden alle Kollegen in Europa 
Entscheidungshilfen — auf bestimmte Probleme be- 
zogen — ■ vom Computer beziehen können. Ich denke 
daran, daß wir vor zwei Jahren erstmals durch den 
österreichischen Bundeskanzler Klaus auf die Mög- 
lichkeiten des Einsatzes des Computers hingewiesen 
wurden. Ich weiß, wie ungeheuer vielschichtig sich 
das ganze Feld auch für die Parlamentarier dar- 
stellt. 

Wenn dieses Haus eines Tages darangehen wird, 
eine gewisse Harmonisierung der Gesetzgebung in 
Europa zu beschleunigen, wird das ohne den Com- 
puter nicht möglich sein. Ich nehme gern das auf, 
was Kollege Lloyd mit seiner Empfehlung als in 
dieser Phase ganz besonders dringlich herausgestellt 
hat: Es ist jetzt an der Zeit, eine gewisse Harmoni- 
sierung innerhalb der europäischen Parlamente her- 
beizuführen, damit die Ergebnisse und die Daten 
austauschbar sind. 

Ich denke hier an die Möglichkeiten in Bonn. Wir 
haben das neue Zentrum direkt neben dem Hause 
stehen. Die Abgeordneten brauchen nur über die 
Straße zu gehen, wenn sie sich die Ergebnisse holen 
wollen. Vor wenigen Tagen haben wir hier ein 
Modell für das neue Haus in Straßburg vorgestellt 
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bekommen. Hier in Straßburg werden wir dann den 
Computer im Hause haben. Es wäre nicht gut, wenn 
nationale Ergebnisse hier mühsam umgerechnet 
werden müßten. Das würde sehr viel Aufwand und 
sehr viel Zeit erfordern. Deswegen liegen wir zeit- 
lich richtig, wenn wir jetzt mit dem Bericht unseres 
Kollegen Lloyd mahnen, diese Harmonisierung 
herbeizuführen. 

c) Wir haben in der Bundesrepublik schließlich vor, 
eine Rückwärtsdokumentation der gesamten Ge- 
setzgebungsmaterialien der letzten fünf Wahl- 
perioden des Deutschen Bundestages vorzu- 
nehmen. Mit dieser Dokumentation wird es mög- 
lich sein, Informationen sehr schnell zu bekom- 
men, etwa über Verordnungen, die auf Grund 
einer Ermächtigung in dem betreffenden Gesetz 
erlassen wurden, oder Angaben über Entschei- 
dungen des Bundesverfassungsgerichtes, die für 
das betreffende Gesetz einschlägig sind; ferner 
wird so die Auswertung von parlamentarischen 
Anfragen zur Auswirkung von gesetzlichen Vor- 
schriften und die Nutzung der wissenschaftlichen 
Literatur zu den entsprechenden Gesetzen mög- 
lich sein. 

Wenn wir uns überlegen, daß das eines Tages 
auf ganz Europa übertragbar sein muß, erkennen 
wir die Bedeutung des vorliegenden Berichts. Ich 
möchte Ihnen, Herr Kollege Lloyd, recht herzlich 
danken. (Beifall) 

Dr. Hermesdorf (Schleiden) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen, meine Her- 
ren! Wir sind, so glaube ich, alle dem Herrn Bericht- 
erstatter überaus dankbar für seinen ausgezeichne- 
ten Bericht, der ein für die Arbeit der nationalen 
und internationalen Parlamente wichtiges Problem 
behandelt. 

Die Einsicht, daß der Einsatz von Datenverarbei- 
tungsanlagen in den Parlamenten notwendig ist, 
setzt sich immer mehr durch. Ich bin der festen 
Überzeugung, daß in wenigen Jahren die Anwen- 
dung und die Nutzung solcher Anlagen für alle Par- 
lamentarier ebenso selbstverständlich sein werden, 
wie dies bereits heute für die staatliche Verwaltung 
und für die Wirtschaft der Fall ist. Datenverarbei- 
tungssysteme können die Parlamentarier umfassen- 
der, schneller und gezielter informieren, als es bis- 
her möglich war, erleichtern ihnen ihre Arbeit, stär- 
ken ihre Stellung gegenüber der bislang meist einen 
Informationsvorsprung besitzenden Exekutive und 
gestatten ihnen, ihre Kontrollfunktion gegenüber 
der Exekutive besser wahrzunehmen. 

Der vorliegende Bericht gibt dankenswerterweise 
einen umfassenden Überblick über den gegenwärti- 
gen Stand der Entwicklung, die in den europäischen 
Parlamenten recht unterschiedlich ist. An der Spitze 
liegen der Italienische Senat, der bereits eine eigene 
Rechenanlage in Betrieb genommen hat, und der 
Deutsche Bundestag, der zwar noch keine eigene 
Anlage besitzt, aber die Anlagen der Gesellschaft 
für Mathematik und Datenverarbeitung und des 
Bundespresseamtes mitbenutzt. 


Unterschiedlich wie der Stand der Entwicklung 
sind auch die Schwerpunkte, die in den einzelnen 
Parlamenten bei der Einführung oder Planung der 
elektronischen Datenverarbeitung gesetzt werden. 
Während sich einige Parlamente das Ziel gesteckt 
haben, zur Unterstützung der Abgeordneten ein 
möglichst umfassendes EDV-Informationssystem auf- 
zubauen, das die Parlaments- und Gesetzesmate- 
rialien, die Archive und die Büchereien erschließt, 
setzen das Britische Unterhaus und der Schwedische 
Reichstag, um nur diese beiden Parlamente zu nen- 
nen, die Akzente anders und wählen, wenigstens 
vorläufig, begrenztere Anwendungsgebiete. 

Die Tatsache, daß das Problem der Ltnterstützung 
der Parlamentsarbeit durch EDV-Anlagen in den 
einzelnen nationalen Parlamenten von ganz ver- 
schiedenen Seiten in Angriff genommen wird, macht 
deutlich, daß der Austausch von Informationen un- 
ter den Ländern des Europarates sehr nützlich sein 
kann. Diese Informationen sollten den Parlamenten 
aller Mitgliedsländer zugehen, auch denjenigen 
also, die sich bis zur Stunde noch nicht entschlossen 
haben, EDV-Anlagen zu installieren bzw. wenig- 
stens zu planen. 

Die vorgeschlagene Einrichtung einer Koordinie- 
rungsstelle zur Sammlung und zum Austausch von 
Informationen ist sehr zu begrüßen. Ihre Institutio- 
nalisierung beim Sekretariat des Europarates ist aus 
organisatorischen Gründen derjenigen bei einem 
nationalen Parlament vorzuziehen. Zweckmäßig 
würde sein, wenn diese Koordinierungsstelle ne- 
ben dem Informations- und Erfahrensaustausch nach 
einer Einarbeitungszeit dazu übergehen würde, die 
Voraussetzungen für eine europäische Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet der Datenverarbeitung zu 
untersuchen und Empfehlungen hierfür zu formu- 
lieren. Ich denke hierbei an Vorschläge für eine 
einheitliche Gestaltung der Parlamentspapiere, ein- 
heitliche Richtlinien für deren Erfassung und Doku- 
mentation sowie einheitliche Datenschutzgesetze. 

Zur Frage der Errichtung gemeinsamer Datenver- 
arbeitungssysteme ist dem Bericht zuzustimmen, 
wenn er feststellt, daß solche gemeinsamen Aktivi- 
täten zwar finanzielle Vorteile bringen, die verschie- 
dene Aufgabenstellung der Informationssysteme der 
einzelnen nationalen Parlamente aber eine prak- 
tische Zusammenarbeit über den Informationsaus- 
tausch hinaus sehr erschwert. Möglich erscheint da- 
gegen die Vereinbarung über den gegenseitigen Zu- 
griff auf bereits arbeitende Parlamentsinformations- 
systeme, soweit die notwendigen Absprachen recht- 
zeitig getroffen werden. 

Beim Aufbau eines Informationssystems für ein 
Parlament kommt der Verbindung zu anderen Da- 
tenbanken besondere Bedeutung zu, um den jeder- 
zeitigen und umfassenden Zugriff des Parlaments 
auf entscheidungsrelevante Daten sicherzustellen. 
Die Verbindungsaufnahme ist in der Form des ge- 
genseitigen Datenaustausches mit den einzelnen 
Datenbanken möglich, die dadurch in das Informa- 
tionssystem des Parlaments einbezogen werden. 

Ein Wort abschließend noch zu der Zusammen- 
arbeit zwischen den nationalen Parlamenten und 
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den internationalen parlamentarischen Gremien. 

Absatz 6 des Resolutionsentwurfs regt an, daß der 
Ausschuß für Wissenschaft und Technologie prüfen 
solle, ob der Europarat nicht in Zusammenarbeit mit 
der Versammlung der WEU und dem Europaparla- 
ment ein eigenes Informationssystem aufbauen 
sollte. Sollte der Ausschuß bei seiner Untersuchung 
— ich zweifle nicht daran — zu einem positiven Er- 
gebnis gelangen und sollte eine EDV-Anlage in- 
stalliert werden, könnte die Zusammenarbeit mit 
den nationalen Parlamenten am besten dadurch ge- 
sichert werden, daß besondere Vereinbarungen über 
den gegenseitigen Datenaustausch getroffen würden. 

Herr Präsident, meine Damen, meine Herren! Zu- 
sammenfassend und abschließend darf ich feststellen, 
daß ich den Bericht überaus begrüße und daß ich die 
allgemeine Zielrichtung und die einzelnen Vor- 
schläge des Resolutionsentwurfs voll und ganz un- 
terstütze. (Beifall) 


Mittwoch, 26, Januar 1972 


Tagesordungspunkt: 

Rede des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
der Bundesrepublik Deutschland 

Ertl (Landwirtschaftsminister der Bundesrepublik 
Deutschland): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es ist für mich eine große Ehre, als Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
der Bundesrepublik Deutschland vor dieser Hohen 
Versammlung über das Thema „Agrarpolitik aus 
europäischer Sicht" sprechen zu dürfen. 

Eine Betrachtung des Problems Landwirtschaft 
aus dem Gesichtswinkel Europa macht es, meine ich, 
erforderlich, daß man sich zunächst zwei Fragen 
stellt: Europa — was ist das? und: Europa — wohin 
gehst du? Nur in diesem Rahmen ist das Problem 
Landwirtschaft zu verstehen und vor allem zu lösen. 

Europa, das ist doch im Augenblick noch politisch 
ein Fleckenteppich mit unterschiedlichen Existenz- 
fragen und unterschiedlichen politischen Lösungs- 
versuchen. Für Europa kann 1972 aber ein entschei- 
dendes Jahr werden: Warum? 

Europa — dieser „alte Kontinent" mit seiner Viel- 
zahl von Einzelstaaten — wird angesichts des sich 
abzeichnenden Dreiecks der Weltpolitik seine Ein- 
heit auf der Basis der freiheitlichen Demokratie 
finden müssen, um seinen Platz in der Weltge- 
schichte behaupten zu können. Im Rahmen dieses 
Integrationsprozesses hat die gemeinsame Agrar- 
politik der EWG-Staaten eine bedeutende Rolle ge- 
spielt. Das Thema „Agrarpolitik aus europäischer 
Sicht" wird deshalb die Fortschritte und Hindernisse 


dieses Prozesses aufzeigen müssen. Gleichzeitig ist 
es aber erforderlich, daß ich den Begriff „Europa" 
in meinem Vortrag zunächst eingrenze auf die Staa- 
ten der EWG. 

Nachdem vor wenigen Tagen die Verträge über 
die Erweiterung der Gemeinschaft von Großbritan- 
nien, Irland, Dänemark und Norwegen unterzeichnet 
wurden - — wozu ich den Vertretern dieser Länder 
hier in dieser Hohen Versammlung meine Glück- 
wünsche aussprechen möchte — , habe ich eine zwei- 
fache große Hoffnung, nämlich einmal, daß die wei- 
tere Integration, die für den Bestand dieser Ge- 
meinschaft unerläßlich ist, unverzüglich fortgesetzt 
wird — , zum anderen, daß die erweiterte Gemein- 
schaft in der Welt die ihr zukommende politische 
Rolle spielen wird. Die Bundesregierung wird es 
hierbei nicht an Initiativen und Hilfe fehlen lassen. 

Meine Damen und Herren, Einigungsbestrebungen 
sind in der europäischen Geschichte nicht neu, wenn 
auch Voraussetzungen, Situationen und Möglich- 
keiten jeweils andere waren. Das überragende ge- 
meinsame Ziel aller europäischen Zusammen- 
schlüsse, die sich seit dem zweiten Weltkrieg ent- 
wickelt haben, ist die Freiheit der Völker und ihre 
Sicherung durch Einigkeit Freiheit, das ist nichts 
Endgültiges und Unabänderliches, schon gar nicht 
etwas Unverlierbares. Sie will ständig neu erkämpft 
und schöpferisch gestaltet sein. 

Im letzten Drittel dieses Jahrhunderts gilt es nun, 
den errungenen Freiheitsraum nach außen zu 
sichern und im inneren weiterzuentwickeln. Für mich 
bedeutet Freiheit im Hinblick auf den einzelnen die 
einmalige Chance und Aufgabe für jeden Staats- 
bürger, sich der Probleme und Aufgaben des Staates, 
der Staatengemeinschaft bewußt zu werden und be- 
reit zu sein, gemeinsam mit anderen an der Lösung 
der anstehenden Probleme zu arbeiten. Im Ver- 
trauen auf diesen mündigen und aktiven Staats- 
bürger, mag er sich dieser oder jener politischen 
Gruppierung zugehörig erklären, haben sich die Mit- 
gliedsländer des westeuropäischen Zusammen- 
schlusses zur freiheitlichen, rechts- und sozialstaat- 
lichen Demokratie bekannt. Die Einigung Europas 
ist eine zu bedeutende Angelegenheit. Sie darf nicht 
durch ideologische Auseinandersetzungen und Spal- 
tungen belastet werden. 

Welches ist nun der Inhalt des neuen europä- 
ischen Freiheitsgedankens? Bundeskanzler Willy 
Brandt hat einmal vor dem „Aktionskomitee für die 
Vereinigten Staaten von Europa" die Erwartung 
ausgesprochen, „daß die Gemeinschaft innerhalb 
dieses Jahrzehnts zum sozial fortschrittlichsten 
großen Raum der Welt werden möge". 

Damit ist sehr deutlich herausgestellt, daß es sich 
bei der Aufgabe der europäischen Integration um 
eine politische Aufgabe handelt, die sich nicht nur 
in gemeinsamer Handels- und Wirtschaftspolitik er- 
schöpfen kann. Hier sind vielmehr Aufgaben einer 
alles umschließenden Gesellschaftspolitik euro- 
päischer Prägung an uns gestellt. Der europäischen 
Staatengemeinschaft ist aufgetragen, die Ungleich- 
heit der Chancen und extreme soziale Spannungen 
in Europa abzubauen und zu vermeiden. 
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Das bedeutet, daß keine der gesellschaftlichen 
Gruppen — und ich denke hier vor allem an die 
europäischen Landwirte — vom sozialen Fortschritt 
ausgeschlossen werden darf. Von der Erreichung 
dieses Zieles wird es abhängen, wie attraktiv diese 
Gemeinschaft im Vergleich mit anderen Systemen 
sein wird. Die Europäische Gemeinschaft war in 
ihrer Zielsetzung schon immer mehr als ein Interes- 
senverband von Wirtschafts- und Handelspartnern. 
Auch Großbritannien z. B. — um nur ein Land zu 
nennen — • tritt ihr nicht nur aus wirtschaftlichen, 
sondern letztlich aus politischen Gründen bei. 

Was die weltpolitische Situation anbelangt, die 
nach wie vor — und seit einiger Zeit verstärkt — 
durch Spannungen, Krisen, Konflikte und leider auch 
durch kriegerische Auseinandersetzungen geprägt 
ist, und was die neuen kostspieligen Technologien 
anbelangt, so gibt es für Europa in seinem Verhält- 
nis zu den Supermächten überhaupt keine andere 
Alternative als die wirtschaftliche, soziale und ins- 
besondere politische Kooperation und letztlich wohl 
auch politische Integration. Gewiß kann dieses Zu- 
sammenwachsen nur schrittweise erfolgen. Als poli- 
tisches Ziel dieser Generation wird, wie gesagt, eine 
— die allgemeine Politik umfassende — Konfödera- 
tion der EWG-Staaten anzustreben sein. Entschei- 
dend ist, daß dieser Entwicklungsprozeß kontinuier- 
lich voranschreitet. Jeder Stillstand ist Rückschritt! 

Unter diesen Aspekten sind auch die vielen unge- 
duldigen Mahner zu verstehen. Sie und die Öffent- 
lichkeit erwarten nunmehr eine klare politische Aus- 
sage darüber, wie und wohin sich das Europa der 
Zehn entwickeln wird. Die Gipfelkonferenz der Zehn 
wird hier deutliche Zeichen setzen müssen. 

Es steht fest: Die Lösung der inneren Probleme 
und die Lösung der außenpolitischen Probleme muß 
von allen Mitgliedstaaten als gleichberechtigten 
Partnern unter Hintanstellung einzelstaatlicher In- 
teressen gemeinsam überdacht und in Angriff ge- 
nommen werden. Dafür sind die Kraft und der Geist 
aller Bürger der Europäischen Gemeinschaften er- 
forderlich. Die Europäische Gemeinschaft ist nicht 
als ein Block gegen andere Staaten im Osten oder 
Westen gedacht. Im Gegenteil, mit ihrer Zielsetzung 
eines Höchstmaßes von Freiheit für den einzelnen 
und von Wohlstand für alle wird sie sich als ein 
wichtiges Element einer ausgewogenen gesamteuro- 
päischen Friedensordnung erweisen und dem Sicher- 
heitsbedürfnis der Menschen entgegenkommen. 

Bei aller Kritik an zahlreichen Verzögerungen im 
Integrationsprozeß, an der Umständlichkeit mancher 
Mittel, an der häufig zu Unrecht, manchmal auch mit 
Recht geschmähten Bürokratie und an manchen Kri- 
sen kann man doch die bisherigen Leistungen der 
EWG und die Fortschritte der Vergangenheit nicht 
verkennen. Die Römischen Verträge sind im wesent- 
lichen nicht nur Papier geblieben, sondern ihr Inhalt 
ist mit Leben erfüllt worden. 

Trotz unterschiedlicher wirtschaftlicher Leitbilder 
haben die EWG-Mitgliedsländer eine Zollunion mit 
freiem Warenverkehr geschaffen. Das Volkseinkom- 
men der Mitgliedsländer ist beachtlich gestiegen. 
Die Staatengemeinschaft konnte immer häufiger 


auch nach außen als gewichtiger Verhandlungspart- 
ner auftreten. Ich erinnere hierbei an die Kennedy- 
Runde und an die jüngsten erfolgten Verhandlungen 
mit den USA über die Neuordnung des Weltwäh- 
rungssystems. Diese Entwicklung in Richtung auf 
das Ziel der politischen Einigung muß sich fortset- 
zen. Man muß bereit sein, die gemeinsamen Schwie- 
rigkeiten, die in der Zukunft gewiß nicht geringer 
geringer sein werden, nicht nur zu erkennen, son- 
dern auch gemeinsam lösen zu wollen. Ich bin davon 
überzeugt, daß der eingeschlagene Weg nach Europa 
richtig ist und fortgesetzt werden muß. Ein Zurück- 
schrauben der Integration kann nicht mehr in Frage 
kommen. 

Erinnern wir uns an die Ziele des EWG-Vertra- 
ges: der freie Warenverkehr, der freie Personenver- 
kehr, der freie Dienstleistungsverkehr und der freie 
Kapitalverkehr über die bisherigen nationalen Gren- 
zen hinweg! 

In den Bereichen Außenhandel, Verkehr und 
Landwirtschaft schreibt der EWG-Vertrag zwingend 
die Einführung einer gemeinsamen Politik vor. Aus 
der Präambel des Vertrages ist aber auch zu ent- 
nehmen, daß der Vertrag über die sozialen und wirt- 
schaftlichen Ziele hinaus noch ein anderes Ziel ver- 
folgt, nämlich „die Grundlagen für einen immer 
engeren Zusammenschluß der europäischen Völker 
zu schaffen". Damit ist der politische Zusammen- 
schluß gemeint. Die Integration hat nun in den ver- 
schiedenen Teilbereichen der Politik einen unter- 
schiedlichen Fortgang genommen. Es ist nahelie- 
gend, daß bei der Verwirklichung des Gemeinsamen 
Marktes dort die größten Fortschritte erzielt wur- 
den, wo der Vertrag verbindliche Vorschriften und 
einen Zeitplan für das Vorgehen enthält, wie z. B. 
bei der Zollunion. In anderen Bereichen wurde die 
Integration durch besondere Interessenlagen einiger 
Mitgliedstaaten wesentlich beschleunigt, wie z. B. 
auf dem Agrarsektor. 

Die unterschiedlichen Integrationsfortschritte der 
einzelnen Politiken haben nun zwangsläufig dazu 
geführt, daß das gegenwärtige EWG-Agrarsystem 
— angesichts der erforderlichen Integration der 
Agrarpolitik mit diesen anderen Politiken — neben 
seinen Vorteilen auch eine Reihe von Nachteilen 
aufzuweisen hat. Diese Nachteile gilt es abzubauen, 
soll der weitere Integrationsprozeß nicht ins Stocken 
geraten. 

So haben wir zwar im Agrarbereich in der EWG 
ein einheitliches und — für viele Produkte sehr per- 
fektionistisches — Preis- und Marktsystem, das etwa 
95 Vo des Wertes der landwirtschaftlichen Erzeugung 
umfaßt. 

Wir sind ferner dabei, in der Agrarstrukturpolitik 
einen gemeinsamen Weg zu finden. Andere Bereiche 
der Politik, wie z. B. die Wirtschafts- und Währungs- 
politik, die Konjunktur- und Steuerpolitik werden 
dagegen noch in nationaler Zuständigkeit entschie- 
den. Aus diesem unterschiedlichen Integrations- 
stand ergeben sich notwendigerweise erhebliche 
Spannungen und Wettbewerbsverzerrungen auf 
dem Agrarsektor. 
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So gehört es zu einem der zentralen Probleme , 
der europäischen Agrarpolitik, daß die Agrarpreise | 
in der gemeinsamen, fiktiven „Rechnungseinheit'' j 
festgelegt sind. Eine einheitliche Währungspolitik 
der EWG gibt es jedoch nicht. Als Folge dieses Man- ! 
gels werden die in Rechnungseinheiten festgelegten 
Agrarpreise durch Paritätsänderungen der einzelnen 
nationalen Währungen immer wieder beeinflußt. Es 
gibt ferner keine einheitliche Konjunkturpolitik der 
EWG, so daß die unterschiedlichen nationalen volks- 
wirtschaftlichen Entwicklungen, besonders die Lohn- 
und Preisentwicklung, auf den Integrationsstand und 
die Wettbewerbssituation im Bereich der Landwirt- 
schaft einen zunehmenden negativen Einfluß haben. 

Nun gibt es in der Beurteilung dieser Problematik 
heute keine grundsätzlichen Meinungsverschieden- 
heiten mehr. Auch die EWG-Kommission teilt meine 
Auffassung. Ich zitiere die Kommission wörtlich: 
„daß eine normale Weiterführung der gemeinsamen 
Agrarpolitik so lange nicht möglich ist oder ernste i 
Störungen erfährt, als die Errichtung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion in der Gemeinschaft 
nicht zu einer Beseitigung der Reibungen zwischen 
den Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten führt". 

Diese Aussage der EWG-Kommission bedeutet 
im Grunde doch nichts anderes, als daß die gemein- 
same EWG-Agrarpolitik in eine „Sackgasse" gera- 
ten muß, wenn es nicht gelingt, Integrationsfort- 
schritte bei den anderen Politiken innerhalb der 
europäischen Gemeinschaft zu erzielen. 

Die durch das Fehlen einer einheitlichen Konjunk- 
tur- und Währungspolitik besonders betroffenen 
Länder müssen deshalb verhindern, daß ihre lei- 
stungsfähigen landwirtschaftlichen Betriebe noch 
vor der Erreichung der politischen Einigung Europas 
in Schwierigkeiten geraten. Ich denke dabei z. B. an 
das Grenzausgleichssystem für Agrarprodukte als 
Folge der Freigabe des Wechselkurses der Währun- 
gen einiger Gemeinschaftsmitglieder. Vor Schaffung 
einer einheitlichen Wirtschafts- und Währungsunion 
kann es für einzelne Mitgliedsländer Situationen 
geben, in denen besondere Maßnahmen notwendig 
sind, die aber — wenn sie von der Gemeinschaft ge- 
tragen werden — mit den Zielen der Integration in 
Einklang stehen. Solche Hilfsmaßnahmen werden 
bei fortschreitender europäischer Integration nach 
und nach überflüssig werden. Wir müssen freilich 
auch den Mut haben, aus den bisherigen Integra- 
tionserfahrungen für unsere zukünftige Arbeit 
Schlußfolgerungen zu ziehen. Dem System der ge- 
meinsamen Agrarmarktordnungen der EWG ist es 
— ■ trotz seiner Perfektion — nicht gelungen, die 
Kardinalprobleme der Landwirtschaft zu lösen, näm- 
lich strukturelle Überschüsse bei bestimmten Pro- 
dukten zu verhindern bzw. zu beseitigen und die 
Einkommensunterschiede der Landwirtschaft zu den 
übrigen Bereichen der Wirtschaft abzubauen. Auf 
der anderen Seite hat das System erhebliche finan- 
zielle Belastungen gebracht, die von der Öffentlich- 
keit immer wieder kritisiert werden. 

Welche wirksameren Alternativen bieten sich an, 
um das Einkommensproblem der Landwirtschaft — 
ohne eine Konservierung vorhandener Struktu- 
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ren zu lösen? Hier stellt sich nur eine Aufgabe, 
die beschleunigt einer Lösung zugeführt werden 
muß und die möglicherweise unkonventionelle Ver- 
fahren erfordert. 

Die Europäische Gemeinschaft kann sich keine 
extremen sozialen Spannungen erlauben. In ihr darf 
es somit auch keine sozial diskriminierten Gruppen 
unter den über 200 Millionen Einwohnern geben. 
Deshalb muß verhindert werden, daß die in der 
Landwirtschaft beschäftigten Menschen auf Dauer 
gesehen hinter den wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Errungenschaften der anderen Bevöl- 
kerungsgruppen herhinken. 

Die grundsätzlichen agrarpolitischen Lösungsmög- 
lichkeiten des Einkommensproblems der Landwirt- 
schaft in der EWG waren bisher Preispolitik und 
Marktpolitik mit Erhöhung der Agrarpreise und För- 
derung der Vermarktung landwirtschaftlicher Pro- 
dukte. Solange es noch keine besseren Alternativen 
gibt, den in der Landwirtschaft Tätigen zu einem 
höheren Einkommen zu verhelfen, kann nach meiner 
Auffassung nicht darauf verzichtet werden, die 
Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse so zu ge- 
stalten, daß sie entscheidend zur Einkommenssiche- 
rung beitragen. Wie Sie wissen, ist darüber inzwi- 
schen aber auch in der Kommission eine neue Dis- 
kussion entstanden. Ich bin durchaus der Meinung, 
daß man einmal alle Möglichkeiten grundsätzlich 
überlegen sollte. 

Ich denke hier z. B. an die Berg- und Almgebiete. 
Aufgrund der ungünstigen Produktionsbedingungen 
wird den dort tätigen Landwirten die Erwirtschaf- 
tung eines angemessenen und ausreichenden Ein- 
kommens nicht immer möglich sein. Hier sollte man 
prüfen, ob direkte Einkommensübertragungen — 
etwa in Form von Bewirtschaftungszuschüssen für 
landschaftspflegerische Aufgaben — eine Hilfestel- 
lung bieten können. 

Sicherlich spielt in diesem Bereich auch die Nut- 
zung des Tourismus eine große Rolle. Für weite 
Gebiete Europas wird möglicherweise das kombi- 
nierte Einkommen — aus Dienstleistungsfunktio- 
nen, aus dem industriellen Gewerbe und der Land- 
wirtschaft — künftig von großer Bedeutung sein. 

Für die übrigen Personenkreise, die aus wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Gründen nicht 
weiter in der Landwirtschaft tätig sein können und 
die noch nicht für die gemeinsam geplanten sozial- 
I politischen Hilfen in Frage kommen können, wird 
das Einkommensproblem nur dann zu lösen sein, 
wenn in diesen strukturschwachen Räumen agrar- 
politische Maßnahmen von gemeinsamen regional-, 
Struktur- und sozialpolitischen Maßnahmen beglei- 
tet werden. 

Wir können somit feststellen: 

Was die gemeinsame Agrarpolitik anbelangt, so 
ist unter den Mitgliedsländern der EWG insbeson- 
I dere auf dem Sektor der Preis- und Marktpolitik be- 
I reits ein hoher Integrationsstand erreicht worden. 

i Dies ist andererseits noch nicht der Fall bei der 
i mit der Agrarpolitik eng verknüpften regionalen 
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Wirtschafts- und Strukturpolitik. Die Agrarstruktur- 
politik wird so lange in der Luft hängen, wie sie 
nicht in die Infrastrukturpolitik einbezogen wird. 
Ich möchte hier mit aller Deutlichkeit sagen: Erfolg- 
reiche Agrarstrukturpolitik ist überhaupt nur mög- 
lich, wenn die regionalpolitischen infrastrukturellen 
Maßnahmen voll auslaufen. 

Die europäische Integration wird sich weiterhin 
nicht mehr nur auf den schwachen Schultern der ge- 
meinsamen Agrarpolitik vorantragen lassen. 

Das tragende Element wird in Zukunft nicht die 
Landwirtschaft, sondern der wirtschaftliche und so- 
ziale Fortschritt sein. 

Die gesellschaftspolitische Zielsetzung eines ge- 
einten Europas, das seinen Bürgern ein gesichertes 
Einkommen und einen angemessenen sozialen Sta- 
tus gewährleistet, erfordert es, den Menschen aus 
strukturschwachen Regionen der Gemeinschaft 
außerlandwirtschaftliche Arbeitsplätze anzubieten. 

Es ist ökonomisch und gesellschaftspolitisch wenig 
sinnvoll, ja, nicht zu verantworten, Landwirte unter 
agrarstrukturellen Gesichtspunkten zur Aufgabe 
ihrer bisherigen Tätigkeit zu bewegen, ohne gleich- 
zeitig alternative Beschäftigungsmöglichkeiten zu 
schaffen: Die Gemeinschaft sollte sich hüten, auf 
dem Gebiete der Agrarstrukturpolitik weiter voran- 
zuschreiten, ohne die regionale Wirtschaftspolitik 
und die Infrastrukturpolitik weiter zu integrieren. 
Ansonsten besteht die Gefahr riesiger Fehlinvesti- 
tionen mit schlimmen sozialen Folgen! 

Aus diesem Grund habe ich mich auch bei den 
Verhandlungen in Brüssel stets für ausreichende 
Preiserhöhungen eingesetzt, die nicht hinter den 
Inflationsraten Zurückbleiben. Es ist aber unrea- 
listisch zu meinen, daß man auf Dauer allein mit 
Hilfe der Preispolitik die Einkommensfrage der 
Landwirtschaft wird lösen können. 

Angesichts wachsender Produktivität mit zuneh- 
menden Überschüssen bei verschiedenen Agrarpro- 
dukten auf dem europäischen Markt und einem Ar- 
beitskräfte-Uberbesatz der europäischen Landwirt- 
schaft wird auch in den nächsten Jahren der Struk- 
turwandel der europäischen Landwirtschaft weiter- 
gehen. Das ganze Ausmaß der daraus resultierenden 
Aufgabenstellung wird daraus erkennbar, daß rund 
2 Millionen Erwerbstätige aus der Landwirtschaft 
der sechs EWG-Staaten bis 1976 ausscheiden wer- 
den. Davon werden etwa 1,4 Millionen Menschen 
infolge ihres Alters für eine andere berufliche Tätig- 
keit nicht mehr in Frage kommen; für sie sind so- 
zialpolitische Hilfen einzusetzen. Gleichzeitig muß 
aber für rd. 600 000 Menschen, die die landwirt- 
schaftliche Erwerbstätigkeit aufgeben, in anderen 
Wirtschaftszweigen ein gesichertes Einkommen ge- 
funden werden. 

Untersuchungen der verschiedenen Regionen der 
EWG haben aber gezeigt, daß in Gebieten, in denen 
die Entwicklungschancen der Landwirtschaft am ge- 
ringsten sind, im allgemeinen auch die Struktur der 
übrigen Wirtschaftsbereiche und die Infrastruktur- 
ausstattung am ungünstigsten sind. Damit sind diese 
Probleme geprägt durch gesamtwirtschaftliche und 


gesamtgesellschaftliche — also nicht nur rein land- 
wirtschaftliche — Schwierigkeiten, die es unter die- 
sem Aspekt gemeinschaftlich zu lösen gilt. 

Die Strukturschwäche solcher nachteilig einseitig 
agrarisch geprägten Gebiete war gerade der Anlaß 
dafür, daß die Menschen dort bisher auf eine land- 
wirtschaftliche Tätigkeit angewiesen waren, einfach 
deshalb, weil es keine anderen Erwerbsmöglichkei- 
ten gab. Bei langfristiger Betrachtung der Entwick- 
lung der europäischen Landwirtschaft wird sich je- 
doch zeigen, daß die landwirtschaftliche Produktion 
in jenen Gebieten am wirtschaftlichsten durchge- 
führt werden kann, die jeweils für einen bestimm- 
ten Produktionszweig die günstigsten topographi- 
schen und klimatischen Bedingungen aufweisen. 

Unter regionalpolitischen Gesichtspunkten ist das 
Problem damit allerdings noch nicht gelöst. Im Ge- 
genteil: Für die übrigen Räume müssen entspre- 
chende neue Funktionen gefunden werden. Gewiß 
kann das auch bedeuten, daß z. B. aus Gründen der 
Landschaftspflege und der Erhaltung des ökologi- 
schen Gleichgewichts in Räumen, die im Einzugsge- 
biet von Verdichtungsgebieten liegen oder die eine 
hervorragende Rolle als Erholungslandschaften spie- 
len, daß in diesen Räumen aus gesellschaftspoliti- 
schen Gründen weiterhin eine Landbewirtschaftung 
durchzuführen ist. 

Herr Präsident, Sie haben sich letzte Woche sehr 
eingehend mit Umweltfragen befaßt. Ich bin Ihnen 
dafür sehr dankbar. Der Aspekt der Sicherung einer 
funktionsfähigen Landschaft ist ein bedeutender 
Teil der Umweltgestaltung heute und morgen. Wir 
müssen uns vor allem bemühen an die Umwelt nicht 
erst zu denken, wenn vieles zerstört ist, sondern 
das zu sichern, was uns noch erhalten ist. 

Bei der Unterschiedlichkeit der Ausgangssituation 
in den einzelnen Regionen und der Unterschiedlich- 
keit ihrer zukünftigen Funktion kann das gemein- 
same Ziel nur mit Hilfe gezielter und „maß- 
geschneiderter" Maßnahmen auf optimale Weise er- 
reicht werden. Das bedeutet, daß die Maßnahmen 
in der Gemeinschaft zwar zielkonform, aber regio- 
nal- und raumfunktionsbezogen differenziert gestalt- 
bar sein müssen. Alles andere wäre bloße Gleich- 
macherei, die nichts mit Chancengleichheit zu tun 
hat! 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, sich 
finanziell an einer gemeinsamen europäischen Re- 
gionalpolitik in der von mir für nötig erachteten 
Form zu beteiligen. 

Agrarpolitik aus europäischer Sicht ist also eine 
Politik, die sich aus einem ganzen Katalog von 
Maßnahmen zusammensetzt, die sachlich und zeit- 
lich abgestimmt sein und soziale Reibungen und 
Härten vermeiden müssen. 

Entsprechend dem Stufenplan für die Wirtschafts- 
und Währungsunion muß deshalb eine gemeinsame 
europäische Regional- und Strukturpolitik ent- 
wickelt und schrittweise eingesetzt werden. Das 
setzt allerdings voraus, daß alle Partnerstaaten bis- 
her gepflegte nationale Egoismen und Prioritäten in 
steigendem Maße zugunsten einer gesamteuropä- 
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ischen Politik aufgeben. Fortschritte bei der Schaf- 
fung einer Wirtschafts- und Währungsunion sind 
gerade im Interesse der Sicherung und des Ausbaus 
der europäischen Integration lebensnotwendig. An- 
dernfalls wird es nicht mehr möglich sein, die mit 
Paritätsänderungen verbundenen Friktionen im 
Bereich der Agrarpolitik weiter zu verhindern bzw. 
ständig auszugleichen. 

Angesichts einer Erweiterung der Gemeinschaft 
der Sechs auf eine Gemeinschaft der zehn Länder 
bin ich überzeugt, daß die Probleme des so er- 
weiterten gemeinsamen Agrarmarktes mit den vor- 
handenen Mitteln der Agrarpolitik allein nicht mehr 
gelöst werden können. 

Es ist von vielen Seiten versucht worden, die Aus- 
wirkungen zu untersuchen, die der Beitritt von 
Großbritannien, Irland, Dänemark und Norwegen 
auf die einzelne Bereiche der Landwirtschaft haben 
wird. So unterschiedlich die einzelnen Ergebnisse 
auch sein mögen, in zwei Punkten stimmen sie alle 
überein: Der Selbstversorgungsgrad der erweiterten 
Gemeinschaft wird sich nicht wesentlich von dem 
der jetzigen Gemeinschaft unterscheiden. Und das 
vorhandene Bild der untersdiiedlich strukturierten 
Landwirtschaften und der Landschaften in den Län- 
dern der EWG wird durch den Beitritt der vier 
Länder noch bunter und vielfältiger werden. 

Allein welche natürlichen Unterschiede in diesem 
großen Raum bestehen, zeigt eine Anekdote, die 
man sich vom Präsidenten der EWG-Kommission, 
Malfatti, erzählt. Bei einer Reise nach Norwegen 
soll ihm auf der Höhe des Polarkreises der er- 
staunte Ausruf entfahren sein: „Ist dies’ noch 
Europa?". 

Angesichts 

— der Vielfalt der Landschaften, 

— ■ der Unterschiede in der Betriebsstruktur, 

— des unterschiedlichen Entwicklungsstandes der 
Landwirtschaft mit unterschiedlicher Einkom- 
menssituation, 

— der unterschiedlichen Erwerbsstruktur der Län- 
der, also 

angesichts dieser verschiedenartigen Ausgangs- 
positionen der Länder werden die Schwierigkeiten 
der Gemeinschaft nicht kleiner werden! 

Die Einkommenspolitik für die in der Landwirt- 
schaft lebenden Menschen ist somit primär kein 
agrarpolitisches, sondern ein europäisch-gesell- 
schaftspolitisches Problem. 

Ich sagte schon, es könne nicht der Weisheit 
letzter Schluß sein, alle Maßnahmen der Gemein- 
schaft bis ins einzelne Detail genau zu fixieren, 
sondern es komme entscheidend darauf an, sich auf 
den gemeinsamen Handlungsrahmen zu einigen. 

Agrarpolitik aus europäischer Sicht bedeutet an- 
gesichts einer erweiterten Europäischen Gemein- 
schaft aber auch, daß das Europa der Zehn als einer 
der großen Wirtschaftsräume dieser Welt nicht ein 
selbstgenügsames Eigenleben führen kann. Diese 
erweiterte Europäische Gemeinschaft wird zukünftig 


wirtschaftlich — vor allem aber politisch — in der 
Weltpolitik mehr Verantwortung übernehmen 
müssen. 

Das bedeutet, daß die Gemeinschaft die Folgen 
dieses Zusammenschlusses für die übrige Welt — 
und aus agrarpolitischer Sicht insbesondere für das 
Verhältnis von Weltnahrungsmittelproduktion und 
Weltnahrungsmittelverbrauch — beachten muß. Die 
Gemeinschaft muß bereit sein, agrarpolitische Ent- 
scheidungen auch unter weltpolitischen Gesichts- 
punkten zu treffen. Diese Notwendigkeiten wurden 
schon bei den Beitrittisverhandlungen mit Groß- 
britannien in zwei wesentlichen Punkten anerkannt: 
So wurde der besonderen Lage Neuseelands, dessen 
Ausfuhren an Butter und Käse nach Großbritannien 
eine Grundlage seiner wirtschaftlichen Existenz dar- 
stellen, in angemessener Weise Rechnung getragen. 
Die Interessen der Commonwealth-Länder, die im 
Rahmen eines besonderen Zuckerabkommens be- 
stimmte Quoten nach England liefern und bei denen 
es sich im wesentlichen um Entwicklungsländer ohne 
ausreichende Produktionsalternativen handelt, wur- 
den in fairer Weise berücksichtigt. Aber auch die 
übrigen Handelspartner der beitretenden Länder 
dürfen bei etwaigen schwerwiegenden Auswirkun- 
gen auf ihre traditionellen Ausfuhren nicht ins 
Leere fallen. 

Das gilt für viele Mittelmeerländer ebenso wie 
für viele Entwicklungsländer. 

In Europa darf kein geschlossener Handelsblock 
mit neuen Handelsschranken entstehen, sondern es 
muß zu einer intensiven internationalen Zusammen- 
arbeit im Bereich der Handels- und Agrarpolitik 
kommen. Auf dem Gebiet der Handelspolitik wurde 
1947 ein hoffnungsvoller Anfang durch den Ab- 
schluß des „Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom- 
mens" (GATT) gemacht. 

Die Bundesregierung tritt in allen internationalen 
Organisationen, die für diese Fragen zuständig 
sind, für einen Abbau von Handelshemmnissen ein. 

Beim Bestreben nach einem Gleichgewicht auf 
den Agrarmärkten wird man auch hierbei an inter- 
nationalen Abmachungen — z. B. Produktions- 
beschränkungen — möglicherweise nicht vorbei- 
kommen. An solchen Maßnahmen müssen sich dann 
alle gleichmäßig beteiligen. Das gilt insbesondere 
für Industriestaaten, die, wie ich meine, nicht beides 
zugleich fordern können: Berücksichtigung des in- 
dustriellen Exportinteresses und Berücksichtigung 
der Agrarexportinteressen. Die EWG sieht sich 
dabei allerdings einer mehr als schizophrenen 
Situation gegenüber. Einerseits müssen wir an- 
gesichts der Überschüsse bei verschiedenen Produk- 
ten der Gemeinschaft die Produktion einschränken. 
Andererseits leidet noch immer rd. Vs der Erd- 
bevölkerung an Mangel- und Fehlernährung. Der 
Hunger in der Welt ist nicht kleiner geworden! 

Deshalb bin ich der Meinung, daß das Problem 
der Bekämpfung des Hungers und der Armut in 
der Welt zur Vermeidung von weltweiten Span- 
nungen und Konflikten unter gesellschaftspolitischer 
Sicht eine hervorragende Priorität haben muß. 


62 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI /3 140 


Ertl 

Da die Agrarproduktion in den Entwicklungs- 
ländern noch immer in einem zu geringen Umfang 
ansteigt oder dort sogar eine rückläufige Pro-Kopf- 
Erzeugung zu verzeichnen ist, halte ich Nahrungs- 
mittelhilfen, wie sie die EWG und das Welt- 
ernährunjgsprogramm der Vereinten Nationen ge- 
meinsam mit der FAO durchführen, für einen nütz- 
lichen und notwendigen Beitrag zur Bekämpfung 
des Hungers in der Welt. 

Ich begrüße es deshalb sehr, daß die FAO eine 
Art „Welternährungsbilanz" erstellt, die 132 Länder 
erfaßt und die detaillierte Daten über die Ernäh- 
rungslage enthält. Diese Daten sind eine Voraus- 
setzung dafür, um langfristig die Weltnahrungs- 
mittelproduktion — • regional differenziert — • auf 
den Weltbedarf abstellen zu können. Dabei gehe 
ich immer davon aus, daß die Produktionssteigerung 
in den Entwicklungsländern den Vorrang hat. Die 
Nahrungsmittelhilfen sind lediglich eine Maßnahme, 
um Notsituationen zu überbrücken. 

Hinsichtlich der Zusiammenarbeit der Europäischen 
Gemeinschaft mit den Entwicklungsländern begrüße 
ich ganz besonders das Memorandum der Kommis- 
sion über eine gemeinschaftliche Politik der Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiete der Entwicklungs- 
hilfe; Dort ist sehr deutlich herausgestellt, daß es 
das Ziel jeder Politik der Zusammenarbeit mit den 
Entwicklungsländern sei, den Wohlstand in der 
Welt besser zu verteilen, die Lebensbedingungen 
und die freie Entfaltung des Menschen besser zu 
gestalten. Der „Fortschritt zum Wohle der Mensch- 
heit" wird zwar „weitgehend durch den Wirtschafts- 
aufschwung herbeigeführt", heißt es dort. Es liege 
aber ebenso auf der Hand, „daß keine Wirtschafts- 
entwicklung von Dauer sein kann, wenn nicht 
gleichzeitig Ausbildung und Gesundheitszustand 
der Menschen, denen der Wirtschaftsfortschritt zu- 
gute kommen soll, verbessert werden". Ich kann 
deshalb nur die Meinung der Kommission unter- 
strichen, daß es neben der Zusammenarbeit im 
Bereich des Handels mit den Entwicklungsländern 
auch auf sozialer und menschlicher Ebene zur Zu- 
sammenarbeit kommen muß. 

Lassen Sie mich nun meine Ausführungen zusam- 
menfassen: Angesichts dieser Vielfalt von Aspekten, 
unter denen die Agrarpolitik aus europa- und welt- 
politischen Gesichtspunkten zu sehen ist, müssen 
wir uns vor einem Streben nach perfektionistischen 
Lösungen hüten. Wir müssen flexibel in unserem 
Denken und Handeln bleiben. Es fällt deshalb auch 
schwer, gesicherte Prognosen über Strukturen und 
Funktionen der europäischen Landwirtschaft in 
einer sich wandelnden Welt und über die jeweils 
erforderlichen Politiken zu machen. 

Sicher ist, daß die Wadistumschancen der euro- 
päischen Landwirtschaft im Zuge der volkswirt- 
schaftlichen Entwicklung eng begrenzt sind. Die 
Produktionskapazität der europäischen Landwirt- 
schaft ist — zumindest in Teilbereichen — schon 
heute überhöht. Diese Situation dürfte sich in den 
kommenden Jahren voraussichtlich nicht grund- 
legend verändern. Die Versorgung der Bevölkerung 


mit preiswerten und qualitativ hochwertigen Nah- 
rungsmitteln ist gewährleistet. 

Eine langfristig wirksame Erhöhung der land- 
wirtschaftlichen Einkommen kann nur erreicht wer- 
den, wenn weiterhin Arbeitskräfte aus der euro- 
päischen Landwirtschaft ausscheiden. Zur Herstel- 
lung des Gleichgewichts auf den Agrarmärkten wird 
aber wegen der zu erwartenden Ertragssteigerun- 
gen auch eine Herausnahme von Flächen aus der 
Produktion nicht zu umgehen sein. Hierbei sind 
Ziele und Maßnahmen aus gesamteuropäischer Sicht 
unter Berücksichtigung weltpolitischer Zusammen- 
hänge festzulegen: Es ist notwendig, zwar ein ge- 
meinsames Ziel — nämlich angemessene Lebens- 
verhältnisse in allen Gebieten der Gemeinschaft — 
zu setzen. Aber im Hinblick auf die unterschiedliche 
Ausgangs Situation sind die politischen Maßnahmen 
innerhalb eines gemeinsamen Rahmens regional 
differenziert einzusetzen. 

Ich komme zum Schluß: Soll Agrarpolitik erfolg- 
reich sein und der erreichte Int egrations stand nicht 
nur erhalten, sondern weiter ausgebaut werden, so 
müssen in der Europäischen Gemeinschaft in abseh- 
barer Zeit auch die anderen Bereiche der Politik 
gemeinsam gestaltet werden. Hierbei spielt die 
stufenweise Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion eine hervorragende Rolle. Welche 
Fragen und Probleme auch immer zu lösen sein 
werden: Alle Entscheidungen müssen so ausgerich- 
tet sein, daß sie die europäische Integration fördern 
und nicht gefährden! Das tatsächlich vorrangige 
Nahziel, erreichbar nur auf der Basis einer gemein- 
samen Konjunkturpolitik, muß Stabilität sein. Eine 
isolierte Agrarpolitik könnte gefährliche politische 
Situationen heraufbeschwören. Daraus folgert auch, 
daß in zunehmenden Maße politische Verhandlun- 
gen und Vereinbarungen der Regierungschefs er- 
forderlich sind, um einen Ausgleich nationaler In- 
teressen zu finden. 

Ich bin der Meinung, daß diese Verhandlungen 
und Gespräche im Rahmen der Europäischen Ge- 
meinschaft stärker zu institutionalisieren isind, um 
in der bevorstehenden schwierigen Phase der euro- 
päischen Integration entscheidend voranzukommen. 
Nur durch eine permanente Abstimmung in den ent- 
scheidenden außen- und innenpolitischen Grundsatz- 
fragen wird es gelingen, Integrationsgrad und Kon- 
gruenz der Integration in den verschiedenen Teil- 
bereichen harmonisch voranzubringen. 

Gleichzeitig dürfen wir das Fernziel nicht aus 
den Augen verlieren. Es bleibt die „Politische Ge- 
meinschaft", mit einer europäischen Regierung, die 
Entscheidungen treffen kann und parlamentarisch 
kontrolliert ist. Ein geeintes, einiges und sozial 
fortschrittliches Europa ist für die Völker unseres 
Kontinents von vitaler Bedeutung! 

Europa hat einen schweren Leidensweg mit zwei 
Weltkriegen und ihren furchtbaren Auswirkungen 
hinter sich. Die Lehre aus diesen Tragödien ist, daß 
wir Westeuropäer und — hoffentlich in nicht allzu 
ferner Zukunft — auch die Osteuropäer nur zusam- 
menfinden können, wenn es gelingt, die nationalen 
Egoismen zu überwinden. Dabei sollten wir aber 
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nicht in eine supranationale Euphorie verfallen und 
glauben, auch Europa könne ein Schmelztiegel der 
Sprachen und Kulturen werden. Die Staatsgrenzen 
werden zwar hoffentlich fallen und nur noch bloße 
Verwaltungsgrenzen sein. 

Dieses Europa kann aber auch nur zusammen- 
finden, wenn die kulturellen Eigenarten seiner Völ- 
ker entsprechend ihrer Herkunft, Geschichte und 
Tradition gesichert werden! 

Dies muß das Leitmotiv der Politik für die Schaf- 
fung eines größeren gemeinsamen Europas sein. 
(Beifall) 

Dr. Rinderspacher (SPD): Herr Präsident! Ich 
will mich in meinen Ausführungen auf drei direkte 
Fragen beschränken, die an Herrn Minister Ertl ge- 
richtet sind. 

Zur ersten Frage. So erfreulich das jetzt vorlie- 
gende Ergebnis der Getreideernte 1971 ist, so sind 
die steigenden Erträge doch natürlich auch alle Ge- 
genstand ernster Sorge. Gerade im Zeichen der sich 
erweiternden Gemeinschaft — wobei ich in erster 
Linie an Großbritannien und Dänemark denke — 
stellt sich immer dringender die Frage nach der 
Überproduktion und danach, ob sie absetzbar ist. Sie, 
Herr Minister Ertl, haben im Bulletin der Bundes- 
regierung vom 9. Oktober 1971 einiges dazu gesagt. 
Ohne jetzt die Strukturfrage in der Landwirtschaft 
in der ganzen Tragweite stellen zu können, wäre 
ich Ihnen doch für eine Auskunft darüber dankbar, 
welche grundsätzlichen Vorstellungen zu dieser Ge- 
fahr der Überproduktion in Ihrem Hause bestehen. 

Meine zweite Frage bezieht sich auf die Anbau- 
fläche. Diese ist in der Bundesrepublik in den letz- 
ten Jahrzehnten nur unwesentlich gestiegen. Trotz- 
dem wurde, worauf ich eben hinwies, der Ertrag we- 
sentlich verbessert. Gibt es in Ihrem Hause in bezug 
auf die künftige Gestaltung der Anbaufläche — ich 
möchte hier das Stichwort „Monokultur" nennen — 
genaue Vorstellungen? Inwieweit beabsichtigen Sie, 
auf die Relation der verschiedenen Produkte Einfluß 
zu nehmen? 

Nun eine dritte Frage, die sicher für uns alle ganz 
interessant wird. Der Agrarausschuß hat bei seinem 
Besuch in Schweden erfahren, daß die schwedische 
Regierung den Rückgang der landwirtschaftlichen 
Betriebe und die Verlagerung der Produktion nach 
der Richtung untersucht und mit einiger Sorge be- 
obachtet, daß sie eine Versorgung des Landes mit 
Lebensmitteln zu etwa 80 Vo anstrebt, um in Krisen- 
zeiten gewappnet zu sein. Ich frage: Gibt es für die 
Bundesrepublik und die EWG Vorstellungen, die 
Autarkie der Nahrungsmittelversorgung, aus wel- 
chen Gründen auch immer, in einer bestimmten 
Höhe zu stabilisieren? Oder gibt es solche Vorstel- 
lungen nicht? 

Roser (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich habe an 
Herrn Bundesminister Ertl, dem ich weitgehend zu- 
stimme und dem ich für seine Ausführungen ganz 
besonders herzlich danken möchte, zwei Fragen. 


Sie haben, Herr Minister, Ertl, das Memorandum 
der Brüsseler Kommission zur Harmonisierung der 
Entwicklungshilfe der Mitgliedsländer der EWG an- 
gesprochen und es sehr nachdrücklich begrüßt. Ich 
freue mich über diese Aussage ganz außerordentlich, 
nicht zuletzt weil wir heute nachmittag über die 
Frage der Schaffung eines europäischen Nahrungs- 
hilfereservefonds usw. beraten werden. 

Mich würde nun sehr interessieren, ob die Bun- 
desregierung ihrerseits schon tätig geworden ist, um 
eine abschließende Stellungnahme zu diesem Memo- 
randum der Brüsseler Kommission vorzulegen, bzw. 
wann das zu erwarten ist. Weiter würde mich in- 
teressieren, wie Sie, Herr Minister, über eine Aus- 
weitung der Kompetenzen der Brüsseler Kommis- 
sion — gewissermaßen in Fortschreibung der Rö- 
mischen Verträge — in Fragen einer europäischen 
Harmonisierung der Entwicklungspolitik denken 
und ob Sie eine Meinung darüber haben, daß es an- 
gesichts des Eintritts von vier weiteren Ländern von 
außerordentlicher Bedeutung ist, eventuell daran zu 
denken, weitere europäische Entwicklungsfonds — 
wir haben bisher nur den einen für die 24 assoziier- 
ten Staaten — zu schaffen, etwa einen für Latein- 
amerika und einen für Asien. 

Eine zweite Frage, Herr Minister — Sie kamen auf 
die Strukturpolitik der EWG zu sprechen — : Sehen 
Sie eine Möglichkeit, darauf hinzuwirken, daß in 
Zukunft im Vollzug des Strukturförderungspro- 
gramms die oft sehr lange Zeitspanne zwischen Zu- 
sage der Mittel und ihrer Auszahlung — Mittel an 
einzelne Landwirte wie an Körperschaften, wie an 
sonstige Institutionen — , die gelegentlich sogar zwei 
Jahre erreicht, wirksam verkürzt wird? Das Problem 
liegt wohl darin, daß die Bürokratie, die hier über 
einen langen Instanzenweg arbeitet, nicht zu einer 
europäischen Verdrossenheit führen darf; denn die 
will niemand von uns. 

Ertl (Landwirtschaftsminister der Bundesrepublik 
Deutschland): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich möchte mich zunächst für 
alle Diskussionsbeiträge sehr bedanken. Sie waren 
für mich sehr lehrreich. Ich glaube, daß diese Dis- 
kussion heute insgesamt sehr nützlich war. 

Ich muß mich sehr bei allen Damen und Herren 
entschuldigen, die sich noch zu Wort gemeldet ha- 
ben, daß ich um 12.15 Uhr diesen Saal verlassen 
muß. Aber das Schicksal jagt uns alle von einem 
Termin zum anderen. Heute mittag steht in dem 
Kabinett meines Landes der Jahreswirtschaftsbericht 
zur Beratung an. Deshalb muß ich zur Kabinetts- 
sitzung zurück. Dann beginnt heute abend in Berlin 
die Grüne Woche. Sie sehen hier ein Stück leben- 
diges Europa. Außerdem bin ich gestern spät nachts 
aus Brüssel zurückgekehrt. Da sieht man, was uns 
allen bevorsteht. Ich sage manchmal: wahrscheinlich 
werden wir in Zukunft unsere Dienstätigkeit nur 
noch im Flugzeug — möglicherweise über Telefon — 
ausüben, denn anders geht es nicht. 

Mr. Scott-Hopkins, ich habe Ihre Bemerkungen 
mit großem Interesse gehört und möchte zunächst 
zu der Frage der Institutionalisierung Stellung 
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nehmen. Ich bin in der Tat der Meinung, daß wir 
nur dann vorwärtskommen, wenn wir auch Schritte 
bezüglich der Institutionalisierung tun. Was Sie 
vorgeschlagen haben, ist sicherlich ein erwägens- 
werter Gedanke. Man kann vielleicht an ein ge- 
meinsames Büro denken, das die koordinierenden 
Funktion übernimmt. 

Ich glaube, wir haben eines gelernt. Wir sollten 
nicht immer gleich das allerletzte als erstes fordern, 
sondern wir sollten uns mehr in einer kontinuier- 
lichen Arbeit nach vorne bewegen. Andernfalls er- 
leben wir Rückschläge, die wir immer schmerzlich 
verspüren und die wir für die Zukunft vermeiden 
wollen. 

Zu dieser Institutionalisierung gehört natürlich 
langfristig auch eine kompetente parlamentarische 
Kontrolle, Ich glaube nämlich nicht, daß wir auf die 
Dauer die bisherige Politik fortführen können. 

Noch viel wichtiger ist aber folgendes, und das 
lassen Sie mich einmal aus der Sicht eines Mannes 
sagen, der nun über zwei Jahre im Ministerrat mit- 
arbeitet. Wir müssen wirklich die Grundlagen der 
Politik so formulieren, daß die Minister nicht per- 
manent zu Technokraten degradiert werden. Auf- 
grund meiner Erfahrungen kann ich sagen, daß ich 
mehr als die Hälfte der Zeit im Ministerrat zu- 
mindest auf dem sehr schwierigen agrarpolitischen 
Sektor mit — ich möchte beinahe sagen — reiner 
Verwaltungsarbeit verbringe. Die ganze Anlage der 
Agrarpolitik ist so perfektionistisch, daß selbst De- 
tails einer Entscheidung der Minister bedürfen. Das 
halte ich für nicht sinnvoll. Minister sollten poli- 
tische Grundlinien festlegen. Die Auswirkungen 
sollten dann so sein, daß sie für normale Menschen 
überschaubar sind. ■ — - Also diese Frage sollte man 
in dem Zusammenhang einmal anschneiden. 

Viele Damen und Herren haben auf ein sehr 
wichtiges Problem hingewiesen, von dem ich glaube, 
daß es in der Tat ein speziell europäisches Problem 
ist. Sie haben die Frage gestellt, was aus vielen 
kleineren Betrieben wird. Das ist ein großes soziales 
und gesellschaftliches Problem, das es in anderen 
Gebieten der Welt in diesem Umfang gar nicht gibt. 
Das Problem tritt in verschiedenen Regionen stär- 
ker, in anderen schwächer auf. 

Mit großem Interesse bin ich den Ausführungen 
des Herrn Kollegen Weber gefolgt, in denen er über 
die Berggebiete und die bäuerlichen Familien- 
gebiete gesprochen hat. Dabei sind mir meine Ein- 
drücke aus Neuseeland wieder in Erinnerung ge- 
kommen. Dort ist ja ein gebirgiges Land vorhanden. 
Ich habe dort feststellen müssen, wie unterschied- 
lich die strukturelle Situation auf dem Agrarsektor 
in der Welt ist. Es gibt dort Betriebe mit 70 und 
100 Hektar, die durch Viehhaltung absolute bäuer- 
liche Familienbetriebe sind. Daraus ersieht man, 
daß bei optimalen Klimaverhältnissen die Größe 
eines Familienbetriebes sehr erheblich sein kann. 

In Europa haben wir ein großes Problem, nämlich 
die Vielzahl der kleinen und mittleren Betriebe. 
Für sie müssen in der Tat sozial vertretbare Lösun- 
gen gefunden werden. Ich möchte nicht sagen, daß 


I wir in der Bundesrepublik den Stein der Weisen 
' gefunden hätten; den gibt es in der Politik nicht. 

Wir haben aber die Förderungspolitik in der Land- 
I Wirtschaft dreigeteilt. Zinsverbilligte Darlehen und 
j andere Förderungen gewähren wir primär lang- 
j fristig lebensfähigen Betrieben — wie wir sie nen- 
nen — , und zwar unabhängig von der Größe. 

In diesem Zusammenhang darf ich ein anderes 
Wort sagen. Es ist in Europa eine unheilvolle Dis- 
kussion Über die Betriebsgrößen entstanden. Ich 
habe diese Diskussion über die Betriebsgrößen nie 
verstanden, und ich habe sie politisch immer für 
verhängnisvoll gehalten. Sie löst nämlich — mög- 
licherweise an einer Stelle und in einer Situation, 
wo das gar nicht notwendig ist — Ängste aus. 

Ich halte etwas anderes für sehr viel sinnvoller. 
Ich muß es meinen Mitarbeitern zugute halten, daß 
sie mich auf diesen Weg gebracht haben. Das war 
gar nicht meine Idee, sondern die Idee meiner Mit- 
arbeiter. Man soll fragen, was langfristig lebens- 
fähig ist. Dabei soll die Orientierung an einer Ein- 
kommensschwelle vorgenommen werden. Es soll 
eine Einkommensschwelle angestrebt werden, bei 
der man möglichst nahe an vergleichbare Einkom- 
men in der übrigen Wirtschaft herankommt. Beides 
sind sicherlich fiktive Größen. Aber damit hat man 
eine Orientierungsgröße. 

Man muß dem Landwirt sagen, daß es sich nur 
dann lohnt, zu investieren, wenn sich auch sein Ein- 
kommen verbessert. Das ist ja der zweite Teil des 
Teufelskreises, der heute schon besprochen worden 
ist: Technik und berechtigte gehobene Einkommens- 
ansprüche zwingen den Landwirt zwangsläufig zum 
permanenten Investieren und zu Betriebsaufstok- 
kungen und Betri^bsvergrößerungen, auch solchen 
innei^betrieblicher Art, beispielsweise durch sehr 
intensive Veredelungsproduktionen wie Geflügel- 
haltung. 

Wir haben also den vorhin angeführten einen 
Weg beschriften. Ebenso wichtig ist aber auch der 
soziale Teil. Wir können der Vielzahl kleiner Be- 
triebe nur helfen, wenn wir ihnen eine Einkommens- 
kombination ermöglichen. Das bedeutet, daß sie 
zwangsläufig einen Teil ihres Einkommens aus 
außerlandwirtschaftlicher Tätigkeit beziehen. Dazu 
bedarf es bedeutender Infrastrukturmaßnahmen. 

Ich darf in diesem Rahmen ein klein wenig freier 
sprechen, als das auf Grund einer konzipierten Rede 
möglich war. Ich selber sehe hier den zweiten Kar- 
dinalfehler der bisherigen Agrarpolitik. Ein Kardi- 
nalfehler war, daß man glaubte, man könne prak- 
tisch über Agrarpreispolitik den ganzen Einstieg in 
die europäische Wirtschafts- und Währungsunion 
bekommen. Ich will das gar nicht kritisieren, son- 
dern nur feststellen. 

Nun beginnt man wieder, die Agrarstrukturpolitik 
zu formulieren, obwohl wir noch gar keine regionale 
Planung haben, wie die Infrastruktur — insbeson- 
dere in agrarstrukturschwachen Gebieten — gelöst 
werden soll. Das heißt, wir machen für die Agrar- 
struktur wieder die Detaillösung, ohne daß wir die 
sozialen Voraussetzungen für Alternativen haben. 
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Man kann dem kleinen Landwirt die Einkom- 
mensverbesserung sowie die Verbesserung seiner 
sozialen Position nur dann ermöglichen, wenn er 
einen Arbeitsplatz findet. Das kann in Industrie und 
Gewerbe, das kann im Tourismus sein; es kann auch 
im gesamten Dienstleistungsbereich sein. Zuerst 
müssen also die Voraussetzungen des zusätzlichen 
Erwerbs gegeben sein. Dann erst kann man diesem 
kleinen Landwirt soziale Hilfen geben, um ihn da- 
durch eines Tages zu einem gleichwertigen Glied in 
unserer Gesellschaft zu machen. Das ist die ganz ent- 
scheidende Frage, vor der wir stehen, insbesondere 
auch in Berggebieten. 

Dabei meine ich, daß sich sehr nützliche Aspekte 
zeigen können. Ich will das einmal ganz simplifiziert 
darstellen. Ich sage immer: Für mich persönlich ist es 
vollkommen egal, ob dieser Landwirt im Berggebiet 
von zehn Kühen und 20 Fremdenbetten oder von 
20 Fremdenbetten und zehn Kühen lebt. Wichtig ist 
nur, daß seine Funktion aufrechterhalten wird. Herr 
Leitner, Herr Weber und viele andere haben näm- 
lich mit Recht darauf hingewiesen, daß wir diesen 
Landwirt brauchen, um diese gesamte Freizeitland- 
schaft in Funktion zu halten. 

Wichtig ist also das kombinierte Einkommen. 
Daraus ergibt sich zwangsläufig, daß alle Maßnah- 
men Priorität haben, die den Alten das Ausscheiden 
sozial erträglich machen: Landabgaberente, Alters- 
rente. 

Weiterhin haben alle Umschulungsmaßnahmen 
Priorität. Es taucht nämlich sofort die nächste Frage 
auf: Soll dieser Mann dann nur als Hilfsarbeiter 
leben können? Nein, er soll entsprechend seinen An- 
lagen und Fähigkeiten voll integriert werden kön- 
nen. Deshalb müssen Umschulungsmaßnahmen vor- 
gesehen werden. 

Auch sozial muß ihm das Umsteigen ermöglicht 
werden. Wir in der Bundesrepublik haben vorgese- 
hen, daß der Bund 70 der Beiträge nachbezahlt, 
die er für die Sozialversicherung zu entrichten hat. 

Ich glaube, daß dies der richtige Weg ist: einer- 
seits die Förderung der lebensfähigen Vollerwerbs- 
betriebe, andererseits die sozialen Ergänzungsmaß- 
nahmen für diesen Integrationsprozeß der kleineren 
und mittleren Betriebe. 

Ich habe bewußt auf diesen Punkt ein großes Ge- 
wicht gelegt. Ich bin nämlich der Meinung, daß das 
das zentrale Anliegen in Europa ist. Wir haben 
nämlich die differenziertesten Strukturen. Optimale 
Strukturen sind in Europa nur in einem Minimum 
gegeben. In der Mehrheit haben wir in Europa an- 
dere Strukturen: Hügelgebiete, Küstengebiete und 
Berggebiete. 

Die kommende Agrarpolitik — insbesondere die 
der Zehnergemeinschaft — wird noch viel differen- 
zierter gestaltet werden müssen. Ich meine, daß wir 
kein Einheitschema finden können. Das ist meine 
ganz persönliche Meinung; aber auch ein Minister 
darf eine persönliche Meinung haben. Wir können 
keine Einheitspolitik machen, die von Narvik bis 
Sizilien alles über einen Leisten schlägt. Das geht 
nicht. Die Differenziertheit muß sich auch in der 
Agrarpolitik niederschlagen. 


Noch etwas anderes möchte ich noch kurz an- 
sprechen. Herr Barry, ich bin sehr dankbar, daß Sie 
auf das Problem der Inflation hingewiesen haben. 
Neben den alten Sparern ist die Landwirtschaft der 
Hauptleidtragende einer inflationären Entwicklung. 
Bei einer inflationären Entwicklung ist sie einem 
besonders starken Kostendruck ausgesetzt. Auf 
Grund der allgemeinen Marktsituation und der ge- 
ringen Preiselastizität ihrer Produkte ist sie kaum in 
der Lage, Kostensteigerungen über Preissteigerun- 
gen weiterzugeben. Angesichts der Produktion, die 
im großen und ganzen hundertprozentig den Ver- 
brauch deckt, ist das sowieso sehr schwierig. Daher 
muß die gesamte Wirtschaftspolitik, wenn man diese 
ohnehin schwachen Glieder unserer Volkswirtschaft 
nicht ganz „abhängen" will, darauf achten, daß man 
die inflationäre Welle im Griff behält. Ich bin kein 
Illusionist und glaube nicht, daß man null Prozent 
halten kann. Aber ich meine, daß das, was sich in 
Europa abzeichnet, nämlich 5 und 6 ^/o, einfach des 
Guten zuviel ist und daß wir wirklich den Versuch 
machen müßten, wieder auf 4 ^/o, möglicherweise 
auch 3 ^/o oder noch lieber auf 2 '®/o herunterzukom- 
men, koste es, was es wolle. Das ist der entschei- 
dende Punkt, wenn man nicht die schwachen Glie- 
der in den europäischen Volkswirtschaften total „ab- 
hängen" will. Das sind einmal die Alten, dazu ge- 
hört sicherlich die Landwirtschaft und dazu ge- 
hören auch verschiedene kleine Selbständige und 
andere mehr. 

Lassen Sie mich in dem Zusammenhang noch ein 
Wort zum Marktgleichgewicht sagen. Bei all unseren 
Bemühungen müssen wir uns natürlich sehr darum 
kümmern, daß wir zu einem Marktgleichgewicht 
kommen, wobei man auch, glaube ich, ein vernünf- 
tiges Maß an die Bewertung von Überschüssen an- 
legen müßte. Wir haben gestern im Ministerrat zu 
später Stunde eine Diskussion gehabt. — Ich bitte 
um Entschuldigung, Herr Präsident, daß ich auf eine 
Detailfrage eingehe. Aber am konkreten Beispiel 
kann man bestimmte Situationen immer am besten 
erläutern. — Thema der Diskussion war, wie wir 
im Rahmen unserer der „Welthungerhilfe" gegebe- 
nen Zusage die restlichen 30 000 Tonnen Mager- 
milchpulver herbeischaffen können, denn die Vor- 
räte an Magermilchpulver sind in der Tat total er- 
schöpft. Dafür gibt es viele Ursachen; ich verweise 
nur auf den Produktionsrückgang in Neuseeland. Ich 
will auf Einzelheiten nicht eingehen. Ich habe bei 
dieser Gelegenheit gesagt: Dieses Beispiel zeigt, daß 
man, wenn es nicht unbedingt notwendig ist, auch 
bei der Erörterung der Frage der Überschüsse zu- 
mindest eine Dramatisierung vermeiden sollte. Wir 
haben jahrelang immer wieder gehört: Es gibt Über- 
schüsse bei Magermilchpulver, es gibt den Butter- 
berg und ähnliches mehr. Wir haben Abschlach- 
tungsaktionen durchgeführt, und nun stellen wir 
fest, daß durch eine einzige Trockenheitsperiode in 
Neuseeland, ich will nicht sagen, eine Mangelsitua- 
tion — denn ich will nicht übertreiben — , aber auf 
jeden Fall eine solche Nachfrage entstanden ist, daß 
die Kommission nunmehr gezwungen ist, Mager- 
milchpulver auf dem freien Markt zu kaufen, weil es 
im Augenblick offensichtlich keine Vorräte mehr 
gibt. 
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Unser Ziel muß es sein, daß der Landwirt Einfluß 
auf den Markt und somit auf die Preisgestaltung be- 
kommt, um, wenn es irgendwie geht, marktkonform 
produzieren zu können. Auch hier spielt natürlich 
wiederum die Dreiteilung eine Rolle. Wenn uns 
diese Dreiteilung gelingt, nämlich daß die kleineren 
und kleinen Betriebe aus landwirtschaftlicher Tätig- 
keit zusätzliche Einkommensmöglichkeiten erhalten, 
werden sich diese zwangsläufig extensivieren, wo- 
durch den Vollerwerbslandwirten der Markt für 
Agrarprodukte mehr und mehr überlassen wird. 
Diesen können sie dann stärker nutzen, und zwar 
sowohl durch eine intensivere Produktion als auch 
durch entsprechendes marktpolitisches Verhalten. 

Ich hoffe, daß ich jetzt zunächst einmal die wich- 
tigsten generellen Themen des heutigen Tages be- 
handelt habe. Lassen Sie mich aber noch eines 
sagen. Herr Leitner, Sie wissen — ich sage das, weil 
Sie mich danach gefragt haben — , wie sehr wir uns 
darum bemühen, daß die Zehnergemeinschaft keine 
Endstation für Europa wird. Das kann sie nicht 
sein. Europa ist mehr als das Europa der Zehn. Ich 
habe einmal gesagt: Für mich ist nicht einmal ein 
gemeinsames Westeuropa die Endstation, sondern 
wir müssen als Europäer den Versuch machen, auch 
Osteuropa zu finden, in welcher Form auch immer. 
Ich will das nicht weiter ausführen; dazu bin ich 
weder beauftragt, noch fühle ich mich dazu berufen. 

Sie wissen, daß wir bezüglich der Assoziierung 
gewisse Schwierigkeiten haben, und zwar zur Zeit 
auch mit den Amerikanern. Ich glaube aber, daß 
man auch hier einen vernünftigen Weg beschreiten 
muß. Denn für Europa und für einen Europäer — 
darüber gibt es sicherlich keinen Zweifel — muß 
es immer heißen: die Lösung der europäischen Pro- 
bleme ist vorrangig und Thema Nummer eins. Das 
bedeutet nicht, daß wir die Schwierigkeiten, die die 
amerikanische Regierung hat, einfach negieren soll- 
ten. Das würde ich nicht für gut halten.. Unsere Zu- 
sammenarbeit im Rahmen des atlantischen Bünd- 
nisses ist für die gesamte Entwicklung in Europa 
und in der Welt sicherlich von großer Bedeutung. 
Aber wir müssen natürlich zunächst einmal euro- 
päische Lösungen finden. Auch wenn vielleicht nicht 
alles von heute auf morgen geht, so bin ich doch 
davon überzeugt, daß wir diese Frage, nachdem 
sich jetzt die Zehnergemeinschaft abzeichnet, im 
Sinne einer Bewegung nach vorn und nicht nach 
rückwärts lösen können. Kein Zusammenschluß — 
darüber gibt es auch keinen Zweifel — darf zu 
Lasten anderer gehen. Kein Zusammenschluß darf 
langfristige Lösungen bringen, die beispielsweise 
bewährte Handelsströme abreißen lassen. Ich 
brauche nicht zu sagen, daß es darüber geteilte 
Meinungen gibt. Die Agrarpolitik ist ein sehr 
schwieriges Feld. Es spricht sehr viel dafür, bei den 
Assoziierungsverhandlungen die Landwirtschaft zu- 
nächst auszuklammern. Das gilt übrigens auch für 
die Schweiz; auch dort besteht dieses Problem. 
Nicht alles ist Gold, was in der EWG- Agrarpolitik 
verankert ist. Auch das will ich hier aufgrund 
meiner Erfahrung sagen. Ich glaube, daß es vor 
allem darauf ankommt, daß bewährte Handels- 
ströme nicht, und zwar auch nicht durch eine Er- 


weiterung der Gemeinschaft, gestört werden. In 
diesem Fall muß man dann eben praktische Lösun- 
gen suchen, sei es im Rahmen der Assoziierung oder 
dadurch, daß man, wie man es bisher getan hat — 
das gilt sowohl für die Schweiz als auch für Öster- 
reich — , Sonde rlösungen bei gewissen Produkten 
zu finden sucht; ich denke hier z. B. an Zuchtrinder 
und ähnliches mehr. 

Dann wurde noch nach den sozialen Maßnahmen 
gefragt. Ich bin der Meinung, daß die Maßnahmen, 
die Europa insgesamt für die Landwirtschaft getrof- 
fen hat, nicht zu teuer sind. Ich bin erst recht nicht 
der Auffassung, daß sie auf dem sozialen Sektor zu 
teuer sind, denn sie geben uns in der Tat die Mög- 
lichkeit, lebensfähige Betriebe auf die Dauer zu 
sichern und darüber hinaus den Kleinbetrieben in 
sozialer Hinsicht ergänzende Hilfen zu geben. 

Weiter würde nach der Flurbereinigung und nach 
der Erbteilung gefragt. Das ist ein sehr schwieriges 
Problem. Ich kann dazu nur sagen, daß sich diese 
Frage aus der Sicht der Bundesrepublik kaum mehr 
stellt, obwohl es auch bei uns noch Realteilungs- 
gebiete gibt. — Ich sehe gerade in Ihrem Kreise 
einen großen Juristen, der diese Probleme sehr 
genau kennt. Nach meiner Beobachtung wird selbst 
in Realteilungsgebieten ln Deutschland eigentlich 
kaum mehr von der Realteilung Gebrauch gemacht. 
Zumindest geht das sehr zurück, weil man die Er- 
fahrung gemacht hat, daß es nur noch dann einen 
Sinn hat, wenn man den Hof geschlossen übergibt. 
Notfalls muß man das Pachtrecht und auch das Erb- 
recht zumindest so einander anpassen, daß nicht per- 
manente Flurbereinigungen notwendig werden. 

Der Kollege Rinderspacher hat darauf hin- 
gewiesen — auch darauf möchte ich noch kurz ein- 
gehen — , daß die Hilfe durch Sachverständige nicht 
ausreiche. Ich werde mich nach meiner Rückkehr 
darum kümmern, um zu sehen, ob sie verbessert 
werden kann. 

Man hat mir weiter eine Frage zur Überproduk- 
tion gestellt. Es ist sehr schwierig — diese Beobach- 
tung habe ich bisher gemacht — , absolut richtige 
Prognosen bezüglich über- und Unterproduktion zu 
stellen. Ich will Ihnen nur folgendes ins Gedächtnis 
rufen. Vor drei Jahren, 1968/69, war die gesamte 
europäische Diskussion noch vom Getreideberg, 
vom Butterberg und vom Schweineberg beherrscht. 
Inzwischen haben sich die Dinge wieder normali- 
siert. Es kann aber durchaus sein, daß eine solche 
Situation erneut auf uns zukommt. Ich meine, das 
Wesentliche bei der Zehnergemeinschaft ist, daß 
nun zwei wichtige Agrarimportländer zur Gemein- 
schaft stoßen, nämlich Großbritannien und Nor- 
wegen. Das heißt, das Gleichgewicht innerhalb der 
Gemeinschaft zwischen Agrarzuschußländern und 
ausgesprochenen Agrarüberschußländern, das lang- 
fristig natürlich auch die Politik beeinflussen wird, 
wird größer. Das wird sich sicherlich als nützlich 
erweisen. Ich glaube, man kann sagen, daß die 
Zehnergemeinschaft keine größeren Überschuß- 
probleme als die Sechsergemeinschaft haben wird. 
Aber es läßt sich im Augenblick noch nicht genau 
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Vorhersagen, ob es nicht doch sektoral Überschuß- 
probleme geben wird. Das ist eben sehr schwer 
einzuschätzen. Ich will hier nur ein Beispiel nennen. 
Niemand kann im Augenblick vorhersehen, wie sich 
die Bevölkerung Großbritanniens beim Butter- 
konsum verhalten wird, denn die Butter wird sich 
sicherlich durch den Beitritt verteuern. Es könnte 
also sein, daß ein Großteil der Konsumenten auf 
Margarine ausweicht. Das würde natürlich die Frage 
des Butterkonsums insgesamt in der Zehnergemein- 
schaft wesentlich tangieren. Das muß aber nicht sein. 
Das alles :sind Fragen, die man im Laufe der Zeit, 
und zwar immer von Fall zu Fall, aufmerksam 
beobachten muß. 

Insgesamt gesehen wird durch die Zehnergemein- 
schaft langfristig ein größeres Gleichgewicht am 
Markt entstehen. Das wird man wohl zumindest für 
die Zeit ab 1980 feststellen können. Bis 1980 ist es 
ja nicht mehr so lange. Insofern wird sich dann viel- 
leicht manche Situation zumindest nicht mehr so 
gravierend wie in der Vergangenheit darstellen. 

Daraus ergibt sich eigentlich schon die Antwort 
auf Ihre zweite Frage, verehrter Herr Kollege Rin- 
derspacher. Was die Bundesrepublik betrifft, glaube 
ich, daß das Defizit bei den Nahrungsmitteln eher 
noch größer werden wird. Aber da es im Bereich der 
EWG keine nationale Versorgungspolitik mehr 
gibt, sondern nur noch eine Versorgungspolitik der 
Sechs und dann der Zehn zusammen, glaube ich 
sagen zu können — das gilt zumindest für die we- 
sentlichen Produkte; sektoral ist es allerdings ein 
klein wenig unterschiedlich — , daß die Gemeinschaft 
in den 70er Jahren davon ausgehen kann, daß die 
Produktion nahezu hundertprozentig den Selbst- 
versorgungsgrad erreichen wird. Mit einer einzigen 
großen Ausnahme! Das ist die Rindfleischproduk- 
tion. Sie wird eher rückläufig sein. Aber bei allem 
übrigen haben wir sogar einige Überschüsse usw. 

Insoweit ist es natürlich nicht notwendig, ein be- 
sonderes Krisenmanagement aufzubauen, obwohl, 
wie Sie wissen, die Bundesregierung sowohl für 
Berlin als auch für die Bundesrepublik immerhin 
gewisse Krisenvorräte hält. Ich bin auch der Mei- 
nung, daß man die Versorgung mit Lebensmitteln 
auch für die Zukunft durchaus als einen nützlichen 
Aspekt der Agrarpolitik bezeichnen muß, weil allein 
schon eine kleine Marktstörung möglicherweise 
Schwierigkeiten auslösen könnte, die man nicht 
will und die man zumindest im Hinblick auf eine 
sinnvolle Produktion und Marktgestaltung ver- 
hindern sollte. 

Bezüglich der Stellungnahme der Bundesregie- 
rung, verehrter Kollege Roser, bin ich zur Zeit 
überfragt. Ich werde mit meinem Kollegen Eppler 
darüber reden. Da bin ich nur Randzeuge; denn 
ich bin ja nur für den Nahrungssektor zuständig. 

Wenn Sie mich so persönlich nach den Fonds 
fragen, so bin ich der Meinung, daß man im Grunde 
genommen nicht zu viele Fonds schaffen sollte. Wir 
haben in der gesamten Politik eher zuviel als zu- 
wenig Fonds. Etwas anderes ist es, ob man neben 
den Afrikanern nicht auch die Lateinamerikaner be- 


rücksichtigen sollte. Aber ich frage mich, ob das im 
Augenblick bei den Amerikanern nicht noch größere 
Schwierigkeiten auslöst. Gerade die ganze Ver- 
zahnung auch im Rahmen der Assoziierung spielt 
bei den handelspolitischen Auseinandersetzungen 
mit den Amerikanern eine große Rolle. Dennoch 
meine ich, daß wir Lateinamerika entwicklungs- 
politisch nicht im Stich lassen können. Welchen Weg 
wir auch immer suchen — das ist eine andere 
Frage — , ob wir das über den europäischen Ent- 
wicklungsfonds machen, wir können Lateinamerika 
nicht so betrachten, als wäre es von uns so weit 
weg. Ich bin vielmehr der Meinung, daß Latein- 
amerika mindestens denselben Rang hat wie Afrika 
und Asien, und zwar aus vielerlei Gründen. Ich 
glaube, wir tun gut daran, das zu berücksichtigen. 

Nun kommt die leidige Geschichte mit den Mitteln. 
Mir paßt das auch nicht ganz. Aber ich glaube hier 
wirklich nicht sagen zu können, daß sich die Lage 
schnell verbessern wird. Das hängt damit zusam- 
men, daß all die Strukturförderungsmaßnahmen in 
Tranchen verabschiedet werden. Diese Tranchen 
werden von Jahr zu Jahr freigegeben. Aus dieser 
Sicht heraus sehe ich kaum eine Möglichkeit, die 
Entwicklung zu beschleunigen. Wenn es einmal ganz 
schwierige Situationen bei einem besonderen Pro- 
jekt gibt,, dann bitte ich, mir das selber zu sagen; 
dann kümmere ich mich in Brüssel darum und lasse 
meine Mitarbeiter nachschauen. Aber es kommt ja 
auch vor, daß ein Projekt in zwei oder drei Tranchen 
durchgeführt wird; dann dauert es eben sehr lange. 
Das liegt in der ganzen Konstruktion der EWG- 
Finanzierung. Ich glaube nicht, daß wir einen viel 
schnelleren Weg finden werden. Das bedauere ich 
natürlich. 

Herr Präsident, ich bitte vielmals um Entschuldi- 
gung. Ich habe versucht, in Kürze auf die wesent- 
lichen Punkte einzu gehen. Wenn ich irgendeinen 
Punkt vergessen haben sollte, so war das sicherlich 
nicht beabsichtigt. (Beifall) 

Tagesordnungspunkt: 

Landwirtschaftspolitik in Europa — 
der Mensch und die neuen Agrarstrukturen 

(Drucksache 3051) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dequae 

Roser (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich kann dort 
anknüpfen, wo unser Kollege Hill in dem vorletzten 
Punkt seiner Aussage sehr ausführlich über die 
Frage der Zu- und Nebenerwerbslandwirtschaft, mit 
anderen Worten: der kleinen Landwirtschaft, ge- 
sprochen hat. Ich habe den Eindruck, daß innerhalb 
der Politik der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft die Förderung jener Landwirtschaften, jener 
Landwirte, die zunehmend mehr vom außerland- 
wirtschaftlichen Erwerb leben, etwas zu kurz kommt. 

Die Bemerkungen, die ich mir zu machen erlaube, 
zielen darauf ab, dazu beizutragen, daß wir von 
der Meinung wegkommen, wir könnten landwirt- 
schaftliche Betriebe in weiten Bereichen Europas 
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derart vergrößern, daß sie zu einem vollen land- , 
wirtschaftlichen Erwerb führen. Das mag heute | 
gehen, aber morgen wird der gleiche Betrieb an- 
gesichts der Preisverhältnisse, wie wir sie ja ken- 
nen, angesichts veränderter Produktionssituationen 
in eine Einkommensgrenze heruntergedrückt sein, 
die nicht mehr ein vergleichbares Einkommen ge- 
währleistet. Dann stehen wir wieder vor dem 
gleichen Problem. 

Ich darf deshalb, Herr Präsident, von Erfahrungen ; 
zu berichten versuchen, die wir im Freistaat Bayern ' 
mit einem sehr bewußt konzipierten Programm der 
Förderung der Voll-, Zu- und Nebenerwerbsland- 
wirtschaft gemacht haben. Wir haben hierfür drei | 
Gründe. Einmal verfolgen wir das Interesse der Er- 
haltung eines breit gestreuten Eigentums. Zum i 
anderen wollen wir die Entvölkerung ländlicher j 
Räume vermeiden; dies ist ein Gesichtspunkt, der | 
mir in der heutigen Debatte etwas zu kurz gekom- j 
men zu sein scheint. Schließlich wollen wir die ; 
Kulturlandschaft erhalten. Darauf ist wiederholt | 
hingewiesen worden. Wenn wir das erreichen wol- ; 
len, müssen wir sicherstellen, daß mehr Menschen ; 
auf dem Land leben und — ich sage das fern von 
aller Romantik — mit dem Boden verbunden 
bleiben. 

Ich glaube deshalb, daß in Europa in Zukunft 
zwei Typen landwirtschaftlicher Betriebe dominie- 
ren werden: einmal der Vollerwerbsfamilienbetrieb, 
zum anderen der Nebenerwerbsbetrieb. Meine 
Frage lautet allerdings: Was geschieht zur Förde- 
rung dieser Betriebe? Im Augenblick stellt sich die 
Situation so dar, daß etwa die Brüsseler Kommis- 
sion, im übrigen auch meine Bundesregierung — 
ich bedauere sehr, daß ich das nicht mehr in An- 
wesenheit von Herrn Minister Ertl zur Sprache 
bringen konnte — , in solchen Fällen, in denen ein 
Landwirt aus der Landwirtschaft ausscheidet, um 
sein Einkommen außerhalb der Landwirtschaft zu 
ergänzen, nur dann eine Härteausgleichszahlung 
bekommt, wenn er die Landwirtschaft total verläßt. 
Dies scheint mir auf eine Entwicklung hinauszu- 
laufen, die wir nicht aufhalten können. 

Deshalb halte ich eine Politik aktiver Förderung 
der Nebenerwerbslandwirtschaft auch im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaften für unbedingt not- 
wendig. Ich meine, sie müßte vier Akzente haben: 

1. die Schaffung industrieller gewerblicher Arbeits- 
plätze auf dem Land, und zwar intensiver als 
bisher. Das ist echte Strukturpolitik; 

2. die Neuordnung des ländlichen Raums als Ge- | 
Samtstrukturpolitik und nicht nur im Sinne der | 
Flurbereinigung: 

3. die beratende Hilfe für jene Landwirte, die aus 
dem Votierwerb ausscheiden und in den Neben- 
erwerb gehen, und zwar im Sinne der Betriebs- 
vereinfachung usw.; 

4. zumindest die befristete Starthilfe bei der Schaf- | 
fung von Gemeinschaftseinrichtungen, wie wir | 
sie etwa in Form der Maschinenringe haben. 

Ich kann nur hoffen, daß diese Erwägungen mehr 
und mehr Gedankengut auch der Europäischen 


Wirtschaftsgemeinschaft v/erden. Sonst fürchte ich, 
daß wir in fünf, spätestens aber in zehn Jahren 
über die Frage diskutieren werden: Wie bringen 
wir mehr Menschen aufs Land? Wie lösen wir die 
Probleme, die uns alle jetzt schon beschäftigen, 
nämlich die Probleme der Gestaltung und der Er- 
haltung einer echten Kulturlandschaft, wenn wir 
nichts tun, um diese Menschen auf dem Land zu 
halten? (Beifall) 

Tagesordnungspunkt: 

Der Zweite Welternährungskongreß und der 
Kampf gegen den Hunger in der Welt 

(Drucksache 3073) 

Berichterstatterin: Abgeordnete Frau Herklotz 

Frau Herklotz (SPD), (Berichterstatterin): Herr 
Präsident, der vorliegende Bericht über den zweiten 
Welternährungskongreß, der vom 16. bis 30. Juni 
1970 in Den Haag stattfand, soll nicht nur informati- 
i ven Charakter haben. Es schien mir unmöglich, die 
dort besprochenen Probleme einfach nur zur Kennt- 
nis zu nehmen. Das war auch nicht der Sinn des 
Kongresses. Er wollte zur Aktion aufrufen. Deshalb 
habe ich mich nicht damit begnügt, die Diskussionen 
von Den Haag zusammenzufassen, sondern ich habe 
es unternommen, zusammen mit allen Mitgliedern 
des Landwirtschaftsausschusses, darüber nachzuden- 
ken, was wir Europäer tun können und tun müssen. 
Der Kampf gegen Hunger, gegen Unterernährung 
und gegen Unterentwicklung ist bisher mit unzu- 
reichenden Mitteln geführt worden. Aber obgleich 
die Ernährungslage der Dritten Welt als ein Skan- 
dal empfunden wird angesichts des Überflusses, in 
dem wir leben, ist es bisher nicht gelungen, die 
europäische Bevölkerung und die europäischen Re- 
gierungen zu einem wirksameren Handeln zu be- 
I wegen. 

j Die Experten haben errechnet, daß, sollten die 
j augenblicklichen Tendenzen nicht radikal geändert 
1 werden, die Industriestaaten im Jahre 2000 IV 2 Mil- 
liarden Einwohner haben werden, die jährlich 5000 
bis 10 000 Dollar verbrauchen, während die Dritte 
I Welt 4V2 Milliarden Menschen zählen wird, denen 
kaum 300 Dollar im Jahr zur Verfügung stehen 
werden. Wir werden also in einer Welt leben, die 
dreimal mehr Arme als Reiche umfaßt, wobei die 
Armen 20 bis 30mal weniger verbrauchen können 
als die Privilegierten unseres Planeten. 

Der Gedankenaustausch über meinen Bericht hat 
— wie schon der Kongreß selbst • — gezeigt, daß man 
nicht von Hunger und Unterernährung in der Welt 
sprechen kann, ohne von den Entwicklungsproble- 
men im allgemeinen zu sprechen. Das Problem des 
Hungers ist ein Entwicklungsproblem; beide sind 
untrennbar miteinander verknüpft. Dennoch war 
und ist es nicht die Absicht des Landwirtschaftsaus- 
schusses, mit diesem Bericht eine große Entwick- 
lungsdebatte zu entfachen. Wir haben uns bewußt 
auf die Probleme der Nahrungshilfe und der land- 
wirtschaftlichen Entwicklungsprobleme beschränkt. 
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Die Industriestaaten verfügen über große Agrar- 
überschüsse. Diese Agrarüberschüsse verdienen ein 
anderes Schicksal, als einfach zerstört oder dena- 
turiert zu werden, um unsere Schweine und Kühe 
mit den von ihnen selbst erzeugten Produkten zu 
füttern. Andererseits kann man die Landwirtschafts- 
und Nahrungsmittelproduktion der Entwicklungslän- 
der nicht steigern, ohne landwirtschaftliche Lehrer 
und Techniker auszubilden. 

Der zweite Welternährungskongreß wurde von 
der FAO im Rahmen der Kampagne gegen den 
Hunger in der Welt organisiert, einer Kampagne, 
die im Jahre 1960 begann und im Juni 1963 zum 
ersten Welternährungskongreß führte. Dieser Kon- 
greß lud die FAO ein, einen Weltleitplan über die 
Nahrungsmittelbedürfnisse sowie über die von den 
reichen Ländern zu gewährenden Hilfsmaßnahmen 
zur Entwicklung der Landwirtschaft in der Dritten 
Welt auszuarbeiten. Die FAO hat diesem Verlangen 
entsprochen. Der Weltleitplan diente dem Kongreß 
als Ausgangsmaterial für seine Gespräche. Hinzu 
kam ein zweiter Bericht: „Die fünf Schlüssel zur Ent- 
wicklungspolitik", der Schwerpunkte für die zu- 
künftige Arbeit der FAO setzen will. 

Es muß unterstrichen werden, daß es sich nicht 
um eine offizielle Regierungskonferenz gehandelt 
hat, auch nicht um eine technische Expertenkonfe- 
renz, sondern um eine Zusammenkunft, die 1800 
Personen aus aller Welt umfaßte, die in privater 
Eigenschaft eingeladen worden waren und weder 
Regierungen noch irgendwelche Organisationen, 
Institutionen oder Berufsverbände vertraten. Alle 
Teilnehmer waren jedoch direkt an den Entwick- 
lungsproblemen interessiert und von einem starken 
Verlangen durchdrungen, die menschliche Gesell- 
schaft auf unserem Planeten zu ändern. Die Debat- 
ten waren außerordentlich frei, oft sehr polemisch, 
kritisch, provozierend und doch auch konstruktiv, 
was die Vorschläge zum Handeln anbetrifft, die 
nicht nur an die FAO und an die Industriestaaten, 
sondern auch die Entwicklungsländer selbst gerich- 
tet wurden. Ich beschränke mich hier auf die wich- 
tigsten während des Kongresses angeschnittenen 
Fragenkreise, die übrigens eine ständige Wieder- 
holung erfuhren, ganz gleich unter welchem Aspekt 
sie angegangen wurden. 

Zunächst wurde festgestellt, daß die erfolgreiche 
Lösung der Entwicklungsprobleme letzten Endes 
von den zu fällenden politischen Entscheidungen ab- 
hänge, und zwar sowohl in den Industriestaaten als 
auch in den Entwicklungsländern. Einige Teilneh- 
mer sahen das Haupthindernis für eine wahrhafte 
Entwicklungspolitik nicht im fehlenden Willen oder 
der Unfähigkeit der Politiker, Entscheidungen zu 
fällen, sondern in den politischen und wirtschaft- 
lichen Strukturen, die die Durchführung von Ent- 
wicklungsprogrammen unmöglich machen, insbeson- 
dere im Hinblick auf eine Änderung der sozialen 
Strukturen. Es ist hier in erster Linie an die Schwie- 
rigkeiten gedacht, die die Agrarreformen, vor allem 
die Besitzverhältnisse, in einigen Entwicklungslän- 
dern hervorrufen. 


Das zweite Thema, das immer wieder auftauchte, 
war das der sozialen Gerechtigkeit, d. h. die Not- 
wendigkeit, so zu handeln, daß die Verwirklichung 
der Ziele der Entwicklungsprogramme gleidizeitig 
eine größere soziale Gerechtigkeit mit sich bringt. 
Die Vorteile eines Entwicklungsvorhabens müssen 
möglichst allen gesellschaftlichen Schichten der Be- 
völkerung zugute kommen und nicht nur etwa den 
Wohlstand derjenigen erhöhen, die schon zu den 
Privilegierten gehören. 

Außerdem wurde die Notwendigkeit der „Ver- 
menschlichung" des Entwicklungsprozesses betont, 
durch den das Individuum die Möglichkeit erhalten 
muß, sein eigenes Schicksal in die Hand zu nehmen, 
seine Lebensbedingungen zu verbessern, seine 
eigene Persönlichkeit zu entwickeln. 

Jedes Entwicklungsprogramm muß Prioritäten 
festsetzen und die Wünsche des Empfängerlandes 
berücksichtigen, insbesondere die dort vorhandenen 
Hilfsquellen ausnützen. 

Von den vielen Empfehlungen und Vorschlägen 
des Kongresses möchte ich nur die herausgreifen, 
die uns selbst angehen: Zunächst die Notwendigkeit, 
daß jeder einen persönlichen Beitrag zur Entwick- 
lungshilfe leisten sollte. In der Schweiz zum Beispiel 
— so sagte uns Herr Wahlen — verlangt man, daß 
jeder Steuerpflichtige 1 bis 3 ^/o seines Einkommens 
für Entwicklungshilfe abgibt. In Norwegen gibt es 
bereits eine Entwicklungshilfesteuer, in Belgien 
sieht ein Gesetzentwurf die Einführung einer sol- 
chen Steuer vor. Auch der Vatikan glaubt, daß die 
notwendigen Summen nur durch die Einführung 
eines weltweiten Steuersystems aufgebracht wer- 
den können. Dieser Vorschlag ist meiner Meinung 
nach zu prüfen, zumal einige Länder bereits den 
Anfang gemacht haben. 

Ein anderer Vorschlag, der auf dem Kongreß vom 
holländischen Landwirtschaftsminister ausging, be- 
steht darin, eine „Nahrungsbank" für dringende 
Bedürfnisse bei Naturkatastrophen, Erdbeben, 
Kriege, usw. ^ zu schaffen. Wir haben diesen Vor- 
schlag in unsere Empfehlung aufgenommen. 

Ferner wurde vorgeschlagen, einen großen Teil 
der wissenschaftlichen Forschung „an Ort und 
Stelle", d. h. in den Entwicklungsländern, selbst vor- 
zunehmen, da die Probleme gerade in der Land- 
wirtschaft zu verschieden sind, als daß sie eine 
generelle Lösung erlaubten. 

Meine Damen und Herren, der Kongreß hat keine 
außergewöhnlichen spektakulären Ideen hervorge- 
bracht. Aber er hat die Sorge der Teilnehmer nach 
sozialer Gerechtigkeit und die Notwendigkeit poli- 
tischer Entscheidungen zugunsten der Entwicklungs- 
hilfe deutlich gemacht. Der Zusammenhang zwischen 
landwirtschaftlicher Entwicklungspolitik und Ent- 
wicklungspolitik im allgemeinen wurde klar heraus- 
gestrichen und zeigte die Richtung an, in der zu- 
künftig geplant und gearbeitet werden muß. Dem 
Kongreß zufolge ist wirtschaftliches Wachstum 
allein kein Ziel an sich; es muß in das Streben 
nach sozialer Gerechtigkeit eingebettet werden. 
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Frau Herklotz 

Die vielen schwierigen Probleme, die der Hunger 
in der Welt hervorruft, die Bevölkerungsexplosion 
und der wachsende Abstand zwischen dem Wohl- 
stand der Industriestaaten und der Armut der Ent- 
wicklungsländer scheinen mir durchgreifende Maß- 
nahmen erforderlich zu machen, um die öffentliche 
Meinung und die notwendigen Summen zu mobili- 
sieren, damit wenigstens das sehr beschiedene Ziel, 
1 % des Bruttosozialprodukts der Industriestaaten 
der Entwicklungshilfe zu widmen, erreicht wird. 

Leider haben wir uns von diesem Ziel mehr und 
mehr entfernt. Neueste Statistiken weisen aus, daß 
die öffentliche Hilfe der reichen Nationen im Jahre 
1970 nur noch 0,34 ®/n des Bruttosozialproduktes aus- 
machte — 1960 waren es 0,52 ®/o — , obgleich 0,70 ®/o 
als Ziel der Entwicklungsstrategie der Vereinten 
Nationen vorgesehen war. Ich betone: Hilfe aus 
öffentlichen Mitteln; 0,30 ®/o sollten aus privaten 
Mitteln aufgebracht werden. Selbst die Zahlen für 
Frankreich, das immer mit gutem Beispiel vorange- 
gangen war, sind von 1,30 Vo im Jahre 1960 auf 
0,65 ®/o im Jahre 1970 gesunken. Hierbei muß man 
noch die französischen Überseegebiete abziehen; 
dann kommt man nur auf 0,45 ®/o des Bruttosozial- 
produkts. 

Meine Damen und Herren, 200 Milliarden Dollar 
werden pro Jahr in der Welt für Rüstungszwecke 
ausgegeben, sagte U Thant in seiner Eröffnungsrede 
zum Kongreß, nur wenige Milliarden — sie lassen 
sich an den Fingern abzählen — für Entwicklungs- 
hilfe; sicherlich viele Milliarden für Luxuskonsum- 
güter. Kann das angesichts der von mir zu Beginn 
geschilderten Lage so bleiben? Ich meine: nein! 

Die großen Errungenschaften der modernen Tech- 
nologie auf dem Gebiet der Raumfahrt, der Atom- 
wissenschaft usw. haben bewiesen, daß es heute 
Methoden gibt, die es erlauben, auch die gewaltig- 
sten Probleme wie den Mondflug zu lösen, wenn die 
notwendigen Summen und eine entsprechende An- 
zahl von Menschen dafür eingesetzt und mobilisiert 
werden. 

Die „Glaubwürdigkeit" Europas würde erhöht, 
wenn unsere Mitgliedstaaten sich entschließen wür- 


den, ein wirkliches Opfer zugunsten der Dritten 
Welt zu bringen. Ist nicht Europa durch sein kul- 
turelles Erbe dazu berufen, ein überzeugendes Bei- 
spiel zu liefern? Nennt Europa sich nicht immer 
noch „christlich", und gehört es dann nicht zum 
Glaubensakt, ein wirkliches Opfer für die Armen in 
der Dritten Welt zu bringen? 

Deshalb schlagen wir in unserer Empfehlung vor, 
einen europäischen Sonderfonds für den Hunger in 
der Welt zu schaffen. Mir persönlich ist es gleich- 
gültig, ob dieser Fonds aus den staatlichen Budgets, 
aus einer Steuererhöhung für einkommensstarke 
Bevölkerungsschichten oder aus freiwilligen Bei- 
trägen gespeist wird. Wir lassen diese Frage offen. 
Aber dieser Fonds ist notwendig, um landwirtschaft- 
liche Lehrer und Techniker für die Entwicklungs- 
länder zu schulen, damit dort die Bedingungen ge- 
schaffen werden, die eine erhöhte Agrarproduktion 
in diesen Ländern ermöglichen, und auch um die 
Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung zu bekämp- 
fen. 

Eine zweite große Idee, die die Emfehlung auf- 
nimmt, ist die Schaffung einer Währungsreserve für 
Notfälle, aber auch die Bereitstellung vermehrter 
Nahrungshilfe zur Verwirklichung spezifischer Ent- 
wicklungsprojekte. 

Meine Damen und Herren, Monsieur Harmel, der 
frühere belgische Außenminister, hat neulich vor der 
WEU vorgeschlagen, Europa solle einen „großen 
umfassenden europäischen Marshall-Plan" zugun- 
sten der Dritten Welt durchführen. Der Präsident 
der Französischen Republik sprach von den Ver- 
pflichtungen der reichen Länder gegenüber den 
Armen. Genau in diesem Geiste wurden unsere 
Vorschläge konzipiert; sie wären ein erster Schritt 
Europas, neue Weichen zu stellen, um eine bessere, 
gerechtere Welt zu schaffen. 

Ich bitte sie deshalb, der Empfehlung unseres Aus- 
schusses zuzustimmen. Ich darf hier sagen, daß der 
Landwirtschaftsausschuß ebenfalls einstimmig emp- 
fiehlt, beide Änderunganträge von Herrn Pecoraro 
anzunehmen. (Beifall) 
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